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Der Oktober 2022 war ein historischer Monat für die Entwicklung der Infl ation im Eu-
roraum. Mit einer Rate von 10,4 % stieg der VPI in Deutschland auf den höchsten Wert 
seit den 1950er Jahren. Im Euroraum erreichte der HVPI mit 10,6 % den höchsten Wert 
seit der Gründung der Währungsunion. Die Preisentwicklung zeichnet sich weniger 
durch eine Überhitzung der Nachfrage als durch angebotsseitige Störungen infolge der 
Coronapandemie und der Energiekrise aus (SVR, 2022, Ziff ern 100 ff .). Das daraus ent-
stehende stagfl ationäre Umfeld mit niedrigem Wachstum und hoher Infl ation hat eine 
Diskussion über einen möglichen geldpolitischen Zielkonfl ikt zwischen Infl ationsbe-
kämpfung und Konjunkturstabilisierung ausgelöst. In den vergangenen Jahrzehnten 
bestand dieser Konfl ikt nicht. Während die Preissteigerungen vor der globalen Finanz-
krise die Überauslastung der Realwirtschaft widerspiegelten, gingen die strukturellen 
Veränderungen und die Unterauslastung der Wirtschaft in den Jahren vor der Pandemie 
mit einer Phase niedriger Infl ation einher (Koester et al., 2021). Die durchschnittliche In-
fl ationsrate zwischen 2010 und 2019 lag mit 1,4 % deutlich unter dem Infl ationsziel der 
EZB. Darauf reagierte die EZB zunächst konventionell mit Leitzinssenkungen und als sie 
die Zinsuntergrenze erreichte, mit unkonventionellen Maßnahmen, wie umfangreichen 
Anleihekaufprogrammen. Auf diese Weise senkt die EZB Realzinsen und Kapitalkosten 
und stimuliert die Konsum- und Investitionsnachfrage der Haushalte und Unternehmen.

Aktuell ist die hohe Infl ation stärker durch ein niedriges gesamtwirtschaftliches Angebot, 
insbesondere einen Rückgang des Energieangebots, begründet. Aufgrund von Störun-
gen der globalen Lieferketten sowie des Arbeitsangebots konnte die Ausweitung des An-
gebots bereits 2021 nicht mit der Erholung der privaten Nachfrage nach der Pandemie 
Schritt halten. Zudem belasten nicht erst seit Beginn des russischen Angriff skriegs rück-
läufi ge Erdgaslieferungen die Produktion durch steigende Energiekosten (Berger et al., 
2022). Allerdings erhöht auch die Erholung der globalen Nachfrage den Infl ationsdruck. 
Das spiegelt sich in der Breite der Infl ation wider. Die Kerninfl ationsrate war im Euroraum 
seit Oktober 2021 in jedem Monat über 2 % höher als im Vorjahresmonat. Da die hohen 
Preissteigerungen mit einer verschlechterten konjunkturellen Entwicklung einhergehen, 
befi ndet sich die EZB in einer herausfordernden Situation. Bemüht sich die EZB, den brei-
ten Infl ationsdruck mithilfe restriktiver Geldpolitik zu bekämpfen, könnte sie die schwache 
wirtschaftliche Entwicklung weiter dämpfen. Anders als die Fed, hat die EZB kein duales 
Mandat, bei dem neben der Preisstabilität auch ein hoher Beschäftigungsstand befördert 
werden soll. Stattdessen ist laut Art. 127 AEUV das vorrangige Ziel, Preisstabilität zu ge-
währleisten. Die Infl ation ist im November 2022 zwar leicht auf 10,0 % zurückgegangen, 
aber im zweistelligen Bereich geblieben. Auch gibt die Breite des Infl ationsdrucks Anlass 
zur Sorge. Verschiedene von der EZB berechnete Maße für die Infl ation lagen im Oktober 
mit einer Bandbreite von 3,2 % bis 7,3 % weit über dem Infl ationsziel der EZB von 2 %. Die 
Unternehmen dürften zudem ihre Kosten weiter überwälzen (Gödl-Hanisch und Menkhoff , 
2022). Der SVR Wirtschaft erwartet, dass die Infl ation im Euroraum nach 8,5 % (2022) zwar 
zurückgeht, 2023 aber immer noch bei 7,4 % liegt. Daher erscheint eine Fortsetzung der 
seit Mitte 2022 entschiedenen geldpolitischen Straff ung der EZB unausweichlich.

D. h. nicht, dass die EZB die aktuelle konjunkturelle Entwicklung und die Auswirkun-
gen ihrer Politikmaßnahmen auf die Wirtschaftsleistung ignorieren soll. Die Entwicklung 
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage ist entscheidend für den inländischen Infl ati-
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onsdruck. Gleichzeitig wirken sich geldpolitische Entscheidungen erst mit einer Ver-
zögerung von sechs bis zwölf Monaten auf Infl ation und Nachfrage aus. Die Kunst der 
Geldpolitik besteht darin, Maßnahmen zeitlich und in ihrem Umfang so abzustimmen, 
dass sie ihre Wirkung nicht zu spät und nicht zu stark entfalten. Zurzeit kommt hinzu, 
dass die Unsicherheit in der Wirtschaft und in den Prognosen ungewöhnlich hoch ist, 
sowohl in Hinblick auf die Gasversorgung als auch auf die tatsächliche Auslastung der 
Volkswirtschaft. Während umfragebasierte Indikatoren eine normal oder leicht über-
ausgelastete Produktion anzeigen, deutet die geschätzte Produktionslücke auf eine 
Unterauslastung hin. Aufgrund dieser erhöhten Unsicherheit ist der Übergang auf einen 
„data-dependent-meeting-by-meeting“-Ansatz nachvollziehbar und zu begrüßen.

Nicht die EZB befi ndet sich also in einem Zielkonfl ikt; zunehmend werden aber Konfl ik-
te der europäischen Fiskalpolitik mit der Geldpolitik sichtbar. Um die Auswirkungen der 
Energiekrise und den erheblichen Rückgang der realen Einkommen zu dämpfen, haben 
die EU-Mitgliedstaaten seit September 2021 Entlastungsmaßnahmen in Höhe von mehr 
als 600 Mrd. Euro (4 % des BIP der EU) beschlossen. Deutschland sticht mit Maßnahmen 
in Höhe von bis zu 260 Mrd. Euro (mehr als 7 % des BIP) besonders hervor (Sgaravatti 
et al., 2021) und bleibt mit Finanzierungssalden von -90 Mrd. Euro (2022) und -115 Mrd. 
Euro (2023) expansiv ausgerichtet (SVR, 2022), wobei die Strompreisbremse und der Ab-
bau der kalten Progression noch hinzuzurechnen sind. Während diese fi skalischen Maß-
nahmen stabilisierend auf die Einkommen der privaten Haushalte und die konjunkturelle 
Entwicklung wirken, steigern sie, da sie defi zitfi nanziert sind, die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage und treiben somit den Infl ationsprozess weiter an (Bundesbank, 2022). Dies 
ist mittelfristig auch der Fall, wenn Maßnahmen kurzfristig die Infl ationsrate mechanisch 
reduzieren (Checherita-Westphal et al., 2022), wie etwa die Gas- und Strompreisbremse. 
Insofern wirkt die Fiskal- der Geldpolitik entgegen und erschwert der EZB die Aufgabe 
der Infl ationsbekämpfung. Um den fi skalischen Impuls zu begrenzen, wäre es hilfreich, 
die großteils durch Schulden fi nanzierten Entlastungspakete zielgenauer auszugestalten. 
Leider ist es in Deutschland 2022 scheinbar immer noch nicht machbar, Zielhaushalte 
und -unternehmen nach Einkommens- oder anderen Kriterien diff erenziert zu erreichen. 
Durch die Anbindung von Entlastungen an die Abschlagszahlung für den Gasverbrauch 
wird die gewünschte Zielgenauigkeit nur grob angenähert, da auch wenig bedürftige 
Haushalte unterstützt werden. Die Schuldenquote und der infl ationäre Fiskalimpuls wer-
den so zusätzlich in die Höhe getrieben. Eine stärkere Begrenzung der Gesamtentlastung 
der weniger belasteten einkommensstarken Haushalte durch eine Nachsteuerung auf der 
Einnahmenseite könnte die Zielgenauigkeit verbessern (SVR, 2022). Dadurch würde die 
Nachfragestruktur zu preissensitiveren Haushalten mit geringem Einkommen verscho-
ben, was infl ationsdämpfend wirken könnte (Nord, 2022). Mit diesem Vorgehen würde die 
Fiskalpolitik der Eff ektivität der Geldpolitik weniger im Wege stehen, was sich langfristig 
positiv auf die wirtschaftliche Entwicklung und Stabilität auswirken würde.

Literatur
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losigkeit, Kurzarbeit, Niedrigeinkommen) [fehlt] in der 
zweiten und dritten Säule meist … oder [ist] zumindest 
begrenzt ... Abgedeckt wird häufi g nur das biometrische 
Risiko der Langlebigkeit. Besonders problematisch kann 
sich dies im Falle einer Erwerbsminderung auswirken. Eine 
entsprechende Verschiebung hat zudem geschlechterdif-
ferente Auswirkungen, insofern vor allem Frauen auf die 
besonderen Ausgleichsmechanismen in der umlagefi nan-
zierten ersten Säule der GRV angewiesen sind.“ Mit dieser 
Feststellung wirft der Sozialbeirat das Äquivalenzprinzip 
nicht über Bord, aber implizit wird klar, dass eine staat-
lich organisierte Altersvorsorge mehr sein muss als eine 
Kapital sammelnde Sparkasse. Und es ist sicherlich kont-
rovers, wie sozialer Ausgleich jenseits des Äquivalenzprin-
zips konkret aussehen soll (Klammer und Wagner, 2020). 
Aber die Auseinandersetzung des Beirats mit der Kapit-
aldeckung und deren Abgrenzung von der umlagefi nan-
zierten gesetzlichen Rentenversicherung hat nun klar her-
ausgearbeitet, was die gesetzliche Rentenversicherung im 
Kern ausmacht: nicht rechnerische Äquivalenz von Beiträ-
gen und monatlichen Renten, sondern Umverteilung!

Man darf gespannt sein, wie sich die Diskussion entwi-
ckelt, wenn die Babyboomer demnächst in großer Zahl in 
Rente gehen und die Finanzierung der gesetzlichen Ren-
ten schwieriger wird. Das nicht nur aus meiner persönlichen 
Sicht wirksamste Instrument, die weitere Anhebung der Al-
tersgrenze nach 2030, wird aber aus nachvollziehbaren ver-
teilungspolitischen Gründen von den Gewerkschaften und 
der jetzigen Bundesregierung ausgeschlossen, da gesund-
heitlich angeschlagene Beschäftigte oft auch niedrige Ren-
tenanwartschaften haben. Würde man niedrige bis mittle-
re Rentenanwartschaften relativ höher bewerten als hohe, 
würde auch ein vorzeitiger Rentenzugang bei Erwerbsmin-
derung und eine Nutzung der fl exiblen Altersgrenze zu aus-
kömmlichen Renten führen können. Wenn man das Äqui-
valenzprinzip retten will, könnte man sogar argumentieren, 
dass das aufgrund der niedrigeren Lebenserwartung und 
Rentenlaufzeit vieler Betroff ener versicherungsmathema-
tisch fair sei. Auch eine von der letzten Rentenkommissi-
on diskutierte denkbare Umstellung der Rentenanpassung 
von Lohnbezogenheit zu einem Infl ationsausgleich würde 
kürzer Lebende weniger treff en als länger Lebende, die oft 
auch noch eine betriebliche Rente erhalten.

Gert G. Wagner

Mitglied im Sozialbeirat

Literatur

Klammer, U. und G. G. Wagner (2020), Grundrentenplan der großen Koa-
lition, Wirtschaftsdienst, 100(1), 29-34, https://www.wirtschaftsdienst.
eu/inhalt/jahr/2020/heft/1/beitrag/grundrentenplan-der-grossen-ko-
alition.html (1. Dezember 2022).

Rentenversicherung

Umverteilung ist der Kern!

Die Weltläufe sind unruhig und gefährlich unabsehbar. Da 
spielt die deutsche Rentenpolitik in der Öff entlichkeit – zu 
Recht – keine große Rolle. Nachdem die letzte Bundesregie-
rung für langjährige Versicherte eine Grundrente eingeführt 
hat, die jetzt wirksam wird, und die jetzige Bundesregierung 
sich vorgenommen hat, das Rentenniveau nicht zu senken, 
gibt es für die Rentner:innen auch keinen akuten Grund sich 
mehr Sorgen als zuvor zu machen. Aber die Auswirkungen 
der demografi schen Alterung, die etwa ab 2025 stark spür-
bar werden, wenn immer mehr Babyboomer in Rente gehen, 
werden nicht von selbst verschwinden. Auch unerwartet vie-
le gut integrierte Zuwanderer werden nichts grundsätzlich 
daran ändern. Insofern ist es hochinteressant, dass der Sozi-
albeirat der Bundesregierung in seinem aktuellen Jahresgut-
achten eine vorsichtige Andeutung für einen von vielen als 
tabu erklärten Lösungsweg gemacht hat: eine Abkehr vom 
Äquivalenzprinzip der Rentenversicherung. Die absehbaren 
Finanzierungsprobleme der gesetzlichen Rentenversiche-
rung (und der Beamtenversorgung) werden zu einer Diskus-
sion führen, die Altersgrenze nach 2031 (solange steigt die 
Altersgrenze bis auf 67 Jahre) noch weiter anzuheben. Da-
mit wird das speziell von den Gewerkschaften immer wieder 
zu Recht genannte Problem virulent werden, dass es schon 
heute viele Versicherte nicht schaff en bis zur Altersgrenze 
erwerbstätig zu bleiben – meist aus gesundheitlichen Grün-
den. Jede weitere Erhöhung der Altersgrenze führt faktisch 
zu einer relativen Rentenkürzung für vorzeitig in Erwerbsmin-
derungsrente gehende Versicherte. Dass ein (ungewollter) 
frühzeitiger Rentenbeginn zu Absicherungsproblemen führt, 
ist nicht zwangsläufi g, sondern speziell der Tatsache ge-
schuldet, dass in Deutschland ein eng ausgelegtes Äquiva-
lenzprinzip so hoch gehalten wird wie fast nirgendwo sonst 
auf der Welt. Danach hängt die monatliche Rentenhöhe pri-
mär davon ab, wie lange und wie viel man eingezahlt hat.

Anlässlich einer im Jahresgutachten 2022 geführten Dis-
kussion der Möglichkeiten (und Grenzen) der Kapitalde-
ckung in der Altersversorgung stellt der Sozialbeirat – eher 
beiläufi g, aber deutlich und einstimmig – fest: „Sollte es zu 
einer Stärkung der kapitalgedeckten Vorsorge zu Lasten 
der umlagefi nanzierten [gesetzlichen] Rentenversicherung 
kommen, müsste geprüft werden, wie durch zielgenaue 
Maßnahmen eine bessere Absicherung geringer Einkom-
men erreicht werden kann.“ Denn „der soziale Ausgleich 
(z. B. bei Ausbildung, Kindererziehung, Pfl ege, Arbeits-

DOI: 10.1007/s10273-022-3331-0
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Die Entlastungsmaßnahmen sollten möglichst zielgenau 
ausgestaltet sein. Bei den privaten Haushalten sollten 
sie die Energiesparanreize erhalten sowie auf untere und 
mittlere Einkommen fokussiert sein, die die Belastungen 
durch die Energiekrise nicht tragen können. Bei den Un-
ternehmen sollten die Unterstützungsmaßnahmen nicht 
darauf ausgerichtet sein, ausnahmslos alle Unternehmen 
zu erhalten, sondern nur diejenigen, die bei erwartbar dau-
erhaft höheren Energiepreisen über ein tragfähiges Ge-
schäftsmodell verfügen. Die Einhaltung der Zielgenauigkeit 
ist nicht nur energie- und verteilungspolitisch wichtig. Sie 
verhindert auch, dass die öff entlichen Haushalte mittelfris-
tig unnötig strapaziert werden und dass die Finanzpolitik 
den Infl ationsdruck nachfrageseitig unnötig verschärft.

Die bisherigen Entlastungspakete gehen insgesamt in die 
richtige Richtung. Sie sind aber bislang wenig zielgenau. 
Der Tankrabatt und die Umsatzsteuersenkung auf Erdgas 
sind weder energie- noch verteilungspolitisch zielgenau. 
Die Energiepreispauschale sowie die geplanten Gas- und 
Strompreisbremsen sind energiepolitisch grundsätzlich 
vernünftig ausgestaltet, weil sie die hohen Marktpreise 
jenseits des Sockelverbrauchs in vollem Umfang erhalten 
und auch beim entlasteten Sockelverbrauch nicht die Vor-
krisenpreise, sondern die mittelfristig erwarteten erhöhten 
Energiepreise ansetzen. Sie sind aber nicht verteilungs-
politisch zielgenau, denn sie entlasten auch Haushalte mit 
hohen Einkommen, die die Belastungen eigentlich selbst 
schultern könnten. Selbst wenn die erhaltene Unterstüt-
zung der Einkommensteuer unterworfen wird, bleibt ihnen 
mehr als die Hälfte der Entlastung. Dadurch wird letztlich 
zu viel Geld ausgegeben, die öff entlichen Haushalte wer-
den unnötig belastet und die Infl ation unnötig angeheizt.

Aus diesem Grund plädiert der Sachverständigenrat Wirt-
schaft dafür, befristet diejenigen an der Krisenfi nanzierung 
zu beteiligen, die die hohen Preise schultern können. Hierzu 
wäre es sinnvoll, den Abbau der kalten Progression zu ver-
schieben. Er ist steuersystematisch grundsätzlich gerecht-
fertigt, aber in der jetzigen fi nanzpolitischen Lage proble-
matisch. Außerdem könnten Haushalte mit hohen Einkom-
men, die ungerechtfertigt von den Entlastungsmaßnahmen 
profi tieren, durch einen streng befristeten Energie-Solidari-
tätszuschlag oder eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes 
zur teilweisen Gegenfi nanzierung herangezogen werden. 
Das würde das Gesamtpaket zielgenauer machen, die 
fi skalische Belastung reduzieren und den Infl ationsdruck 
begrenzen. Um zukünftig zielgerichtete Entlastungen zu er-
möglichen, sollte möglichst bald ein unbürokratisches und 
schnelles Entlastungsinstrument für einkommensabhängi-
ge Zahlungen an alle Haushalte entwickelt werden.

Achim Truger

Universität Duisburg-Essen, Sachverständigenrat Wirtschaft

Finanzpolitik

Zielgenauer entlasten!

Die deutsche Finanzpolitik steht wegen des Ukrainekriegs 
und der Energiekrise vor der nächsten großen Herausfor-
derung. Dabei sind die fi nanzpolitischen Auswirkungen 
der Coronapandemie noch gar nicht endgültig abgeklun-
gen. Nun kommen erhebliche Belastungen durch den 
Konjunktureinbruch, erhöhte Verteidigungsausgaben und 
umfangreiche Entlastungsmaßnahmen für Haushalte und 
Unternehmen gegen die drastisch gestiegenen Energie-
preise hinzu. Solche Entlastungsmaßnahmen sind grund-
sätzlich notwendig, denn die Belastungen von privaten 
Haushalten und Unternehmen durch Energiepreiskrise 
und Infl ation sind für viele untragbar hoch.

Nach Analysen des Sachverständigenrats Wirtschaft 
dürfte die Rekordinfl ation – ohne Kompensationsmaß-
nahmen und Ausweichreaktionen – die Nettorealeinkom-
men der privaten Haushalte um durchschnittlich mehr 
als 5 % mindern. Während die einkommensstärksten 
10 % der Haushalte nur mit 3,7 % belastet werden, sind 
Haushalte in der unteren Hälfte der Einkommensvertei-
lung überproportional betroff en, weil der Anteil der be-
sonders stark verteuerten Aufwendungen für Energie an 
den Gesamtausgaben bei ihnen besonders hoch ist. Die 
untere Hälfte wird durchweg mit mehr als 6 % belastet, 
die einkommensschwächsten 10 % der Haushalte sogar 
mit 8,3 %. Problemverschärfend kommt hinzu, dass bei 
den einkommensschwächeren Haushalten zumeist keine 
Reserven existieren, sodass die Preiserhöhungen kaum 
zu verkraften sind. Zudem wären viele energieintensive 
Unternehmen ohne Unterstützungsmaßnahmen massiv in 
ihrer Existenz bedroht.

Die mittelfristige Schuldentragfähigkeit durch die für die 
Entlastungsmaßnahmen angestrebte zusätzliche öff ent-
liche Kreditaufnahme ist bislang nicht gefährdet: Die 
Schuldenstandsquote dürfte unter 70 % des BIP bleiben 
und in der Tendenz rückläufi g sein und die Zinslastquo-
te verkraftbar bleiben. Die schwere Energiekrise würde 
eine erneute Inanspruchnahme der Ausnahmeregel der 
Schuldenbremse im Jahr 2023 rechtfertigen. Die statt-
dessen gewählte Finanzierung durch die Befüllung des 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds als Sondervermögen im 
Jahr 2022 ist einerseits intransparent. Andererseits mag 
es sein, dass sich dadurch die Mehrausgaben enger auf 
die Krisenbewältigung zuschneiden lassen.
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tig sein werden. Am häufi gsten nannten die Unternehmen 
den demografi schen Wandel, gefolgt von Digitalisierung 
und Dekarbonisierung. Bei größeren Unternehmen ist die 
Wahrscheinlichkeit größer, dass sie von mehreren Heraus-
forderungen gleichzeitig betroff en sind. Derzeit bereitet 
auch das Thema Globalisierung mehr Sorgen. Der Krieg in 
der Ukraine verändert die Energieversorgung und die Ex-
portstrategien nach China werden immer unsicherer.

Um die Herausforderungen zu meistern und gegen Krisen 
resilienter zu werden, sind mehr Innovationen erforder-
lich. 77 % der Erwerbstätigen in den Tätigkeitsfeldern FuE 
haben eine MINT-Qualifi kation. Bereits heute fehlen über 
300.000 MINT-Kräfte in Deutschland und für eine Erhö-
hung der FuE-Ausgaben auf 3,5 % des BIP würden rund 
50.000 zusätzliche MINT-Arbeitskräfte benötigt. Große 
Sorgen bereitet daher vor allem der Nachwuchs an qua-
lifi zierten Ingenieur:innen oder Expert:innen in der Infor-
matik. Die Zahl der Studienanfänger:innen in den MINT-
Fächern ist in Deutschland von rund 200.000 im Jahr 2016 
auf 170.000 im Jahr 2021 stark gesunken. Auch für die 
weitere Zukunft droht ein Rückgang des Fachkräftenach-
wuchses. So schneiden die Schüler:innen bei Tests zu 
mathematischen oder Lesekompetenzen schlechter ab 
als in der Vergangenheit. Die Ungleichheit und Bildungs-
armut nehmen zu (Anger et al., 2022).

Aus dem Innovationsindex und den Unternehmensbefra-
gungen ergeben sich daher die folgenden Punkte als po-
litische Empfehlungen: Die Investitionen in Bildung sollten 
deutlich erhöht werden, wobei die Schwerpunkte auf die 
Stärkung der Bildungschancen und den MINT-Qualifi ka-
tionen liegen sollten. Die Zuwanderung von Hochqualifi -
zierten aus dem Ausland muss erhöht werden. Dazu be-
darf es besserer Regelungen und schnellerer Bürokratie. 
Deutschland muss dazu ein besserer Investitionsstandort 
werden, um mehr Direktinvestitionen aus dem Ausland 
anzuziehen. Um die Rahmenbedingungen für die For-
schung zu verbessern, sollte ferner die steuerliche For-
schungsprämie erhöht werden. Auch in die digitale Infra-
struktur sollte mehr investiert werden.

Axel Plünnecke

Institut der deutschen Wirtschaft
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Transatlantischer Innovationsindex

Innovationslandschaft im Vergleich

Die nordamerikanischen und europäischen Innovations-
ökosysteme sind zunehmend komplex und vielfältig. In 
Zusammenarbeit mit Instituten aus Kanada, den USA und 
Italien hat das Institut der deutschen Wirtschaft (IW) 13 In-
dikatoren ausgewertet, die die Innovationswettbewerbsfä-
higkeit von 96 Regionen in Kanada, Deutschland, Italien 
und den USA in drei Kategorien bewerten: Wissensgesell-
schaft, Globalisierung und Innovationskapazität. Dem-
nach sind im Mittel die deutschen Regionen insgesamt 
führend, gefolgt von den USA, Italien und Kanada. Insge-
samt lässt sich feststellen, dass es in allen vier untersuch-
ten Ländern ausgeprägte regionale Stärken und Schwä-
chen gibt. In Deutschland hat der Süden die Nase vorn, 
während der Osten mit Ausnahme Berlins und der Norden 
einen gewissen Nachholbedarf haben (Lázár et al., 2022).

Zunächst ist es ein erfreuliches Ergebnis, dass die Inno-
vationsbedingungen in Deutschland im Durchschnitt der 
Bundesländer vergleichsweise gut sind. Betrachtet man 
alle 96 Regionen, so liegt Baden-Württemberg hinter Mas-
sachusetts und Kalifornien auf dem dritten Platz, Berlin auf 
dem vierten, Hamburg auf dem sechsten und Bayern auf 
dem siebten. Schaut man sich die einzelnen Länder und In-
dikatoren genauer an, so erzielt Baden-Württemberg sehr 
gute Ergebnisse bei den Kapazitäten. Gemessen am BIP 
wird ein sehr hoher Anteil in Forschung und Entwicklung 
(FuE) investiert, es werden viele Patente angemeldet und 
auch die CO2-Effi  zienz ist hoch. Bayern ist stark in der Glo-
balisierung und hat einen hohen Anteil an Hightech-Expor-
ten. Berlin und Hamburg liegen im Bereich Wissen vorn. 
Es gibt viele wissenschaftlich-technische Beschäftigte 
und der Anteil hochqualifi zierter Zugewanderter an der 
Gesamtbevölkerung ist hoch. Die Ergebnisse der Stadt-
staaten müssen allerdings relativiert werden: Die direkten, 
eher ländlich geprägten Nachbarländer Brandenburg und 
Schleswig-Holstein schneiden eher im Mittelfeld ab. 

Deutschland darf sich aber keineswegs auf seinen guten 
Ergebnissen ausruhen, und das gilt auch für die Spitzenre-
gionen im Süden. Denn mit dem demografi schen Wandel, 
der Digitalisierung, der Dekarbonisierung und der De-Glo-
balisierung steht das Geschäftsmodell deutscher Unter-
nehmen vor besonderen Herausforderungen. Demary et 
al. (2021) befragten Unternehmen, welche Herausforderun-
gen für sie in den nächsten fünf Jahren besonders wich-
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gehend ignoriert. Es in Sharm el-Sheikh auf die offi  zielle 
Agenda zu bringen, war ein erster Erfolg. Am Ende der 
Konferenz stand sogar eine Einigung auf einen neuen Fi-
nanzierungsmechanismus zum Ausgleich von Klimaschä-
den in ärmeren Ländern. Dabei bleibt noch vieles off en, 
unter anderem wie viel Geld bereitgestellt werden soll, 
wer das Geld gibt und welches Land es erhält. Aber ein 
Anfang ist gemacht. Dies ist zu Recht als wichtiger Schritt 
zu einer international fairen Lastenverteilung zu werten.

Erneut gab es daneben auch positive multi- und bilaterale 
Vereinbarungen, wie etwa der Abschluss einer Joint Ener-
gy Transition Partnership (JETP) mit Indonesien, einem 
der größten Kohleverbraucher der Welt. Ebenfalls im Sin-
ne einer fairen Lastenverteilung hat sich damit eine Reihe 
von Industrieländern verpfl ichtet, dem Land beim Aufbau 
erneuerbarer Energien zu helfen. Auch ökonomisch ist 
dies sinnvoll, da die Vermeidungskosten in Entwicklungs- 
und Schwellenländern typischerweise geringer sind als in 
den Industrieländern.

All dies sind wichtige Bausteine einer fairen globalen Las-
tenverteilung, verdecken aber kaum, dass die Konferenz 
bei der eigentlichen Kernfrage von Vermeidungsmaßnah-
men quasi nicht vorangekommen ist. Der Preis für die 
Bottom-up-Herangehensweise des Pariser Abkommens 
ist die weiterhin bestehende Lücke zwischen den natio-
nalen Selbstverpfl ichtungen und dem, was nötig wäre, 
um die übergeordneten Temperaturziele zu erreichen. Die 
Idee des Pariser Abkommens war, dass die Lücke nach 
und nach geschlossen wird und gerade die Klimakonfe-
renzen zu einer entsprechenden Dynamik beitragen. In der 
letzten Klimakonferenz 2021 in Glasgow war eine solche 
Dynamik durch viele neue nationale Reduktionsziele spür-
bar, in Sharm el-Sheikh sind nennenswerte Zusagen aus-
geblieben. Wenn die Reduktionsbemühungen nicht sehr 
deutlich und sehr schnell stärker werden, wird es auf den 
folgenden Klimakonferenzen viel mehr um die Schäden 
und Verluste des Klimawandels gehen, der unbeeindruckt 
von dem erfolglosen Ringen um Einigungen weiter voran-
schreitet. Vielleicht liegt die Enttäuschung über die Klima-
konferenz aber auch an falschen Erwartungen und man 
muss anerkennen, dass es unter dem voranschreitenden 
Klimawandel bei dieser Art von Konferenzen zunehmend 
um fi nanzielle Kompensationen für Anpassungen gehen 
wird, während es für Fortschritte bei der Begrenzung des 
Klimawandels andere Formate braucht. Würden etwa die 
G7 voran gehen oder Deutschlands Bemühungen um einen 
Klimaclub mit großen Emittenten Erfolg haben, wäre für 
Emissionsreduktionen mehr gewonnen, als von den nächs-
ten internationalen Klimakonferenzen zu erwarten ist.

Sonja Peterson

Kiel Institut für Weltwirtschaft

Klimaschäden

Ausgleich fair, Vermeidung fehlt

Wieder einmal hat die Weltgemeinschaft bei einer interna-
tionalen Klimakonferenz – diesmal im ägyptischen Sharm 
el-Sheikh – darum gerungen, angemessen mit dem 
Menschheitsproblem Klimawandel umzugehen und wie-
der einmal gab es nur kleine Fortschritte, viel Stillstand 
und zu wenig Dynamik Richtung Erreichung der im Pariser 
Klimaabkommen gesetzten Temperaturziele. Eine Kerndi-
mension des Klimaproblems ist die Verteilung der zu tra-
genden Lasten. Das sind zum einen Klimaschäden. Man 
denke etwa an die extremen Hitzewellen im Frühjahr 2022 
in Indien und Pakistan und die Flutkatastrophe in Pakistan 
im Sommer, die jeweils Millionen Menschen betroff en ha-
ben und für die laut Attributionsforschung der Klimawan-
del erkennbar mitverantwortlich war. Die resultierenden 
Verluste und Schäden treten allen voran in den Regionen 
rund um den Äquator auf, also in Afrika, Lateinamerika, 
Indien, Pakistan und den südpazifi schen Inselsaaten, die 
teilweise sogar vom Untergang bedroht sind. Zum ande-
ren geht es darum, wer die Kosten der Vermeidungs- und 
Anpassungsmaßnahmen trägt.

Verantwortlich für die bisherigen Treibhausgasemissio-
nen, und damit Verursacher des Klimawandels, sind zu 
mehr als 55 % die Industrieländer. Weitere etwa 20 % der 
historischen Emissionen stammen aus Russland und Chi-
na. Die von den negativen Auswirkungen des Klimawan-
dels am stärksten betroff enen Länder sind nur für einen 
sehr geringen Teil der bisherigen Emissionen verantwort-
lich. Selbst das bevölkerungsstarke Indien hat nur 3 % der 
historischen Treibhausgase emittiert. Zudem gehören sie 
zu den ärmeren oder ärmsten Ländern und haben weniger 
Möglichkeiten und Mittel für Anpassungs- und Vermei-
dungsmaßnahmen. Sie berufen sich daher auf das Verur-
sacher- und das Zahlungsfähigkeitsprinzip, wenn sie for-
dern, dass allen voran die reichen Industriestaaten sie bei 
der Abwendung, Minimierung und Bewältigung der Ver-
luste und Schäden unterstützen sollen. Diese erkennen 
zwar an, dass sie gemäß den in der Klimarahmenkonven-
tion verankerten „gemeinsamen aber unterschiedlichen 
Verantwortlichkeiten“ besonders in der Verantwortung 
stehen, möchten aber vermeiden, formal haftbar gemacht 
zu werden. Im Pariser Klimaabkommen ist entsprechend 
sogar festgehalten, dass betroff ene Länder keine Kom-
pensationen einfordern können. Das Thema hat es also 
schwer und wurde bei bisherigen Klimakonferenzen weit-
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entschließen, Taiwan mit militärischen Mitteln gewaltsam 
in die VR China einzugliedern, dann muss man davon aus-
gehen, dass Deutschland gemeinsam mit den USA und 
anderen Verbündeten massive wirtschaftliche Sanktionen 
gegen China erlassen würde. Die USA würden von den eu-
ropäischen Verbündeten die Solidarität einfordern, die sie 
ihrerseits beim russischen Angriff  auf die Ukraine geleistet 
haben. Als größter europäischer Verbündeter könnte sich 
Deutschland dem nicht entziehen. Die Folge wäre ein rezes-
siver Schock von bisher ungekanntem Ausmaß. Ist es des-
halb nicht besser, die Entkopplung von China jetzt schritt-
weise anzugehen, um diesem Horrorszenario zu entgehen? 

Das Gegenargument „es wird schon nicht so schlimm kom-
men“ hat aktuell schlechte Karten, weil die Erfahrung mit 
Russland gezeigt hat, dass das Undenkbare eben doch ein-
treten kann. Trotzdem: Die China-Strategie der Bundesregie-
rung oder gar der EU auf eine hypothetische Kriegsprognose 
zu gründen ist falsch, gerade dann, wenn man den Frieden 
wahren will. Fixiert man sich ausschließlich auf eine Militäro-
peration Chinas gegen Taiwan, so begeht man damit „Selbst-
mord aus Angst vor dem Tod“, d. h. man nimmt freiwillig den 
wirtschaftlichen Schaden vorweg, der später möglicherweise 
eintreten könnte. Damit beraubt man sich des letzten wirksa-
men nicht-militärischen Instruments der Einfl ussnahme, um 
China zur Wahrung des Friedens zu bewegen. Ist man erst 
mal entkoppelt, dann gibt es noch weniger Gründe für China, 
sich militärischer Optionen zu enthalten. Und weiter: Die ge-
genseitige Entkopplung würde auch für China massive wirt-
schaftliche Probleme mit sich bringen. Schon jetzt ist die wirt-
schaftliche Lage in China schlecht, zum größten Teil durch die 
verfehlte Null-Covid-Politik. In einer Lage, in der die chinesi-
sche Regierung nur zwischen schlechten wirtschaftlichen 
Alternativen wählen kann, steigt die Wahrscheinlichkeit, dass 
sie den Ausweg in Nationalismus und Militarismus sucht.

Der Bundeskanzler hat sich in einem aktuellen Aufsatz zur 
Zeitenwende in der US-Zeitschrift Foreign Aff airs festge-
legt: „Chinas Aufstieg ist weder eine Rechtfertigung für 
die Isolation Pekings noch für eine Einschränkung der Zu-
sammenarbeit.“ In Zusammenhang mit dem Einstieg der 
chinesischen Reederei Cosco beim Hamburger Hafen hat 
er gezeigt, dass er der Zusammenarbeit mit China Gewicht 
beimisst. Wird es also darauf hinauslaufen, dass der Kanz-
ler wieder ein Machtwort spricht? So einfach wird es leider 
nicht, denn das Verhältnis Deutschlands zu China lässt sich 
nicht von einem Tag auf den nächsten durch ein Machtwort 
des Kanzlers klären. Es steht zu befürchten, dass die deut-
sche Politik in dieser Frage unklar bleiben wird, geprägt von 
zentrifugalen Tendenzen in der Regierung. Für die deutsche 
Führungsrolle in Europa ist das kein gutes Vorzeichen.

Martin Klein 

Università Cattolica, Milano

China-Strategie

Entkopplung wäre nicht durchdacht

Der russische Angriff  auf die Ukraine hat in der Berliner 
Politik zu einem radikalen Umdenken geführt. Dieses er-
fasst nun auch das Verhältnis zu China. Das Außen- und 
das Wirtschaftsministerium haben durch zwei Non-Papers 
Argumente für eine Abkopplung von China in Umlauf ge-
bracht. Der Entwurf des Außenministeriums ist eher ge-
mäßigt. Man bleibt bei der Charakterisierung Chinas als 
Partner, Wettbewerber und systemischer Rivale, den sich 
die EU 2019 als strategischen Rahmen für das Verhältnis zu 
China vorgegeben hat. Doch gleichzeitig verschiebt man 
die Akzente weg von der Partnerschaft und hin zu Wett-
bewerb und zu systemischer Rivalität. Selbst Importstopps 
aus Regionen mit besonders massiven Menschenrechts-
verletzungen werden in den Bereich des Möglichen ge-
rückt. Nimmt man das beim Wort, so könnte z. B. die Be-
handlung der Uiguren-Minderheit in Chinas westlichster 
Provinz Xinjiang zu einem Importstopp für chinesische Wa-
ren führen – eine Maßnahme, die bei realistischer Betrach-
tung wohl kaum durchführbar wäre, wenn man bedenkt, 
dass China größter Importeur von Deutschland ist.

Das China-Papier des Wirtschaftsministeriums geht weiter. 
In einem „Backgrounder“ dazu schreibt der Berliner Tages-
spiegel, dass das Ministerium mit einer Annexion Taiwans 
bis spätestens 2027 rechnet. Als Gegenmaßnahme schlägt 
das Ministerium unter anderem vor, den Fokus auf alterna-
tive Zukunftsmärkte wie Asien-Pazifi k, Lateinamerika und 
Afrika sowie eine Neufassung der Außenwirtschaftsförde-
rung zu legen. Die öff entlichen Reaktionen auf die Papiere 
reichen von „realistische Bestandsaufnahme der Herausfor-
derung Chinas“ bis zu „ideologisch getriebene, inkompeten-
te Chinapolitik“. Aus Sicht der deutschen Wirtschaft werden 
die Entkopplungsfantasien eher blauäugig, gar weltfremd 
erscheinen. Die Financial Times hat vor kurzem darauf hin-
gewiesen, dass sich Europa durch den politisch gewollten 
Ausbau der Elektromobilität in neue Abhängigkeiten von 
China begibt, das zum größten globalen Anbieter der dafür 
erforderlichen Batterien aufsteigt. Und auch der beschleu-
nigte Ausbau der Windenergie wird ohne Generatoren aus 
China nicht zu vertretbaren Kosten möglich sein.

Doch die Kritiker insbesondere des Entkopplungspapiers 
aus dem Wirtschaftsministerium müssen sich mit einem 
zentralen Argument auseinandersetzen: Wird Taiwan die 
nächste Ukraine? Sollte die Regierung in Peking sich dazu 
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Der Anteil des Verarbeitenden Gewerbes an der gesamt-
wirtschaftlichen Bruttowertschöpfung geht in den fortge-
schrittenen Volkswirtschaften seit geraumer Zeit im Trend 
zurück (vgl. Abbildung 1). Diese Entwicklung entspricht 
dem gängigen Muster des Strukturwandels, wie er in der 
Drei-Sektoren-Hypothese von Autoren wie Colin Clark 
(1940) oder Jean Fourastié (1949) vorhergesagt wurde. 
Auch der Anteil der Beschäftigten im Verarbeitenden Ge-
werbe an allen Beschäftigten ist gefallen; in Deutschland 
von etwa 20 % im Jahr 2000 auf 17 % im Jahr 2020 (SVR, 
2022, 412). Ob dieser Prozess zu Recht mit dem Begriff  
„Deindustrialisierung“ beschrieben werden kann, ist hin-
gegen umstritten. Betrachtet man nämlich den Industrie-
anteil an der Bruttowertschöpfung in konstanten Preisen, 
so kann in den vergangenen 25 Jahren in Deutschland, 
den USA und selbst im Durchschnitt der Eurozone eine 
bemerkenswerte Konstanz des Anteils festgestellt wer-
den (OECD, 2022). Hinzu kommt, dass sich durch eine 
verstärkte intersektorale Arbeitsteilung ein Vorleistungs-
verbund von Industrie und industrienahen Dienstleis-
tungsunternehmen entwickelt hat, dessen Bedeutung für 
Wertschöpfung und Beschäftigung über den reinen Indus-
triesektor hinausgehen, wie Analysen auf Basis von Input-
Output-Tabellen gezeigt haben (Kalmbach et al., 2005).1

In Anbetracht der aktuellen wirtschaftlichen und geopoliti-
schen Herausforderungen ist jedoch die Möglichkeit nicht 
von der Hand zu weisen, dass die deutsche und die europä-

1 Einen Überblick über empirische Studien dazu gibt Eickelpasch (2014).

ische Industrie zukünftig ihre Produktion spürbar reduzieren 
und Arbeitsplätze abbauen werden. Zu diesen Herausfor-
derungen gehören vor allem die massiven Energiepreisstei-
gerungen und eine eventuell drohende Gasmangellage in 
diesem oder im nächsten Winter, die mit Engpässen in der 
Stromversorgung einhergehen könnte. Darüber hinaus kön-
nen auch staatliche und von den Unternehmen ausgehende 
Bestrebungen, Abhängigkeiten von einzelnen Ländern oder 
Regionen zu verringern (Stichworte: neue China-Strategie, 
Neujustierung von Wertschöpfungs- und Lieferketten, geo-
politische Spannungen), den Druck auf einzelne Industrie-
sektoren erheblich erhöhen. Angesichts dieser Faktoren 
mehren sich Stimmen, die ein düsteres Bild für die Zukunft 
Deutschlands als Industriestandort malen.

Bei der Analyse der wirtschaftlichen Folgen von derartigen 
Entwicklungen ist es eine bewährte Vorgehensweise, kurz-
fristige von mittel- und langfristigen Eff ekten zu unterschei-
den. Die aktuellen Konjunkturprognosen gehen überwie-
gend davon aus, dass die deutsche Wirtschaft 2023 eine 
milde Rezession durchlaufen wird. Trotz Infl ation und Ener-
giepreisschock ist demnach keine schwere Wirtschaftskri-
se zu befürchten. Erste Studien kommen zu dem Ergebnis, 
dass der sprunghafte Anstieg der Energiepreise (vor allem 
des Gaspreises) zwar einzelne Produktionsbereiche stark 
betriff t, diese aber nur einen vergleichsweise kleinen Anteil 
der gesamten Industrie ausmachen (Müller und Mertens, 
2022; SVR, 2022, Kapitel 5), sodass die gesamtwirtschaftli-
chen Auswirkungen begrenzt bleiben sollten.2

Neben den kurzfristigen konjunkturellen Eff ekten sind 
aber auch die von den oben genannten Einfl üssen ausge-
henden mittel- und langfristigen Struktureff ekte relevant. 
Energiepreisschocks können nicht nur kurzfristig weitrei-
chende Auswirkungen haben. Solche Schocks beinhalten 
auch die Gefahr, das Erreichen von mittelfristigen Zielen 
zu verfehlen. Daher war es sinnvoll, dass die Bundesre-
gierung umfangreiche Maßnahmen ergriff en hat, um die 
Energieversorgung sicherzustellen und die Belastungen 
von Unternehmen und privaten Haushalten zu reduzie-

2 Nicht berücksichtigt wurden in der Untersuchung die Auswirkungen von 
Produktionsstopps auf nachgelagerte Prozesse in der Lieferkette sowie 
die Transaktionskosten, die bei der Suche nach Substituten im Ausland 
entstehen. Dies „könnte mit deutlichen Friktionen verbunden sein“ und 
„potenziell große Auswirkungen haben“, wie der Sachverständigenrat 
(2022, 255 und 253) zu Recht anmerkt. Es ist anzuraten, die gesamt-
wirtschaftlichen Produktionseff ekte mithilfe von Input-Output-Analysen 
genauer zu untersuchen (auch Mittnik und Semmler, 2022)..
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Abbildung 1
Entwicklung des Industrieanteils

Quelle: OECD (2022); eigene Berechnungen.

ren.3 Dies trägt dazu bei, die Wirtschaft zu stabilisieren 
und Handlungsspielräume off en zu halten. Schließlich 
erfordern die digitale und die ökologische Transformati-
on erhebliche Anpassungsleistungen. Die sich aktuell ra-
sant ändernden Rahmenbedingungen für Wirtschaft und 
Gesellschaft benötigen eine auf Nachhaltigkeit, Klima-
neutralität und technologische Souveränität ausgerichte-
te Industrie- und Innovationspolitik (EFI, 2022).

Wirtschaftspolitische Erfordernisse der digitalen 

und ökologischen Transformation

Es besteht ein weitverbreiteter Konsens darüber, dass die 
Erreichung der Klimaziele eine weitgehende Dekarboni-
sierung der gesamten Industrie und damit einen grund-
legenden Pfadwechsel erfordert. Hierzu sind sowohl be-
stimmte staatliche Weichenstellungen als auch gezielte 
Maßnahmen für einzelne Bereiche notwendig, um Trans-
formationsprozesse schneller und zielgerichteter voranzu-
bringen. Märkte haben zwar generell eine wichtige Funk-
tion bei der effi  zienten Ressourcenallokation und spielen 
auch bei der Koordinierung von Innovationsprozessen 
eine bedeutende Rolle. In Fällen von Marktversagen, wie 
z. B. bei Pfadabhängigkeiten, liefert die reine Marktkoor-
dination allerdings keine optimalen Lösungen. Die Trans-
formationsprozesse, denen wir aktuell gegenüberstehen, 
erfordern jedoch nachhaltige Pfadwechsel. Dies gilt ins-
besondere für disruptive Innovationen, die auf die Lösung 
gesellschaftlicher Herausforderungen bzw. die Durchset-
zung von Pfadwechseln abzielen. Daher bedarf es einer 
neuen strategischen Struktur- und Industriepolitik, die ge-

3 Die Umsetzung derartiger Maßnahmen erweist sich im Detail als nicht 
unproblematisch, wie die Diskussionen um die genaue Ausgestaltung 
der sogenannten Gaspreisbremse und die soziale Ausgewogenheit der 
Ausgleichsmaßnahmen in den vergangenen Wochen gezeigt haben.

sellschaftspolitische Ziele vorgibt und die erforderlichen 
Innovationen mit den dafür geeigneten Instrumenten auf 
den Weg bringt (Krämer und Brandt, 2022).

Dieser Pfadwechsel muss durch eine „missionsorientier-
te“ Investitions- und Innovationspolitik eingeleitet werden 
(Mazzucato, 2021). Der entscheidende Unterschied zwi-
schen einer missionsorientierten Strategie und den bis-
herigen industrie- bzw. strukturpolitischen Strategien liegt 
zum einen darin, dass der Staat durch öff entliche Inves-
titions- und Beschaff ungsprogramme als Nachfrager und 
Treiber von Innovationen auftritt. Zum anderen werden auf 
diese Weise deutlich größere Budgets mobilisiert und die 
kleinteiligen und engmaschigen Förderansätze sowie die 
auf kurze Fristen angelegten Modellvorhaben überwunden. 
Diese Strategie bedarf einer Neubestimmung des Verhält-
nisses von öff entlichen und privaten Investitionen, der Rolle 
des Finanzsektors, der gesellschaftlichen Teilhabe und der 
Verteilung der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung. Bei 
einer Industriepolitik für das 21. Jahrhundert sollten nicht 
die kurzfristigen Eff ekte für eine verbesserte Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen im Mittelpunkt stehen, sondern 
eine langfristige Nachhaltigkeits- und Gesellschaftsstrate-
gie (Aiginger und Rodrik, 2020, 200-203).

Industriepolitik in China und den USA

Die Volksrepublik China und die USA verfolgen mittlerweile 
eine aktive und in großen Teilen protektionistisch wirkende 
Industriepolitik, die für die Wirtschaft in Deutschland und 
Europa mit massiven Nachteilen verbunden ist. Mit dem 
im Mai 2015 beschlossenen „Made in China 2025“ strebt 
das Land eine dominante Stellung auf den Weltmärkten 
für Hochtechnologie-Produkte an (Bofi nger, 2021). So ge-
lang es China in den zurückliegenden Jahren, zum größ-
ten Hersteller im Bereich der Solar- und Windindustrie zu 
werden. Diese Position wurde nicht allein durch das Aus-
nutzen von Skaleneff ekten, sondern auch durch massive 
Subventionen des chinesischen Staates erreicht. Die USA 
erlebten während der Präsidentschaft von Donald Trump 
eine Kombination aus selektivem Protektionismus und 
dem Abbau kostenintensiver Regulierungen vor allem beim 
Umweltschutz. Daran hat auch der Wechsel zu Präsident 
Biden wenig geändert. Mit Maßnahmen wie dem „Infl ation 
Reduction Act“ hat das Ausmaß gezielter Industrie- und In-
novationspolitik sogar noch deutlich zugenommen.4

Diese Entwicklungen sowie die neue geopolitische Lage 
erhöhen die Gefahr, dass eine stark von Protektionismus 

4 Dies verdeutlicht das Beispiel der US-Subventionen für in den USA 
montierte bzw. produzierte Elektrofahrzeuge und -autobatterien. Die-
se Förderung verstößt off enkundig gegen internationale Handelsre-
geln, wie auch EU-Handelskommissar Dombrovskis (2022) feststellt.
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und aggressiver Markteroberung dominierte Industrie- 
und Handelspolitik die zukünftige außenwirtschaftliche 
Landschaft prägen wird. Technologische und ökonomi-
sche Abhängigkeiten (z. B. Lieferketten) werden damit zu 
einem potenziellen Risiko für das deutsche exportorien-
tierte Wirtschaftsmodell. Unter diesen Voraussetzungen 
wird eine enge Kooperation der (führenden) EU-Länder zu 
einer noch größeren Notwendigkeit als dies bisher schon 
der Fall war. Vor allem technologische Abhängigkeiten las-
sen sich nur im Rahmen europäischer Großprojekte (Gali-
leo, Quantencomputer, KI etc.) reduzieren. Darüber hinaus 
sollte es darum gehen, eine Diversifi kation von Absatz-
märkten herbeizuführen (Europäische Seidenstraße).

Innovationen in Wirtschaft und Gesellschaft

Die digitale und die ökologische Transformation müssen 
eng aufeinander abgestimmt werden. Hierfür ist die deut-
sche Industrie grundsätzlich gut aufgestellt. Die deut-
schen Unternehmen haben sowohl im Bereich von traditi-
onellen Technologien als auch bei „fortschrittlichen Tech-
nologien, die Innovationen im Verarbeitenden Gewerbe 
positiv beeinfl ussen (z. B. Robotik, Automatisierungstech-
nik oder computerintegrierte Fertigung)“ (SVR, 2022, 373), 
ihre Stärken. Allerdings konstatiert der Sachverständi-
genrat bei „neuen webbasierten Dienstleistungen und der 
vierten industriellen Revolution“ (SVR, 2022, 373) einen 
erheblichen Nachholbedarf. Diesen gilt es zu adressieren, 
denn die digitale Transformation eröff net der deutschen 
Industrie, die sich in weiten Teilen durch eine diversifi zierte 
Qualitätsproduktion auszeichnet, erhebliche Potenziale.

Der ausschließliche Fokus auf technologische Innovatio-
nen wird jedoch keine neue Ära nachhaltiger Prosperität 
einläuten. Technologische Innovationen sind eine notwen-
dige, aber keine hinreichende Voraussetzung, um Pro-
duktivitätszuwächse über längere Phasen der wirtschaft-
lichen Entwicklung zu generieren – vor allem dann nicht, 
wenn Produktivitätsziele mit Klimazielen verknüpft werden 
sollen. Dazu bedarf es umfassender institutioneller Arran-
gements, die nicht zuletzt auf eine Erneuerung des euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialmodells hinauslaufen 
(Schulmeister, 2018, 315; Hübner, 2019). Stabile industrielle 
Beziehungen sind für ein erfolgreiches Wirtschaftsmodell 
von zentraler Bedeutung. Durch auf Langfristigkeit ange-
legte Arbeitsverträge entsteht gegenseitiges Vertrauen, 
das eine wichtige Voraussetzung für nachhaltige Produk-
tivitätszuwächse darstellt. Dies ist wichtiger denn je, denn 
Transformationen, die auf einen grundlegenden Pfadwech-
sel hinauslaufen, sind mit erheblichen ökonomischen Un-
sicherheiten und Zukunftsängsten verbunden, die nur im 
Rahmen einer sozialstaatlichen Flankierung aufgefangen 
werden können (Abelshauser, 1999; Südekum, 2020; Maz-
zucato, 2021; Vitols und Scholz, 2021).

Sowohl Politik als auch Industrieunternehmen und -ver-
bände sowie Gewerkschaften sind sich mehrheitlich der 
immensen Herausforderungen bewusst, vor denen Wirt-
schaft und Gesellschaft in Deutschland stehen. Auch 
wenn die Interessenlage dieser Akteure nicht immer de-
ckungsgleich ist, scheint allen Beteiligten klar zu sein, 
dass eine erfolgreiche Bewältigung der Zukunftsaufga-
ben nur im Zusammenspiel von Staat, Industrie und Ge-
werkschaften möglich sein wird.5 Die aktuellen Ereignisse 
haben die Dringlichkeit der Anpassungsprozesse noch 
deutlicher zutage treten lassen und den Handlungsdruck 
verstärkt. So wie die Coronakrise in einigen Bereichen 
zu einer Beschleunigung der Digitalisierung geführt hat, 
kann die gegenwärtige Energiekrise wichtige Impulse set-
zen, um die ökologische und energetische Transformation 
schneller voranzubringen.

Pfadwechsel werden zudem umso mehr gesellschaftliche 
Akzeptanz und aktive Unterstützung fi nden, je stärker die 
Zivilgesellschaft in die Gestaltungsprozesse eingebunden 
ist. Eine Politik der digitalen und ökologischen Transfor-
mation erfordert zweifelsohne eine erhebliche Beschleu-
nigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren. Da-
mit Anspruchsberechtigte und Betroff ene rechtzeitig ein-
bezogen werden, ist eine Neujustierung demokratischer 
Entscheidungsprozesse notwendig. Nicht zuletzt zählt zur 
elementaren Infrastruktur einer zunehmend wissensin-
tensiven Wirtschaft auch eine qualitativ hochwertige und 
ausdiff erenzierte Wissenschaftslandschaft. Sie entschei-
det maßgeblich über die Verfügbarkeit qualifi zierter Fach-
kräfte und die Innovationsfähigkeit der Wirtschaft.

Schlussbemerkungen

Die gegenwärtige Energiekrise stellt weite Teile der Indus-
trie vor erhebliche Herausforderungen, aber eine Deindus-
trialisierung auf breiter Front muss aufgrund des Energie-
preisschocks nicht befürchtet werden. Die Auswirkungen 
des russischen Angriff skriegs gegen die Ukraine haben 
den Druck auf die deutsche Wirtschaft massiv erhöht, sich 
so rasch wie möglich unabhängig von fossilen Energien zu 
machen. Dies wird den Prozess einer Dekarbonisierung 
der Industrie weiter beschleunigen. Dieser Übergang wird 
nicht einfach und ist kostspielig. Die von der Politik in den 
vergangenen Monaten beschlossenen Unterstützungs-
maßnahmen für private Haushalte und Unternehmen sta-
bilisieren die Wirtschaftsstruktur und schaff en so eine 
wichtige Voraussetzung, um die Transformation der Wirt-
schaft weiter voranzubringen. Eine moderne strategische 

5 Vgl. z. B. das „Bündnis Zukunft der Industrie“, das von Gewerkschaf-
ten, Wirtschafts- und Arbeitgeberverbänden und dem Bundeswirt-
schaftsministerium (BMWK) als gemeinsames Diskussionsforum 
über den Industriestandort Deutschland eingerichtet wurde (https://
buendnis-zukunft-der-industrie.de/).
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Industriepolitik muss diesen Transformationsprozess mit 
anstoßen und begleiten, damit auch innerhalb der Indus-
trie der Strukturwandel erfolgreich verläuft.

Dabei sollte man sich bewusst sein, dass allein schon 
der in der Industrie systematisch größere Produktivitäts-
fortschritt langfristig die Zahl der Industriebeschäftigten 
weiter verringern wird. Gleichzeitig werden Dienstleistun-
gen außerhalb und innerhalb des industriellen Sektors 
immer wichtiger. In Deutschland zählt ein erheblicher Teil 
der Beschäftigten zum „Netzwerk Industrie“, das Logistik 
und unternehmensnahe Dienstleistungen miteinschließt 
(Eickelpasch, 2018). An der Schnittstelle zwischen Verar-
beitendem Gewerbe und Dienstleistungen sind viele gut 
bezahlte und relativ stabile Arbeitsplätze entstanden. Da 
der industrielle Sektor im Verbund mit seinen industrie-
nahen Dienstleistungen eine Schlüsselstellung für die 
wirtschaftliche Entwicklung besitzt, ist ein industriepoliti-
sches Konzept erforderlich, das seinen Fokus nicht allein 
auf das Verarbeitende Gewerbe legt. Der althergebrachte 
Begriff  „Industriepolitik“ erweist sich in dieser Hinsicht als 
missverständlich und hat ebenfalls Reformbedarf.
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Wie in kaum einer anderen europäischen Volkswirtschaft 
basiert das deutsche Wirtschaftsmodell auf seiner erfolg-
reichen Industrie. Ermöglicht wurde diese Entwicklung 
insbesondere durch die schrittweise Liberalisierung des 
Welthandels, die eine effi  zientere internationale Arbeits-
teilung zur Folge hatte. Der Anteil der deutschen indus-
triellen Wertschöpfung, der auf ausländische Nachfrage 
beruht, beträgt durchschnittlich etwa 50 %, in manchen 
Branchen, wie etwa in in der Chemie- oder der Metall-
industrie, sogar über 70 % (SVR, 2022, Abbildung 139). 
Gleichzeitig wird im Durchschnitt etwa ein Fünftel der 
Wertschöpfung deutscher Exporte im Ausland generiert. 

Sowohl strukturelle als auch krisenbedingte Verände-
rungen belasten jedoch zunehmend das handelsbasier-
te Wachstum der deutschen Industrie und damit auch 
Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit. So ringen zahlrei-
che Branchen, wie die wertschöpfungs- und exportstar-
ke Fahrzeugindustrie oder der Maschinenbau, im Zuge 
zunehmender Lieferengpässe mit den Abhängigkeiten 
von ausländischen Vorprodukten und dem Fokus auf 
ausgewählte Exportmärkte, die nun selber in wirtschaft-
liche Schiefl agen geraten. Hinzu kommen die Probleme 
bei der Energieversorgung. Die dramatischen Entwick-
lungen an den Energiemärkten infolge des russischen 
Angriff skriegs auf die Ukraine stellen insbesondere die 
energieintensive Industrie vor große Herausforderungen. 
Lieferengpässe und hohe Energiepreise haben maßgeb-
lich zu allgemein steigenden Güterpreisen beigetragen. 

Die mittlerweile historisch hohen Infl ationsraten bauen 
zusätzlichen Kostendruck auf die Unternehmen auf.

In dieser angespannten Lage zwingen die sich beschleu-
nigenden geopolitischen Veränderungen außerdem Un-
ternehmen und Staaten dazu, ihre Wirtschaftsmodelle 
neu zu justieren. Um in einer stärker polarisierten Welt-
ordnung bestehen zu können und eine höhere Resili-
enz aufzubauen, gilt es, Abhängigkeiten konsequent zu 
reduzieren und strategische Allianzen zu knüpfen. Um 
Deutschlands Standortattraktivität auch unter den neuen 
Rahmenbedingungen zu erhalten und zu festigen, gilt es, 
die Krise schnell zu überwinden und gleichzeitig Grund-
steine für künftiges Wachstum zu legen.

Abhängigkeiten in Zeiten geopolitischer 

Veränderungen

Deutschland und Europa haben sich in der Vergangenheit 
auf zahlreiche wirtschaftliche Abhängigkeiten eingelas-
sen. Die Abhängigkeit von russischem Erdgas wurde zwar 
mittlerweile mit umfangreichen und aufwendigen Maß-
nahmen reduziert. Es gilt vor dem Hintergrund geopoliti-
scher Veränderungen jedoch, zeitnah weitere Abhängig-
keiten zu analysieren und abzubauen. In Anlehnung an 
Studien der EU-Kommission hat der Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung in seinem jüngsten Jahresgutachten daher beste-
hende Abhängigkeiten analysiert und Handlungsempfeh-
lungen vorgelegt. Es zeigt sich, dass mit 45 % (bzw. ei-
nem Handelsvolumen von 19 Mrd .US-$) der größte Anteil 
der Produkte mit hoher Abhängigkeit, also geringen oder 
keinen Substitutionsmöglichkeiten, aus China stammt 
(SVR, 2022, Ziff er 484 und Tabelle 22). Auf dem zweiten 
Platz liegen die USA mit einem Anteil von 16 % bei einem 
Handelsvolumen von 6,6 Mrd. US-$. Die betroff enen Pro-
dukte umfassen eine breite Produktpalette und stammen 
oftmals aus dem Technologie- und Gesundheitsbereich.

Die Diskussion um die technologische Abhängigkeit 
Deutsch lands von ausländischen Herstellern ist nicht neu. 
So hat der weltweite Mangel an Mikrochips in den vergan-
genen Jahren insbesondere die deutsche Fahrzeugindus-
trie immer wieder beeinträchtigt und die Diskussion über 
Europas technologische Souveränität neu entfacht. Mik-
rochips der neusten Generation (Strukturgrößen von 5 nm 
und weniger) werden z. B. bislang nur von zwei Herstel-
lern in Taiwan und der Republik Korea produziert (SVR, 
2021, Kasten 21). Im Fall einer Eskalation der Spannun-
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gen zwischen China und Taiwan, wäre die Versorgungssi-
cherheit der deutschen Industrie mit Mikrochips vermut-
lich gefährdet. Um sich aus dieser Abhängigkeit zu lösen 
werden im Rahmen der „Important Projects of Common 
European Interest“ (IPCEI), die eine Ausnahme von den 
europäischen Beihilferegeln erlauben, als strategisch re-
levant eingestufte Projekte gefördert. Dazu gehören Ak-
tivitäten im Bereich der Mikroelektronik, die europäische 
Cloud-Infrastruktur, die Batteriezellfertigung sowie jüngst 
auch die Wasserstoff technologie (BMWI, 2021).

Weitere Abhängigkeiten bestehen im Bereich der kriti-
schen Rohstoff e (SVR, 2022, Ziff ern 486 ff . und Abbildung 
141). Diese sind zur Produktion zahlreicher Schlüssel-
technologien unerlässlich, ohne die weder die Digitalisie-
rung noch die grüne Transformation gelingen kann. Lithi-
um-Ionen-Batterien z. B. sind ein essenzieller Bestandteil 
der Elektromobilität und auch die Bedeutung von Halb-
leitern für die Fahrzeugindustrie ist spätestens seit der 
Chip-Krise 2021 weitgehend bekannt (Hofer und Kölling, 
2022). Anders als Europa hat China das Potenzial kriti-
scher Rohstoff e bereits vor zwei Jahrzehnten erkannt und 
sich mithilfe gezielter Rohstoff strategien bei zahlreichen 
kritischen Rohstoff en eine dominante Weltmarktstellung 

erarbeitet. Diese Entwicklung beruht auf der inländischen 
Verfügbarkeit von Rohstoff en in China, vor allem aber 
auch auf dem staatlich subventionierten Abbau der Roh-
stoff e sowie der gezielten Ansiedlung von Weiterverarbei-
tungsstätten (Schüler-Zhou et al., 2020). Die daraus re-
sultierenden niedrigen Preise haben den Abbau von Vor-
kommen an anderen Standorten weltweit – speziell auch 
in Europa – unwirtschaftlich gemacht und so die Abhän-
gigkeit zahlreicher Industriestaaten von China befördert.

Energiekrise als unmittelbare Bedrohung

Welche Folgen übermäßige Abhängigkeiten nach sich 
ziehen können, zeigt die aktuelle Energiepreiskrise, 
die durch den russischen Angriff skrieg ausgelöst wur-
de. Hohe Energiepreise können sich nachhaltig auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie und ihre 
Geschäftsmodelle auswirken. Zwar entfallen bislang nur 
etwa 2 % bis 5 % der durchschnittlichen Gesamtkosten 
deutscher Unternehmen auf ihre Energieausgaben (SVR, 
2022, Ziff ern 318 ff .). Bei Erhöhungen der Strom- und Erd-
gaspreise um bis zu 200 % bzw. 265 %, wie sie bereits im 
August 2022 beobachtet wurden, dürften nicht nur ener-
gieintensive Unternehmen unter erheblichen Kostendruck 

Abbildung 1
Anteil der Unternehmen1 in ausgewählten Wirtschaftszweigen2 mit einer negativen Kostenmarge bei 

simulierten Gas- und Strompreisanstiegen

Basierend auf Durchschnittswerten aus den Jahren 2016 bis 2018

1 Von Unternehmen die in den Jahren 2016 bis 2018 im Durchschnitt eine positive Bruttomarge hatten.  2 Gemäß der Klassifi kation der Wirtschaftszweige, 
Aufgabe 2008 ( WZ 2008).  3 Herstellung von Drucherzeugnissen, Vervielfältigung von Ton-, Bild-, Datenträgern.  4 Herstellung von Glas und Glaswaren, 
Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden.

Quellen: Sachverständigenrat (2022, 255); basierend auf Daten der FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder sowie AFiD-Modul Energie-
verwendung.
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geraten, der die unternehmerische Existenz gefährden 
kann. Zudem dürften die anhaltend hohen Großhandels-
preise zu weiteren Kostensteigerungen führen, wenn sie 
ungebremst an die Gaskunden weitergegeben werden.

Besonders betroff en von den Energiepreissteigerungen 
sind dabei Unternehmen, die zum einen in energieinten-
siven Branchen agieren, zum anderen mit internationalen 
Wettbewerbern konkurrieren, die weniger starken Kos-
tensteigerungen ausgesetzt sind (vgl. Abbildung 1). In 
Deutschland betriff t das etwa die Metallerzeugung und 
-bearbeitung, die Herstellung von Textilien, Glas und Glas-
waren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden so-
wie Produkte der chemischen Grundstoffi  ndustrie (SVR, 
2022, Ziff ern 322 ff .). In diesen Branchen dürften die hohen 
Energiepreise zu einem entscheidenden Standortnach-
teil werden, der die Umsiedlung betroff ener Industrien in 
Regionen mit geringeren Energiekosten attraktiver macht. 
Insbesondere multinationale Konzerne könnten ihre Aktivi-
täten verlagern, da der Aufwand geringer wäre. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass die Gaspreise auch mittelfristig 
hoch bleiben dürften. Während die Gaspreise in Europa 
und den USA historisch auf ähnlichem Niveau bei etwa 
20 Euro/MWh lagen, ist in Europa nun auch mittelfristig 
durch die teilweise Substitution des russischen Pipeline-
gases durch LNG-Importe ein Kostenanstieg zu erwarten. 
Die Terminmärkte deuten darauf hin, dass die Gas-Groß-
handelspreise, die sich im Zuge der Krise mehr als ver-
zehnfacht hatten, noch bis ins Frühjahr 2024 auf historisch 
hohem Niveau verharren. Auch danach dürften sie nicht 
wieder auf das US-amerikanische Niveau sinken, son-
dern sich bei etwa 40 Euro einpendeln. Getrieben durch 
die Konkurrenz um LNG entwickeln sich die europäischen 
und asiatischen Gaspreise im Gleichlauf, während die 
US-amerikanischen Gaspreise auf niedrigem Niveau ver-
harren. Geeignete Anlagen zur Gasverfl üssigung, die für 
LNG-Im- und -Exporte erforderlich sind, sowie ein Anstieg 
der weltweiten Fördermengen würden zwar mittelfristig 
die Energiemärkte stärker verbinden und dadurch eine 
Konvergenz der internationalen Preise ermöglichen. Es 
zeichnet sich schon heute ab, dass die USA ihre LNG-Ex-
portkapazität deutlich ausbauen (EEK, 2022). Sowohl der 
Ausbau in den USA als auch der Aufbau dieser Infrastruk-
turen in Europa dürfte sich aber über einige Jahre hinzie-
hen. Die deutsche Industrie muss sich zunächst auf Ener-
giepreise einstellen, die deutlich über den Energiepreisen 
ihrer Wettbewerber in den USA liegen dürften.

Die Strompreise steigen, getrieben durch die hohen Gas-
preise zurzeit ebenfalls auf historische Höchststände. 
Während der Ausbau erneuerbarer Energien mittelfris-
tig die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern bei der 
Stromerzeugung reduzieren und auch die Strompreise 
wieder dämpfen kann, ist kurzfristig die Mobilisierung von 

fossilen Kraftwerken und Atomkraftwerken unerlässlich, 
um die Versorgungssicherheit aufrechtzuerhalten und die 
Strompreise zu senken. Denn in der kurzen Frist sind die 
Investitionen in erneuerbare Energien nicht in dem Maße 
skalierbar, wie es erforderlich wäre, um die Situation am 
Strommarkt zu adressieren (Egerer et al., 2022).

Die hohen Energiepreise belasten nicht nur unmittelbar 
die Rentabilität der Unternehmen, sie stellen auch die 
geplanten Transformationspfade der Industrie vor He-
rausforderungen. Insbesondere in der energieintensi-
ven Industrie spielt Gas als Brückentechnologie bei der 
Umstellung auf klimaneutrale Produktionsverfahren eine 
entscheidende Rolle. Die in Deutschland ansässige Stah-
lindustrie plante z. B. bereits ab 2025 den schrittweisen 
Wechsel zu emissionsärmerem grünen Wasserstoff  (Tra-
ge, 2021). Die Phase des Übergangs dürfte aufgrund der 
höheren Gaspreise zwar teurer werden, der Umstieg auf 
emissionsärmere Produktionsverfahren in einigen In-
dustrien sich aber beschleunigen (Luderer et al., 2022; 
SVR, 2022, Kasten 17). Grüner Wasserstoff  oder andere 
klimaneutrale Technologien könnten – sofern verfügbar 
– schneller zum Einsatz kommen, da sie bei hohen Gas-
preisen schneller wettbewerbsfähig sein werden. Auch 
die Elektrifi zierung von Produktionsprozessen dürfte 
schneller umgesetzt werden. Dies setzt allerdings vor-
aus, dass grüne Energie – sei es Wasserstoff  oder auch 
grüner Strom – sowie die entsprechende Infrastruktur 
zum Transport der Energie rechtzeitig ausreichend ver-
fügbar sind. Aufgrund der abrupten Notwendigkeit einer 
beschleunigten Transformation dürfte hier größere staat-
liche Unterstützung oder Pragmatismus, etwa bei der 
Netzregulierung, notwendig werden.

Chancen ergeben sich durch die Energiepreiskrise nicht 
zuletzt für Fortschritte im Bereich der Energieeffi  zienz. 
Während in der Vergangenheit die Energieeffi  zienzziele 
der Bundesregierung, die z. B. im „Nationalen Aktions-
plan Energieeffi  zienz“ festgelegt wurden (BMWI, 2014), 
nie erreicht wurden (EWK, 2021), können schon jetzt als 
Reaktion auf die hohen Preise massive Einsparungen be-
obachtet werden. Insbesondere industrielle Verbraucher 
konnten bereits in der zweiten Hälfte des Jahres 2022 
monatlich zwischen 15 % und 20 % ihres historischen 
Gasverbrauchs einsparen (SVR, 2022, Ziff er 295 und Ab-
bildung 81). Dies gelang vermutlich durch einen Wech-
sel der Energieträger (Fuel Switch) oder die Substitution 
energieintensiver Vorprodukte, aber auch durch Effi  zienz-
maßnahmen. Diese Erfolge tragen nicht zuletzt zur Dämp-
fung des Preisdrucks an den Energiemärkten bei.

Besondere Herausforderungen ergeben sich, da die 
Energiepreise in den USA und der MENA-Region nicht 
in gleichem Maße angestiegen sind wie in Europa und 
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Asien. Mit dem Infl ation Reduction Act haben die USA 
zudem Subventionen für klimafreundliche Technologien 
deutlich ausgeweitet. Dies nützt zwar dem Klimaschutz, 
dürfte sich aber zum Nachteil europäischer Wettbewer-
ber auswirken und wird Diskussionen über eine geeignete 
politische Antwort aus Europa auslösen.

Vor dem Hintergrund dieser aktuellen Entwicklungen soll-
ten staatliche Maßnahmen darauf abzielen, die Preisan-
stiege zu begrenzen, die Belastungen zielgerichtet abzu-
federn und zeitnah bestehende Abhängigkeiten zu redu-
zieren, um die Resilienz der deutschen und europäischen 
Volkswirtschaften zu stärken.

Energiesicherheit garantieren, Energiekosten senken

Um die Energieversorgung sicherzustellen und die Preise 
zu dämpfen, sollte zunächst das Gasangebot durch eine 
weltweite Beschaff ung erhöht werden. Da für die Expor-
teure von Gas Verträge mit kurzen Laufzeiten nicht at-
traktiv sein dürften, die EU-Staaten aber im kommenden 
Jahrzehnt die Nutzung von Erdgas weitgehend reduzieren 
wollen, könnten Verträge ohne Destinationsklauseln abge-
schlossen werden. So kann das Gas in Ländern außerhalb 
der EU verwendet werden, sobald es aufgrund der Trans-
formation zur Klimaneutralität in der EU keine Verwendung 
mehr fi ndet. Alternativ könnten die Bezugsverträge mit 
Gaslieferanten einen Übergang von Erdgas zu Wasserstoff  
vorsehen. Dabei könnten Infrastrukturen nach zum Teil 
geringfügigen Anpassungen weiter genutzt werden (SVR, 
2022, Ziff er 519). Eine gemeinsame Beschaff ung von Gas 
in der EU oder in Kooperation einiger Mitgliedstaaten ist 
sinnvoll, sofern die Prozesse dadurch nicht verzögert wer-
den (Boltz et al., 2022; SVR, 2022, Ziff er 518). Die Decke-
lung der Gaspreise ist hingegen nicht geeignet, den Gas-
preis nachhaltig zu reduzieren, da ein solcher Gaspreis-
deckel die Verfügbarkeit von Gas reduzieren, aber gleich-
zeitig die Nachfrage nach Gas in der EU erhöhen dürfte. 
Rationierung wäre die Folge (Tagliapetra et al., 2022).

Um die Strompreise zu dämpfen und Gas im Stromsektor 
einzusparen, sollten zudem alle verfügbaren Stromerzeu-
gungskapazitäten aktiviert bzw. weiter betrieben werden. 
Kurzfristig müssen Kohle und Kernkraftwerke dabei einen 
signifi kanten Beitrag zur Preissenkung und zur Eindäm-
mung des Gasverbrauchs leisten, da der Ausbau erneu-
erbarer Energien selbst beim Erreichen der ambitionier-
ten Ziele der Politik nicht ausreichen wird, um den Preis-
druck schnell zu senken (Egerer et al., 2022). Gleichzeitig 
sollte unmittelbar die notwendige Geschwindigkeit beim 
Hochlauf der erneuerbaren Energien und dem Netzaus-
bau erreicht werden, um Deutschland und Europa gegen 
künftige Energieknappheiten und -angebotsschocks zu 
wappnen. Dafür wäre ein stärker koordiniertes Vorgehen 

der europäischen Mitgliedstaaten zielführend, das sowohl 
bestehende Koordinierungsprobleme beseitigen als auch 
die Effi  zienz bei der Erzeugung und Verteilung der Ener-
gie steigern würde (SVR, 2022, Ziff er 529 ff .). In Deutsch-
land ist jedoch aktuell eine Investitionszurückhaltung zu 
beobachten, sodass der ambitionierte Ausbaupfad für 
die erneuerbaren Energien, wonach bis 2030 ihr Anteil an 
der Bruttostromerzeugung 80 % betragen soll (Deutscher 
Bundestag, 2022), zunächst nicht erreicht werden dürfte 
(ERK, 2022). Um die Ziele zu erreichen, muss die Ausbau-
geschwindigkeit in den kommenden Jahren mehr als ver-
vierfacht werden (SVR, 2022, Abbildung 69).

Die Anreize zum Ausbau erneuerbarer Energien dürften 
aktuell durch die geplante Abschöpfung von Zufallsge-
winnen und die Diskussionen um das Energiemarktde-
sign gebremst werden. Insbesondere dürfte die dadurch 
steigende regulatorische Unsicherheit zu Investitionszu-
rückhaltung führen. Dies könnte den Druck erhöhen, Koh-
le- und Kernkraftwerke für einen längeren Zeitraum und in 
größeren Umfang einzusetzen. Anstatt umfangreiche Än-
derungen am Marktdesign anzustreben, sollte daher der 
Fokus darauf liegen, das Energiemarktdesign – wo nötig 
– zu verbessern. Dringender Handlungsbedarf besteht 
weiterhin beim Um- und Ausbau der Infrastrukturen für 
den Energietransport. Seit Ausbruch des russischen An-
griff skriegs steht die für die neue geopolitische Situation 
schlecht konfi gurierte Gas-Infrastruktur Europas immer 
wieder im Fokus, die zwar europäische LNG Importe – et-
wa nach Spanien – ermöglicht, jedoch nur eingeschränkt 
die Verteilung der Importe innerhalb Europas. Grundsätz-
lich dürfte hier eine stärkere Verankerung des Fernnetz-
ausbaus auf europäischer Ebene unter Einbeziehung der 
verschiedenen Konsortien der Netzbetreiber (z. B. ENT-
SO-E, ENTSO-G) zielführend sein, die derzeit lediglich 
eine koordinierende, aber keine planende Funktion haben 
(SVR, 2022, Ziff er 531).

Ebenso wichtig wie der Umbau des Gasnetzes ist der 
Aufbau eines Wasserstoff netzes. Dieser muss unmittel-
bar angestoßen werden, da Investitionen in klimaneutrale 
Industrie standorte nur stattfi nden werden, wenn erwar-
tet werden kann, dass Wasserstoff  an den betreff enden 
Standorten ausreichend verfügbar ist. Wasserstoff netze 
können zwar mit relativ geringem Aufwand aus einem Teil 
der überdimensionierten Gasnetzinfrastruktur geschaff en 
werden. Der Umbau wird jedoch durch die Diskussion 
um ein Unbundling von Gas- und Wasserstoff netzen ge-
bremst (NWR, 2021). Statt ein Unbundling anzustreben, 
könnten auch Gasnetzkunden für die Last durch eine 
eventuelle Quersubventionierung des Wasserstoff net-
zes mit Gasnetzgebühren entschädigt werden. Alternativ 
könnte die Querfi nanzierung des Netzausbaus durch die 
Erdgaskunden unterbunden werden, wenn der Wasser-
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stoff netzausbau von Netzbetreibern zwar selbst fi nan-
ziert, aber durch langfristige Investitionsgarantien des 
Staates abgesichert wird (dena, 2022).

Eine zentrale Bedingung für die Transformation zur Kli-
maneutralität und den Ausbau erneuerbarer Energien ist 
eine sichere Versorgung mit kritischen Rohstoff en. Ob-
wohl es in Deutschland und Europa viele Rohstoff vorkom-
men gibt, werden diese aus Sorge vor Umweltschäden 
und der geringen Wirtschaftlichkeit gegenüber drittstaat-
lichen Angeboten nicht abgebaut (Lewicka et al., 2021). 
Es werden vielmehr oft bedenkenlos Rohstoff e aus Staa-
ten mit niedrigeren Sozial- und Umweltaufl agen bezogen, 
ein heimischer Abbau aber abgelehnt. Diese Problematik 
sollte mehr beachtet werden und der heimische Abbau 
stärker in Betracht gezogen werden, auch wegen des zu 
erwartenden Nachfragewachstums (vgl. Abbildung 2). Der 
Entwurf der Rohstoff strategie der Bundesregierung greift 
diesen Aspekt bislang kaum auf (Handelsblatt, 2022).

Resilienz durch Diversifi zierung wagen 

Mit Blick auf Abhängigkeiten bei kritischen Rohstoff en 
und anderen Vorprodukten sollten private und staatliche 
Akteure aus den vergangenen Krisen lernen und stärker 
auf Resilienz, statt nur auf kurzfristige Kosteneffi  zienz set-
zen. Hierbei gilt es, zeitnah die richtigen Weichen zu stel-
len, um Abhängigkeiten zu reduzieren und ihnen entge-
genzuwirken. Für Unternehmen und den Staat erfordert 

das eine stärkere Diversifi zierung ihrer Bezugsquellen. 
Bereits im Zug der Lieferengpässe aufgrund der Corona-
krise haben 30 % der Unternehmen diese Notwendigkeit 
erkannt und planen, ihre Beschaff ungsstrategien anzu-
passen (Aksoy et al., 2021; SVR, 2022, Abbildung 149). Ein 
Fokus auf befreundete Staaten (Yellen, 2022) ist hierbei 
jedoch nicht zielführend. Spätestens seit der Ära Trump 
dürfte klar sein, dass auch Beziehungen mit westlichen 
Demokratien keine vollkommene Stabilität garantieren. 
Zudem erfordert die zunehmende Bedeutung globaler 
öff entlicher Güter, mit allen relevanten Akteuren im Aus-
tausch zu bleiben (SVR, 2022, Ziff ern 507 ff .). Die Handels-
beziehungen sollten dabei so gestaltet werden, dass der 
Wegfall eines spezifi schen Lieferanten oder Exportmarkts 
nicht mit drastischen ökonomischen Folgen einhergeht.

Die EU verfolgt international zu Recht das Konzept der Of-
fenen Strategischen Autonomie (EU-Kommission, 2021). 
Dabei wird angestrebt, so autonom wie nötig und so off en 
wie möglich zu agieren. Um die Diversifi zierung von Wert-
schöpfungsketten voranzutreiben und die strategische 
Autonomie zu stärken sollten wirtschaftliche Allianzen mit 
strategisch wichtigen Partnern gebildet bzw. aufgefrischt 
werden (SVR, 2022, Ziff ern 507 ff .). Handelsabkommen, 
die kurz vor Abschluss stehen, sollten deshalb zeitnah ra-
tifi ziert und laufende Verhandlungen zügig abgeschlossen 
werden (SVR, 2022, Abbildung 148). Jüngste Ankündigun-
gen, das Handelsabkommens CETA zwischen Europa und 
Kanada schnell zu ratifi zieren, sind daher zu begrüßen.

Gerade wenn es um den Bezug von Rohstoff en geht, soll-
te Europa auf die wirtschaftliche Entwicklung der Partner-
länder setzen und dabei den Schutz ihrer Umwelt priori-
sieren, anstatt rohstoff reiche Länder in für sie langfristig 
nachteilige Kooperationen zu verwickeln. Um zu verhin-
dern, dass Anliegen mit Blick auf den globalen Klima-
schutz den Abschluss von Handelsabkommen behindern, 
sollte die EU und Deutschland klimapolitische Initiativen 
gezielt dort vorantreiben, wo auch über einen Abbau von 
Handelshemmnissen konkret nachgedacht oder bereits 
verhandelt wird. Bei Verhandlungen mit Entwicklungslän-
dern könnten die klimapolitischen Anliegen mit zusätzli-
chen Finanzierungsmöglichkeiten oder Technologietrans-
fermechanismen gekoppelt werden (SVR, 2021, Ziff ern 
602 ff .). Darüber hinaus könnten Investitionsgarantien für 
ausländische Direktinvestitionen (ADI) deutscher Unter-
nehmen ebenso wie ungebundene Finanzkredite an aus-
ländische Schuldner, die langfristige Abnahmeverträge 
mit deutschen Unternehmen schließen, vergeben werden 
und im Zusammenhang mit der Rohstoff versorgung eine 
Lenkungswirkung entfalten (SVR, 2022, Ziff ern 515 ff .).

Investitionsschutzabkommen sind für die Transformation 
zur Klimaneutralität wichtig, da sie die Investoren gegen 

Abbildung 2
Globales Nachfragewachstum nach ausgewählen 

kritischen Rohstoff en der Jahre 2020 bis 20401

Index 2020 = 1

1 Projektionen auf der Grundlage des Szenarios für nachhaltige Entwick-
lung der Internationalen Energie Agentur (IEA), das angibt, was in einem 
Szenario erfderlich wäre, das mit den Zielen des Pariser Abkommens ver-
einbar wäre.  2 Beinhaltet Iridium, Osmium, Palladium, Platin, Rhoodium 
und Ruthenium.

Quelle: Sachverständigenrat (2022, 379); basierend auf Daten der Inter-
nationalen Energieagentur.
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nicht erwartbare Eingriff e in ihre Eigentumsrechte absi-
chern und dazu beitragen, privates Kapital zu mobilisieren, 
um neue klimaneutrale Wertschöpfungsketten aufzubau-
en. Während lange die Klagen von Konzernen überwogen, 
die Schadensersatz aufgrund der Beendigung fossiler Pro-
jekte durch Klimaschutz-Gesetzgebung forderten, über-
wiegen heute Klagen aufgrund von erneuerbaren Projek-
ten, die durch staatliche Maßnahmen unerwartete Verluste 
realisieren (SVR, 2021, Ziff er 592, Abbildung 145). Vor die-
sem Hintergrund erscheint der Plan der Bundesregierung, 
aus dem Energiechartavertrag auszusteigen, mit Blick auf 
den Klimaschutz und die Attraktion privaten Kapitals zum 
Aufbau von Wertschöpfungsketten nicht zielführend.

Unterstützen, ohne den Strukturwandel zu bremsen

Trotz zahlreicher Initiativen zur Stabilisierung und Ver-
besserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
und zur Stärkung der Resilienz der deutschen und euro-
päischen Wirtschaft ist der Staat in der Verantwortung, 
temporär zielgerichtete Entlastungsmaßnahmen auf den 
Weg zu bringen. Diese können aufgrund der fl ächende-
ckenden Betroff enheit nicht in jeder Dimension zielge-
nau sein, sind jedoch angesichts der historisch hohen 
Gaspreise unabdingbar, um einen größeren Verlust des 
Kapitalstocks zu verhindern. Wichtig ist auch, dass die 
Komplexität der Maßnahmen begrenzt bleibt, um admi-
nistrative Kapazitäten für Zukunftsaufgaben zu erhalten. 
Nicht zuletzt sollten Energiesparanreize und insbeson-
dere Gassparanreize unbedingt erhalten bleiben (Exper-
tInnen-Kommission Gas und Wärme, 2022). Dies ist mit 
der Konzeption der Gaspreisbremse gelungen, indem die 
Akteure durch eine Einmalzahlung entlastet werden und 
so mit jeder gesparten Kilowattstunde den vollen Markt-
preis einsparen (Bundesregierung, 2022).

Anders als in der Coronakrise ist im Zuge der Energie-
krise aufgrund der geopolitischen Veränderungen und 
den einhergehenden höheren Energie- und Beschaf-
fungskosten eine substanzielle Veränderung der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen zu erwarten. Es ist 
davon auszugehen, dass einige Unternehmen mittelfris-
tig ihr Geschäftsmodell in Deutschland verlieren. Staat-
liche Unterstützung darf in dieser Situation nicht auf die 
Erhaltung des Status quo abstellen, sondern sollte den 
durch die Krise beschleunigten Strukturwandel zulas-
sen und begleiten. Indem die Gaspreisbremse die Gas-
kosten nicht auf das Vorkrisenniveau, sondern auf das 
mittelfristig zu erwartende Kostenniveau absenkt, eröff -
net sich für Firmen und Haushalte die Möglichkeit, aber 
auch die Notwendigkeit, sich schon heute an die neuen 
Rahmenbedingungen anzupassen. Die Gaspreisbremse 
sollte die Berechtigung zum Erhalt der Hilfsgelder zudem 
an eine Bedingung des Standorterhalts knüpfen (Exper-

tInnen-Kommission Gas und Wärme, 2022). Dann ist es 
nicht möglich, die Förderung trotz Abwanderung oder 
Betriebsaufgabe zu erhalten, sondern es dürfte dort, wo 
die zukünftigen Rahmenbedingungen keine Perspektive 
bieten, schon heute zu Geschäftsaufgaben kommen. Ein 
generelles Boni- bzw. Dividendenverbot für Unterneh-
men, die die Gas- und Strompreisbremse in Anspruch 
nehmen, erscheint hingegen nicht zielführend. Bei einer 
solchen Regelung könnten Entscheidungsträger:innen 
einem persönlichen Kalkül folgen, anstatt das Wohl des 
Unternehmens vollumfänglich zu berücksichtigen. Da-
raus könnte sich eine Ablehnung von staatlichen Hilfen 
ergeben, obwohl sie aus Sicht des Unternehmens oder 
der Gesamtwirtschaft geboten wären.

Schneller als es noch vor dem Angriff skrieg auf die Ukrai-
ne zu erwarten war, wird eine Diskussion über strategisch 
bedeutsame Unternehmen und Branchen notwendig wer-
den. Etwa in den Bereichen Energieversorgung, Gesund-
heit oder Verteidigung gilt es, Unternehmen weitergehend 
zu unterstützen, auch wenn ihre Geschäftsmodelle mit-
telfristig nicht tragfähig sind. Zu identifi zieren, welche Be-
reiche das sind, und ob auch die Produktion technischer 
Vorleistungsgüter dazu zählen, ist eine Zukunftsaufgabe, 
der sich die Bundesregierung und die EU-Kommission 
zeitnah stellen sollten.

Droht die Deindustrialisierung?

Der Angriff skrieg auf die Ukraine und die einhergehende 
Energiekrise sowie die geopolitischen Veränderungen 
erhöhen den Transformationsdruck in Deutschland und 
Europa und stellen gleichzeitig viele Unternehmen vor 
existenzielle Herausforderungen. Es gilt nun, die unmit-
telbaren Auswirkungen der Energiekrise abzufedern und 
gleichzeitig konsequent Maßnahmen zu ergreifen, um den 
Wirtschaftsstandort resilienter aufzustellen und zu stär-
ken. Gelingt dies, so ist zwar in den kommenden Jahren 
mit Betriebsaufgaben und Abwanderungen zu rechnen, 
aber nicht mit einer Deindustrialisierung. Der bereits lau-
fende Strukturwandel zu einer klimaneutralen Wirtschaft 
dürfte sich deutlich beschleunigen. Neben den herausfor-
dernden Aspekten im Bereich der Energieversorgung und 
der Abhängigkeiten sollte immer die Gesamtheit aller Fak-
toren im Blick behalten werden, die die Attraktivität eines 
Wirtschafts- und Investitionsstandorts begründen und im 
Zweifel auch Kostennachteile aufwiegen (Dechezleprêtre 
and Sato, 2017). Dabei steht auch der Fachkräftemangel 
an vorderster Stelle, der Unternehmen immer häufi ger da-
von abhält, ihre Produktion aufrechtzuerhalten oder aus-
zuweiten und insbesondere auch neu geschaff ene Stellen 
zur Bewältigung des Transformationsprozesses hin zu ei-
ner digitalen und klimaneutralen Wirtschaft zu besetzen 
(Marjenko et al., 2021; SVR, 2022, Ziff ern 255 ff .).
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Die deutsche Wirtschaft befi ndet sich in schwierigem 
Fahrwasser. Seit Beginn der Coronakrise Anfang des 
Jahres 2020 reißen die Herausforderungen durch Produk-
tionsunterbrechungen und Lieferprobleme bei Rohstoff en 
und Vorprodukten nicht ab. Als Folge des Angriff skriegs 
Russlands in der Ukraine sind die Gaspreise in die Höhe 
geschossen, und nach der Einstellung der Gaslieferun-
gen aus Russland ist die Gefahr einer Gasmangellage in 
Deutschland in diesem Winter noch nicht gebannt. Da-
durch ist die Wahrscheinlichkeit gestiegen, dass die deut-
sche Wirtschaft im Winterhalbjahr in eine Rezession gerät 
(Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, 2022). Vor die-
sem Hintergrund setzt die Politik bei ihrem Krisenmana-
gement zum einen darauf, Engpässe bei der Energiever-
sorgung zu verhindern – durch eine Mischung aus ange-
botserhöhenden und nachfragesenkenden Maßnahmen. 
Zum anderen ist sie bemüht, die wirtschaftlichen Folgen 
der hohen (Energiepreis-)Infl ation abzufedern (Experten-
kommission Gas und Wärme, 2022).

Mahnungen aus der Wissenschaft (Nationale Akademie 
der Wissenschaften Leopoldina, 2022) folgend hat sich 
die Politik zudem wiederholt dazu bekannt, beim Krisen-
management die ökologische Nachhaltigkeit nicht aus 
dem Blick zu verlieren. Klimaneutralität bleibt somit zu 
Recht ein wichtiges Politikziel. Darüber hinaus ist die Ein-
sicht gewachsen, dass unser Gemeinwesen selbst mehr 
Verantwortung für seine innere und äußere Sicherheit so-
wie für die Stärkung der Resilienz von Liefer-, Wertschöp-
fungs- und Innovationsketten übernehmen muss (Wörner 
und Schmidt, 2022). Aber es wird bislang nur sehr verhal-
ten darüber diskutiert, wie die Verluste an ökonomischer 
Effi  zienz, die mit der Umstellung auf mehr Sicherheit, Re-
silienz und Nachhaltigkeit einhergehen werden, an ande-
rer Stelle wettgemacht werden könnten, um ansonsten 
drohende herbe Wohlstandsverluste zu vermeiden.

Es nützt aber nichts: Ein erfolgreiches neues Wirtschafts-
modell einer sozial-ökologischen Marktwirtschaft lässt 
sich nicht planwirtschaftlich herbeizaubern. Statt klein-

teiligen staatlichen Machbarkeitsillusionen zu folgen, 
wäre daher vielmehr angezeigt, die Attraktivität für unter-
nehmerisches Handeln zu stärken, das staatliche Han-
deln selbst effi  zienter, kompetenter und digitaler zu ge-
stalten sowie globale Koordinationsprobleme nach dem 
Prinzip der Reziprozität auszugestalten (Ockenfels und 
Schmidt,  2019; Schmidt, 2021). Ein Nachhaltigkeitsver-
ständnis, das sich allein auf die ökologische Nachhaltig-
keit richtet und die ökonomische Nachhaltigkeit vernach-
lässigt, wird aller Voraussicht nach im globalen Wettbe-
werb nicht bestehen können.

Aktuelle Wirtschaftslage und ihre Fortschreibung

Die aktuellen Prognosen gehen davon aus, dass die Pro-
duktion in diesem Winterhalbjahr zurückgeht und mit dem 
Abebben des Gaspreisschocks im Sommerhalbjahr eine 
konjunkturelle Erholung einsetzt (Projektgruppe Gemein-
schaftsdiagnose, 2022). Die bereits seit Sommer stark 
gefallenen Großhandelspreise für Erdgas deuten darauf 
hin, dass die Unsicherheit über die weitere Entwicklung 
an den Gasmärkten zu deutlichen Risikoaufschlägen ge-
führt haben, die inzwischen wieder zurückgehen. Mit dem 
Auslaufen des Gaspreisschocks dürfte dann das gesamt-
wirtschaftliche Produktionsniveau von vor der Corona-
pandemie wieder erreicht werden.

Dazu dürfte auch beitragen, dass die Lieferengpässe, 
die die Erholung von der Coronapandemie verzögert ha-
ben, zumindest teilweise geringer werden und dadurch 
die Produktion stützen, da in vielen Bereichen noch eine 
erhebliche Zahl an Aufträgen nicht abgearbeitet werden 
konnte. Dies liegt zum Teil daran, dass es während der 
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Coronapandemie in vielen Ländern immer wieder zu Pro-
duktionseinschränkungen oder -unterbrechungen kam.

Diese Entwicklungen wurden noch durch Störungen der 
Transportwege verstärkt. Dadurch, dass die Produktion 
in verschiedenen Regionen der Welt zu unterschiedlichen 
Zeiten von der Coronapandemie gestört wurde, kam es in 
einzelnen Häfen immer wieder zu Engpässen beim Verla-
den von Containern. Zudem stauten sich auch die leeren 
Container in einzelnen Häfen, da die Exporte durch Pro-
duktionsunterbrechungen nicht durchgeführt werden 
konnten. Insgesamt ist daher zu erwarten, dass die länger-
fristigen Eff ekte der Coronapandemie und der vorüberge-
henden Lieferengpässe und Gaspreisanstiege gering sind.

Allerdings dürften sowohl der Gaspreisanstieg als auch 
die Lieferschwierigkeiten teilweise längerfristige Auswir-
kungen auf die deutsche Wirtschaft haben. Durch den 
Wegfall des vergleichsweise billigen Gases aus Russland 
und die Substitution mit Flüssiggas aus anderen Ländern, 
wie z. B. den USA, dürften die Gaspreise in Deutschland 
auf einem deutlich höheren Niveau bleiben als vor dem 
Krieg in der Ukraine (acatech, 2022). Aufgrund der stei-
genden Produktionskosten und der eingeschränkten Ver-
fügbarkeit von Rohstoff en und Vorprodukten wird eine 
anhaltende Verschlechterung der Standortbedingungen 
befürchtet. Dazu trägt auch der Mangel an Arbeitskräften 
bei, der in einigen Bereichen zu deutlichen Einschränkun-
gen führt und dessen Ursachen schon lange deutlich er-
kennbar waren (SVR, 2011).

Deindustrialisierung: Symptom eines schleichenden 

Niedergangs

Von den stark gestiegenen Energiekosten sind besonders 
die energieintensiven Industriezweige betroff en. Dies sind 
vor allem die chemische Industrie und der Bereich Me-
tallerzeugung und -bearbeitung. Aber auch in den Berei-
chen Kokerei und Mineralölverarbeitung, der Herstellung 
von Glas und Keramik sowie Papier und Pappe ist Energie 
noch ein bedeutender Kostenfaktor. Durch die längerfris-
tig höheren Energiekosten verschlechtert sich die Wett-
bewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen und es wird 
befürchtet, dass viele Unternehmen die energieintensive 
Produktion ins Ausland verlagern werden, wo Energie 
deutlich günstiger ist als in Deutschland, oder die Pro-
duktion ganz einstellen werden.

Eine derartige „Deindustrialisierung“ ist in der chemi-
schen Industrie und der Metallerzeugung zum Teil bereits 
geschehen. So ist es in den energieintensiven Industrie-
zweigen im Verlauf des Jahres 2022 zu einem deutlich 
stärkeren Rückgang der Produktion gekommen als im 
Produzierenden Gewerbe insgesamt.

Die aufgetretenen Lieferengpässe refl ektieren eine wei-
tere Tendenz der vergangenen Jahre, die zunehmende 
Nachfrage nach bestimmten Produkten wie Halbleitern. 
Dieser Bedarf dürfte künftig weiter steigen, z. B. aufgrund 
der Hinwendung zur Elektromobilität. Das Angebot kann 
jedoch nur mit Verzögerungen ausgeweitet werden, da 
der Aufbau entsprechender Produktionskapazitäten Zeit 
beansprucht. Eine Tendenz zur Deindustrialisierung wird 
demnach in allen Wirtschaftszweigen zumindest kurz-
fristig verstärkt, die auf die reichhaltige Verfügbarkeit von 
Halbleitern und anderen Vorprodukten angewiesen sind.

Die Lieferengpässe beeinträchtigen die Produktion seit 
Beginn 2021, sodass es bereits eine Reihe von Reaktio-
nen der Unternehmen gegeben hat. So haben viele Un-
ternehmen begonnen, die Resilienz ihrer Produktions-
strukturen zu stärken. Dazu gehört beispielsweise der 
Aufbau von Lagern, um Lieferverzögerungen abpuff ern 
zu können. Dazu gehört auch, wichtige Vorprodukte wie-
der vermehrt in der Nähe der Abnehmer zu produzieren. 
So wurde bereits 2021 ein neues Halbleiterwerk in Dres-
den eröff net. Ob diese Entwicklung zu einer verstärkten 
Ansiedlung von Produktionsstätten in Deutschland führt 
oder zu einer Verlagerung ins Ausland, ist derzeit noch of-
fen und wird entscheidend von den Rahmenbedingungen 
in Deutschland abhängen.

Neues Jahrzehnt, neue Herausforderungen

Die hierzulande aktiven Unternehmen sind zwar leis-
tungsfähig und anpassungsfähig, zusammen mit ihren 
Beschäftigten, wie sich in der Coronapandemie deutlich 
gezeigt hat. Dies alles nährt die Zuversicht, dass unser 
Gemeinwesen diese Herausforderung meistern wird. 
Doch im Erfolg liegt auch immer der Keim des Nieder-
gangs, dem man aktiv entgegenwirken muss. Zudem ist 
nun das Unaussprechliche passiert: Nach der (noch gar 
nicht so recht beendeten) Coronakrise kam die Energie-
krise, ausgelöst durch den russischen Angriff skrieg auf 
die Ukraine. Jetzt könnte das Ende der Abfederungsmög-
lichkeiten erreicht, der Bogen endgültig überspannt sein. 
Die drohende Deindustrialisierung ist daher nicht allein ei-
ne Frage der aktuellen Energiekrise, sondern vielmehr ein 
Symbol für den drohenden Niedergang wirtschaftlicher 
Leistungskraft insgesamt.

Dabei hätte es doch gar keine neuen Herausforderungen 
gebraucht, um unsere Wirtschaft an ihre Grenzen zu brin-
gen. Wir hatten vielmehr seit langem gewusst, dass uns 
in diesem Jahrzehnt mindestens ein Dreiklang an großen 
Herausforderungen entgegenschlagen wird. Eine erste 
Herausforderung ist der demografi sche Wandel: Im lau-
fenden Jahrzehnt der 2020er-Jahre werden die geburten-
starken Jahrgänge der 1950er- und 1960er-Jahre in den 
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Ruhestand wechseln. Dadurch werden Beschäftigung, 
Unternehmensnachfolge und das Wirtschaftswachstum 
aller Voraussicht nach erheblich in Mitleidenschaft gezo-
gen. Ebenso wird dadurch die Tragfähigkeit der öff entli-
chen Finanzen und vor allem der Systeme der Sozialen 
Sicherung – Rente, Pfl ege, Gesundheit – beeinträchtigt. 
Wäre dies das einzige Problem, wäre es schon schwer 
genug, eine gesellschaftlich breit getragene Lösung zu 
fi nden; man betrachte nur die emotionale Diskussion über 
das Renteneintrittsalter (SVR, 2011).

Am anderen Ende des Spektrums steht der Klimawandel, 
ein globales Problem, dessen Lösung die koordinierte 
Anstrengung der Weltgemeinschaft zur Defossilierung 
erfordert, da nationale oder regionale Aktionen im Sinne 
einer Vorreiterrolle niemals ausreichen werden. Letztlich 
werden die etablierten Volkswirtschaften wie Deutsch-
land nicht daran vorbeikommen, umfangreiche fi nanzielle 
Mittel aufzuwenden – insbesondere für die Finanzierung 
von Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel in an-
deren Ländern, nicht allein für die Finanzierung des Ver-
suchs, den Klimawandel zu begrenzen. Die Weltgemein-
schaft zu dieser Lösung zu bringen, ist für sich genom-
men fast prohibitiv schwierig, da die globale Defossilie-
rung und der wirtschaftliche Aufholprozess des globalen 
Südens gemeinsam zu bewältigen sind (Ockenfels und 
Schmidt, 2019; Schmidt, 2021).

Schließlich müssen wir anerkennen, dass keine fortge-
schrittene Volkswirtschaft so sehr die internationale Ar-
beitsteilung für das Erarbeiten von Prosperität genutzt 
hat wie Deutschland. Deutsche Unternehmen sind die 
Ausrüster für den industriellen Aufschwung in aller Welt. 
Die Kehrseite ist: Keine andere reiche Volkswirtschaft 
dürfte noch vulnerabler sein, wenn ein Zurückabwickeln 
der Globalisierung droht; nicht zuletzt haben wir in dieser 
Hinsicht auch in Europa eine Sonderrolle der hohen Ver-
letzlichkeit (Schmidt, 2019). Aber genau diese Re-Regio-
nalisierung droht als Ergebnis des Ringens der USA und 
Chinas um die geopolitische Vorherrschaft.

Als wäre das alles noch nicht genug, sind jetzt noch wei-
tere Herausforderungen hinzugekommen: Wir werden 
mehr als vor der aktuellen Krise für unsere äußere und in-
nere Sicherheit sorgen müssen. Den Bereich der äußeren 
Sicherheit werden wir nicht länger großzügig an die USA 
delegieren können. Vielmehr müssen wir selbst verstärk-
te Anstrengungen dazu unternehmen, etwa im Bereich der 
Cybersicherheit und im Bereich der Versorgungssicher-
heit mit Energie. Die deutschen Unternehmen werden ihre 
Wertschöpfungs-, Liefer- und Innovationketten resilienter 
strukturieren müssen: Es gilt frühzeitig Schocks zu erken-
nen, ihren Impact abzumildern, ihre Konsequenzen zu ver-
dauen und daraus zu lernen (Wörner und Schmidt, 2022).

Was nun zu tun ist

Allerdings werden diese zusätzlichen Herausforderungen 
erhebliche volkswirtschaftliche Ressourcen binden, denn 
beispielsweise Puff er vorzuhalten, die Diversifi kation von 
Lieferantenbeziehungen und die Suche nach alternativen 
Lieferquellen als Backup-Lösungen kosten Effi  zienz. Wir 
bräuchten also mehr, nicht weniger Wirtschaftskraft. Es 
gilt also nicht nur nach wie vor, sondern mehr als je zu-
vor, dass wir eine größere wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit anstreben sollten. Der Schlüssel dazu kann weder in 
staatlichen Ausgabenprogrammen oder in der Umgehung 
von Schuldenregeln liegen, noch wird es hinreichend sein, 
einige wenige industrielle Akteure im Rahmen der Trans-
formation zur Klimaneutralität künstlich aufzupäppeln.

Vielmehr liegt er darin, die Attraktivität des Standorts für 
unternehmerisches Handeln zu steigern. So sind rund 
90 % aller Bruttoanlageinvestitionen in unserem Land 
privater Natur. Um die Standortattraktivität zu steigern, 
müssten eine ganze Batterie von Hebeln in Gang gesetzt 
werden, die man allgemein unter dem Stichwort „ange-
botsseitige Reformen“ fasst. Sie dienen der Steigerung 
der Produktionsmöglichkeiten unserer Volkswirtschaft 
– und (Infrastruktur, digitale Verwaltung, Unternehmens-
steuern, Wettbewerb, Humankapital) ganz ausdrücklich 
nicht, wie viele aktuelle politische Weichenstellungen, der 
stärkeren Umverteilung einer gegebenen Wirtschafts-
leistung. Vor allem bedeutet diese Wendung, dass wir 
Zielkonfl ikte ehrlich als solche benennen und um ande-
re Lösungen ringen, als diese Konfl ikte lediglich mit Fi-
nanzmitteln zu übertünchen. Die aktuelle Krise bietet die 
Chance genau dazu.

Ein herausragendes Beispiel dafür ist die Energieversor-
gung: Wenn wir wirklich eine Defossilierung ohne Dein-
dustrialisierung wollen, dann dürfen wir nicht allein aus 
Kohle, Öl und Gas aussteigen, wir müssen auch ernsthaft 
in neue Energieträger einsteigen. So brauchen wir zum 
einen eine Alternative zur bisher monolithisch vorgetrage-
nen Brückentechnologie des russischen Gases. Ein off e-
ner Diskurs sollte darüber entscheiden, ob dies längere 
Laufzeiten für Kernkraft, die Förderung heimischer Gasre-
serven oder andere Optionen sein sollen.

Zum anderen brauchen wir eine ernstzunehmende Vor-
stellung darüber, wie wir mittel- und langfristig die Versor-
gungssicherheit mit Energie herstellen wollen. Der Rück-
griff  allein auf heimische Kapazitäten an Erneuerbaren 
Energien wird nie und nimmer auch nur annähernd ausrei-
chen, allem politischen Willen zum Trotz, diesen Ausbau 
zu beschleunigen. Deutschland und Europa werden auf 
Energieimporte angewiesen bleiben. Wenn wir es wirklich 
schaff en wollen, dass es sich dabei vor allem um grünen 
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Title: Drive De-fossilisation and Avoid De-industrialization: Possible, but Diffi  cult
Abstract: The German economy is in diffi  cult waters. Since the beginning of the coronavirus crisis, there has been no end to the chal-
lenges posed by interruptions in production and supply problems. Despite the need for crisis management, politicians have pledged not 
to lose sight of environmental sustainability. In addition, our community itself must take more responsibility for strengthening the resil-
ience of supply, value and innovation chains. All of this will only succeed with a greater focus on economic performance; this requires a 
supply-side economic policy. Drawing insight from this crisis will allow for a successful transition management and a comprehensively 
transformed economy.

Wasserstoff  handelt, dann müssen jetzt dafür die Voraus-
setzungen geschaff en werden, dass private Akteure aus 
eigenem Antrieb und in großem Stil in den Aufbau einer 
künftigen Wasserstoff wirtschaft investieren wollen.

Und damit schließt sich der Kreis: Prosperität sichern 
wir nur durch gute Bedingungen für unternehmerisches 
Handeln. Wenn wir diese Einsicht aus der Krise schöpfen, 
dann werden wir auch diesen Übergang zu einer umfas-
send veränderten Volkswirtschaft erfolgreich bewältigen. 
Das ist keine Selbstverständlichkeit, aber es ist möglich.
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Der Krieg Russlands gegen die Ukraine und Chinas Reak-
tionen haben die Rahmenbedingungen für die Industrie in 
Deutschland entscheidend verändert. Die aktuelle Problem-
lage wird dabei durch die Verknappung fossiler Energieträ-
ger und die Störung von etablierten Lieferketten bestimmt. 
Beides führt jeweils zu extremen Preissprüngen. Speziell 
bei den Energiekosten ist keine kurzfristige Entspannung zu 
erwarten. Die Institute der Gemeinschaftsdiagnose gehen 
davon aus, dass die Preise für Strom und Gas im Jahres-
durchschnitt erst 2024 wieder zurückgehen, aber auch dann 
noch um das Zweieinhalbfache höher liegen als 2021. Le-
diglich beim Erdölpreis dürfte das Preisniveau von vor dem 
russischen Angriff  auf die Ukraine wieder erreicht werden. 
Lieferkettenprobleme und Energieverknappungen treiben 
die Industrie aktuell in die Rezession (GD, 2022). Auf mittlere 
Frist dürfte nicht damit zu rechnen sein, dass sich die Roh-
stoff preise wieder auf das Niveau vor der Coronapandemie 
und vor dem russischen Angriff skrieg zurückentwickeln. Be-
sonders ausgeprägt dürften die strukturellen Preisverschie-
bungen beim Erdgas ausfallen. Europa und insbesondere 
Deutschland hatte über Jahre hinweg besonders günstige 
Zugänge zu Pipelinegas aus Russland. Diesen Standortvor-
teil wird die deutsche Industrie wohl auf Dauer verlieren.

Welche Auswirkungen der Verlust dieses Standortvorteils 
auf die Industrieunternehmen haben wird, hängt zunächst 
wesentlich davon ab, welche Bedeutung Energie für die 
Gesamtkosten hat. Entsprechend dürfte insbesondere bei 
Unternehmen aus energieintensiven Branchen der Anpas-
sungsdruck hoch sein. Zu diesen Branchen zählen die Her-
stellung von Glas, Keramik, Steine und Erden, die Papier- und 
Pappindustrie, die Metallerzeugung und -verarbeitung und 
die Chemieindustrie. Entscheidend ist aber auch, wie groß 
der Außenhandelsanteil und damit der Druck ausländischer 
Konkurrenten mit günstigeren Energiepreisen ist (Bazejczak 
et al., 2018). Da die Energiepreise fossiler Energieträger sich 
innerhalb Europas nicht grundlegend unterscheiden werden, 
spielt also hier speziell die Konkurrenz aus Übersee eine 
wichtige Rolle. Die Wettbewerbsposition dürfte daher insbe-
sondere bei Unternehmen der Grundstoff chemie und Metall-
erzeugung unter Druck geraten. Innerhalb dieser Branchen 
sind es wiederum nur wenige Produkte, die z. B. eine Kombi-
nation von gasintensiver Produktion und hoher internationa-

ler Handelbarkeit aufweisen (Mertens und Müller, 2022). Die 
Anpassung an die mittelfristig veränderten Standortbedin-
gungen ist unumgänglich. Unternehmen müssen ihre Pro-
duktpalette anpassen, manche Unternehmen werden auch 
in Insolvenz gehen und die Beschäftigung in den betroff enen 
Bereichen wird zurückgehen. Der Verlust von Industrieberei-
chen muss aber in keiner Weise mit einem generellen Dein-
dustrialisierungsprozess verbunden sein. Japan und gerade 
Deutschland sind dafür Paradebeispiele (Gornig, 2015).

In seiner Historie musste Deutschland durch veränder-
te Rahmenbedingungen den Niedergang einer Reihe von 
ehemals blühenden Industriebranchen miterleben. In den 
1970er Jahren traf es die Bekleidungsindustrie, in den 
1980er Jahren war es die Unterhaltungselektronik, die na-
hezu von der Bildfl äche verschwand, und in den 1990er 
Jahren schlossen die letzten großen Spielwarenhersteller. 
Dann schien die Wirtschafts- und Finanzkrise der Industrie 
2009 endgültig den Garaus zu machen. Die deutsche In-
dustrie aber erholte sich. Die realen Industrieanteile stiegen 
rasch wieder auf über 23 % wie vor dem Zusammenbruch 
der Finanzmärkte. Und auch die Lieferkettenprobleme in 
der Coronapandemie haben off ensichtlich nur kurzfristig 
die Industrieanteile sinken lassen. In anderen größeren EU-
Staaten ist seit 2010 ebenfalls eine Stabilisierung der Indus-
trie zu beobachten. Das gilt nicht nur für osteuropäische 
Staaten wie Polen, sondern z. B. auch für Italien. In Frank-
reich und Spanien konnte zumindest der Bedeutungsver-
lust der Industrie gebremst werden (vgl. Abbildung 1).

Die Chancen für die deutsche Industrie gestärkt auch aus 
der gegenwärtigen Krise hervorzugehen, sind durchaus ge-
geben. Die geopolitischen Veränderungen und die Anforde-
rungen des Klimawandels schaff en neue Entwicklungsmög-
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Abbildung 1
Anteile der Industrie an der Bruttowertschöpfung1

1 Preisbereinigt, verkettete Volumen (2015).

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen.
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lichkeiten. Eine dieser Chancen besteht für die deutsche In-
dustrie in der Neuausrichtung der Lieferketten. So reagieren 
schon kurzfristig die Industrieunternehmen auf die aktuellen 
Lieferprobleme nicht nur durch verstärkte Lagerhaltung, 
sondern auch durch eine Diversifi zierung der Lieferanten 
(Aksoy et al., 2022). Die Stärkung der Bedeutung der Resi-
lienz gegenüber den reinen Kostenvorteilen lässt regionale 
Zulieferer wieder interessanter werden, zumal die Transport-
kosten im Zuge steigender Energiekosten weiter zunehmen.

Auch die Tendenz gerade bei Konsumgütern wieder näher 
am Kunden zu produzieren, schaff t in Deutschland neue 
Chancen für die Industrie in Branchen wie Bekleidung, Frei-
zeitartikel und Nahrungsmittel. Dabei sind es weniger die 
Transportkostenersparnisse, die hier eine Rolle spielen, als 
vielmehr neue technologische Möglichkeiten einer kosten-
günstigen individualisierten Produktion, z. B. durch den Ein-
satz des 3D-Drucks (Krenz et al., 2018). Letztlich sind es 
die steigenden Energiepreise selbst und die unabwendbar 
notwendige Dekarbonisierung industrieller Produktion, die 
neue Absatzpotenziale für die deutsche Industrie schaff en. 
Chancen bestehen hier für die in Deutschland besonders 
starken Investitionsgüterbranchen wie den Maschinenbau 
und die Elektrotechnik. Aber auch Unternehmen der Glas- 
und Keramikindustrie oder der Gummi- und Kunststoffi  ndu-
strie weisen hohe Umsatzanteile von Klimaschutzgütern auf 
(Bazejczak et al., 2018).

Industrieller Strukturwandel ist aber ohne industriepolitische 
Flankierung nicht unbedingt erfolgreich. Der Niedergang der 
Industrieproduktion in Großbritannien und die Deindustriali-
sierung in den USA bis zur Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 
sind Zeugnisse davon. In den USA und der EU hat sich mitt-
lerweile die Einsicht etabliert, dass die Industrie einen wesent-
lichen Beitrag zur wirtschaftlichen Stabilität und zum Wohl-
stand breiter Bevölkerungsschichten leistet und entsprechend 
industriepolitisches Engagement unumgänglich ist (Aiginger 
und Rodrik, 2020; Stiglitz et al., 2013; Aghion et al., 2011).

Was heißt das für die Politik in Deutschland? Zu unterschei-
den sind hier kurzfristig notwendige Maßnahmen (Intensiv-
station) und langfristig angelegte Strategien der Industriepoli-
tik (Rehabilitationsklinik). In der aktuellen Situation geht es zu-
nächst darum, die Auswirkungen der gegenwärtigen Verwer-
fungen der Energiemärkte abzufedern. Dazu ist es sinnvoll, 
dass fi nanzielle Unterstützungen zur Bewältigung der Ener-
giekosten gewährt werden, die sowohl das Energiesparen als 
auch die Transformation in emissionsfreie Produktionspro-
zesse ermöglichen. Zudem wird man im Einzelfall auch nicht 
um Unternehmenshilfen und den Einsatz der erweiterten 
Kurzarbeiterregelungen umhinkommen. Der Staat wird zu-
dem weiterhin gefordert sein, kurzfristig die Versorgung mit 
fossilen Energieträgern sicherzustellen und gleichzeitig den 
Ausbau erneuerbarer Energien massiv zu forcieren.

Zur Bewältigung der fossilen Energiekrise ist es elemen-
tar, dass insbesondere die Industrie die Energieversorgung 
schnellstmöglich auf erneuerbare Energieträger umstellt. 
Dazu gehören Investitionen in Energieeffi  zienztechnologien, 
in Energiesparprogramme genauso wie der Ausbau der de-
zentralen erneuerbaren Energien. So können z. B. industrielle 
Wärmepumpen in Kombination mit Solarenergie, nachhalti-
ger Biomasse oder Geothermie nicht nur die Energiekosten 
dauerhaft senken, sondern ebenso die Resilienz. Geostra-
tegische Risiken unzuverlässiger fossiler Energielieferanten 
werden so vermieden. Die große Herausforderung für die In-
dustrie ist somit, neben verstärkten Maßnahmen zur Energie-
einsparung, weitere und erhebliche technologische Innovati-
onen für eine Abkehr fossiler Energie, speziell Öl, Kohle und 
Gas, zu erzielen (Blazejczak et al., 2018). So muss die Fahr-
zeugfertigung den benötigten Stahl aus CO2-freien Verfah-
ren gewinnen. Dies kann gelingen z. B. durch die Umstellung 
des Betriebs von Hochöfen mit Kohle auf aus erneuerbaren 
Energien hergestelltem Wasserstoff . Da in den kommenden 
Jahren ohnehin etwa 50 % aller Hochöfen altersbedingt er-
setzt werden müssen, ist die Zeit günstig diese jetzt zukunfts-
fähig und zugleich klimaschonend auszurichten. Grüner 
Wasserstoff  ist ebenso für die Chemieindustrie oder aber 
als Antriebsstoff  für Schwerlast-, Schiff s-, oder Flugverkehr 
in einer klimaneutralen Wirtschaft zentral. Auch die Automo-
bilbranche muss die Produktionsprozesse umstellen. Im Indi-
vidualfahrzeugbereich muss sie verstärkt auf Elektromobilität 
setzen, im Schwerlastbereich werden klimaschonende An-
triebe benötigt. Umfangreiche Modernisierungen sind somit 
dringend erforderlich. Der BDI (2018) schätzt den notwendi-
gen Investitionsbedarf zur Erreichung der Klimaneutralität der 
deutschen Wirtschaft auf ca. 1,5 Billionen Euro.

Bisherige Produktionsweisen in ganzen Wertschöpfungs-
ketten müssen so umgestaltet werden. So werden z. B. 
massenhaft Batterien zur Speicherung von unregelmäßig 
anfallendem Ökostrom benötigt. Dafür müssen neue ressour-
censchonende Verfahren über den gesamten Lebenszyklus 
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der Batterie von der Erzeugung der Rohstoff e über die Her-
stellung bis zur Entsorgung bzw. Aufbereitung entwickelt und 
eingesetzt werden. Daran sind Unternehmen verschiedener 
Branchen beteiligt. Nur ihr Zusammenwirken wird ein neues 
Technologiebündel hervorbringen, das den Erfordernissen 
einer ressourcenschonenden Kreislaufwirtschaft gerecht 
wird. Neben dem mit jeder Innovation verbundenem techni-
schen Risiko tragen die beteiligten Unternehmen somit auch 
ein systemisches Risiko, weil ihr wirtschaftlicher Erfolg stark 
an den der vor- und nachgelagerten Entwicklungsstufen ge-
bunden ist. Hier kann letztlich nur der Staat dazu beitragen, 
dieses technologische Systemrisiko zu mindern, indem er die 
Kooperation aller Akteure einer neuen Wertschöpfungskette 
mitorganisiert und ihr wirtschaftliches Risiko bei der Überfüh-
rung in den Produktionsmaßstab mindert (Belitz et al., 2021).

Nicht zuletzt deshalb haben Deutschland und andere In-
dustrienationen neue Instrumente aktiver Industriepolitik 
entwickelt. Beispiel dafür ist das in den vergangenen Jah-
ren ausgearbeitete EU-Konzept der Important Projects of 
Common European Interest (IPCEI), mit dem die Förderung 
ausgewählter neuer Technologien bis unmittelbar zur ers-
ten kommerziellen Nutzung ausgedehnt wurde. So star-
tete im Frühjahr 2021 in Deutschland die Förderung einer 
IPCEI-Projektfamilie für die Wasserstoff produktion, die die 
gesamte Wertschöpfungskette von der Wasserstoff erzeu-
gung über den Transport bis hin zu Anwendungen in der 
Industrie abbildet. Diese nationalen Projekte sollen in der 
EU miteinander vernetzt werden und so zum Aufbau einer 
europäischen Wasserstoff wirtschaft beitragen.

Angesichts der Dringlichkeit der Transformation der Industrie 
auf dem Weg zur Klimaneutralität darf Deutschland nicht im 
Aktivismus um kurzfristige Unternehmenshilfen stecken blei-
ben. Entscheidend ist vielmehr, dass jetzt schnell und effi  zient 
eine industriepolitische Strategie für den Umbau der Industrie 
umgesetzt wird. Ein Weg dazu sind staatlich fi nanzierte Tech-
nologiefonds mit einem Taskforce-Management und klarer 
Zuordnung der Verantwortung, die die Investitionszusagen 
der Unternehmen koordinieren (Belitz und Gornig, 2021). 
Beispiele für solche Managementstrukturen fi nden sich in 
den USA. So konnten im Programm „Warp Speed“ durch die 
Koordinierung der Regierungsbehörde für biomedizinische 
Forschung und Entwicklung und staatliche Finanzmittel ei-
ne rasche Skalierung der Produktion von Coronaimpfstoff en 
erzielt werden. Solche staatlich koordinierten und fi nanzier-

ten Technologiefonds müssen so transparent wie möglich 
initiiert werden – auch um den Einfl uss von Lobbyisten und 
Korruption zu begrenzen. Sie sollten unabhängig sein, um 
großen administrativen Aufwand mit langwierigen Entschei-
dungsprozessen zu vermeiden. Ihre Projekte sollten koope-
rativ angelegt sein, sodass nicht nur einzelne Unternehmen 
davon profi tieren. Die Fonds müssen öff entlich Rechenschaft 
ablegen und regelmäßig evaluiert werden. Zudem sollten 
Rückzahlungsmechanismen installiert werden, die sichern, 
dass im Erfolgsfall nicht nur die geförderten Unternehmen, 
sondern auch der Staat direkt eine Risikoprämie erhält.

Nur wenn es gelingt, dass die Industrie so schnell wie 
möglich die Produktionsprozesse dekarbonisiert und in 
Energieeffi  zienztechnologien und Energiesparprogram-
me sowie in den forcierten Ausbau erneuerbarer Energien 
investiert, kann eine dauerhaft nachhaltige und resiliente 
Wirtschaft entstehen und bestehen. Mit der Energiewen-
de weg von fossiler Energie hin zu Energieeffi  zienz und er-
neuerbarer heimischer Energie kann die deutsche Industrie 
dauerhaft gestärkt aus der Krise hervorgehen.

Literatur
Aghion, P., J. Boulanger und E. Cohen (2011), Rethinking industrial policy, 

Bruegel Policy Brief, 4.
Aiginger, K. und D. Rodrik (2020), Rebirth of Industrial Policy and an 

Agenda for the Twenty-First Century, Journal of Industry, Competition 

and Trade, 189-207.
Aksoy, C. A., A. Baur, L. Flach und B. Javorcik (2022), Wie reagieren Un-

ternehmen auf Lieferkettenstörungen? Ergebnisse einer Unterneh-
mensbefragung, ifo Schnelldienst digital, 7.

BDI (2018), Klimapfade für Deutschland.
Belitz, H., M. Gornig, C. Kemfert, R. Löckener und T. Sundmacher (2021), 

Prioritäten setzen, Ressourcen bündeln, Wandel beschleunigen, 
Friedrich Ebert Stiftung, WISO Diskurs, 2.

Belitz, H. und M. Gornig (2021), Industriepolitik: Technologieorientierte öf-
fentliche Investitionsfonds als neues Instrument, DIW Politik aktuell, 71.

Blazejczak, J., D. Edler, M. Gornig und C. Kemfert (2018), Energiewende für 
die Modernisierung des Industriestandorts Deutschland nutzen, Wirt-

schaftsdienst, 98(8), 565-573, https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/
jahr/2018/heft/8/beitrag/energiewende-fuer-die-modernisierung-des-
industriestandorts-deutschland-nutzen.html (21. November 2022).

GD – Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose (2022), Energiekrise: Infl ati-
on, Rezession, Wohlstandsverlust. Herbstprognose.

Gornig, M. (2015), Wieviel Industrie braucht das Land?, WSI-Mitteilungen, 
7, 500-506.

Krenz, A., K. Prettner und H. Strulik (2018), Robots, reshoring, and the lot 
of low-skilled workers, cege Discussion Papers, 351, Center for Euro-
pean, Governance and Economic Development Research, University 
of Göttingen.

Mertens, M. und S. Müller (2022), Wirtschaftliche Folgen des Gaspreisan-
stiegs für die Industrie, IWH Policy Notes, 2.

Stiglitz, J. E., J. L. Yifu und C. Monga (2013), The Rejuvenation of Industri-
al Policy, Policy Research Working Paper, 6628, The World Bank.

Title: Energy Transition as an Opportunity for Re-Industrialisation
Abstract: Russia's war against Ukraine and China's reactions have decisively changed the general conditions for industry in Germany. 
Industry is facing major changes in the context of modernization, decarbonization and localization. The energy transition off ers an enor-
mous economic opportunity for German industry. Instead of de-industrialization, re-industrialization is possible through a forced expan-
sion of renewable energies and improved energy effi  ciency. This strengthens resilience and promotes sustainability and encourages 
innovation and enhances competitiveness.



Wirtschaftsdienst 2022 | 12
936

Zeitgespräch

Oliver Falck, Christian Pfaffl  

Die Deindustrialisierung Deutschlands: berechtigte Sorge oder 

German Angst?

DOI: 10.1007/s10273-022-3341-y

Wirtschaftsdienst, 2022, 102(12), 936-940 JEL: L60, O14, O33

© Der/die Autor:in 2022. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

Die Berichterstattung zur ökonomischen Zukunft Deutsch-
lands zeichnet derzeit kein rosiges Bild. Ein Thema steht 
dabei immer wieder im Raum: Die „Deindustrialisierung“ 
der deutschen Wirtschaft. Gemeint ist damit nichts ande-
res als eine neue Abwanderungswelle der deutschen In-
dustrieproduktion ins Ausland, motiviert durch die stark 
gestiegenen Energiepreise infolge des russischen Kriegs 
in der Ukraine. Doch wird hier medial ein Gespenst herauf-
beschworen, das es so gar nicht gibt? Oder ist die Sorge 
vor dem wirtschaftlichen Abstieg Deutschlands durch ei-
ne neue Deindustrialisierungswelle berechtigt?

Auch aus der Industrie sind alarmierende Stimmen zu ver-
nehmen. Der Präsident des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie (BDI), Siegfried Russwurm, sieht Deutsch-
lands Geschäftsmodell unter „enormen Stress“ und hält 
die „Gefahr einer industriellen Abwanderung“ für „real“. 
Es gehe darum, „das Überleben der Industrie in Deutsch-
land und Europa zu sichern“. Denn als beliebtes Abwan-
derungsziel der deutschen Industriebetriebe gelten vor 
allem die USA, weil dort die Energiepreise im Vergleich zu 
Deutschland besonders niedrig sind. Laut einer Umfra-
ge des Deutschen Industrie- und Handelskammertages 
(DIHK) vom Oktober 2022 würden rund 62 % der 3.100 be-
fragten deutschen Unternehmen die aktuelle Geschäftsla-
ge in Nordamerika positiv bewerten. Fast 39 % gaben an, 

in den nächsten Monaten höhere Investition in den USA 
tätigen zu wollen. Investitionen in die Eurozone wollen da-
gegen nur 32 % erhöhen; 26 % der befragten Unternehmen 
wollen ihr Engagement sogar reduzieren (DIHK, 2022).

Um einzuschätzen, inwiefern die Folgen des Krieges in 
der Ukraine eine Deindustrialisierungswelle in Deutsch-
land begünstigen, bedarf es zunächst einer Bestandsauf-
nahme. Welche Entwicklungen haben sich bereits in den 
vergangenen Jahren vollzogen und wo steht die deutsche 
Industrie heute?

Längerfristige Entwicklung der deutschen Industrie

Betrachtet man die Veränderung der deutschen Indust-
rie in der längeren Frist, so wird deutlich, dass die Dein-
dustrialisierung keine neue Entwicklung ist, sondern sich 
bereits seit Jahrzehnten vollzieht. Allgemein bekannt ist 
der Wandel von der Industrie- zur Dienstleistungsgesell-
schaft, der bereits in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts eingesetzt hat. In den vergangenen beiden Jahr-
zehnten hat sich diese Entwicklung fortgesetzt, wie an 
den geleisteten Arbeitsstunden der Erwerbstätigen zu 
sehen ist: Während die Arbeitsstunden im Verarbeitenden 
Gewerbe – so der richtige Begriff  für die Industrie nach 
der gültigen Wirtschaftszweigklassifi kation – Anfang der 
2000er Jahre rückläufi g waren und seitdem stagnieren, 
stieg die Zahl der Arbeitsstunden in den Dienstleistungs-
bereichen, insbesondere im Informations- und Kommuni-
kationssektor, weiter an (vgl. Abbildung 1).

Der industrielle Strukturwandel zeigt sich jedoch nicht 
nur in der sektoralen Gesamtbetrachtung. Auch innerhalb 
des Verarbeitenden Gewerbes haben sich in den vergan-
genen Jahren tiefgreifende strukturelle Veränderungen 
vollzogen. Zum einen fi el die Beschäftigungsentwicklung 
in den einzelnen Industriezweigen teilweise sehr unter-
schiedlich aus. Während beispielsweise die Herstellung 
von Pharmazeutischen Erzeugnissen einen deutlichen 
Beschäftigungsaufbau verzeichnete, nahm die Zahl der 
Beschäftigten in der Metallerzeugung und -bearbeitung 
deutlich ab (vgl. Abbildung 2).

Zum anderen hat sich die qualifi katorische Zusammen-
setzung der Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe 
verändert. Während die Zahl klassischer Produktionsbe-
rufe in der Fertigung seit 2013 stagniert und am aktuellen 
Rand sogar rückläufi g ist, stieg die Zahl der fertigungs-
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Abbildung 1
Arbeitsstunden der Erwerbstätigen in Deutschland

Index 2000 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut. 

Abbildung 2
Beschäftigungsentwicklung in ausgewählten 

Industriezweigen

Index 2013 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut.

Abbildung 5
Beschäftigungsstruktur im Maschinenbau
Index 2013 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut.

Abbildung 3
Beschäftigungsstruktur im Verarbeitenden Gewerbe

Index 2013 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut.

Abbildung 4
Beschäftigungsstruktur in der Herstellung von 

Kraftwagen und Kraftwagenteilen

Index 2013 = 100

Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut.
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Unternehmensführung und -organisation konnten ebenso 
zulegen, jedoch lag ihr Wachstum leicht unter dem der Ge-
samtbeschäftigung im Verarbeitenden Gewerbe. Mit einem 
Plus von 15 % konnten die IT- und naturwissenschaftlichen 
Dienstleistungsberufe den größten Zuwachs verzeichnen; 
ihr Wachstum ist seit 2013 ungebrochen. Deutlich ausge-
prägter fällt diese Entwicklung in zwei der bedeutendsten 
Zweige der deutschen Industrie aus. 2021 lag sowohl im 
Maschinenbau als auch in der Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen die Zahl der IT- und naturwissen-
schaftlichen Berufe um etwa 40 % über dem Niveau von 
2013 (vgl. Abbildung 4 und 5). Die rückläufi ge Entwicklung 
der klassischen Fertigungsberufe in der Industrieproduk-
tion ist unter anderem auf zwei Faktoren zurückzuführen. 
Zum einen schreitet die Automatisierung weiter voran, 
sodass weniger Beschäftigte in der Produktion benötigt 

technischen Berufe weiter an (vgl. Abbildung 3). Hierunter 
fallen etwa technische Forschungs-, Entwicklungs-, Kon-
struktions- und Produktionssteuerungsberufe. Berufe in 
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Abbildung 6
Strompreise für Nichthaushaltskunden mittlerer 

Größe1

1 Jahresverbrauch zwischen 500 und 2.000 MWh; alle Steuern und Abga-
ben inbegriff en.

Quelle: Eurostat, ifo Institut.

Abbildung 7
Erdgaspreise

Durchschnittliche monatliche Spotmarktpreise

Quelle: Internationaler Währungsfonds 2022, ifo Institut.
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werden. Zum anderen spiegelt sich darin eine Tendenz zur 
Deindustrialisierung wider. Denn anstatt Produktionska-
pazitäten in Deutschland aufzubauen, werden klassische 
Fertigungsberufe ins Ausland verlagert. Wie aus Daten der 
Deutschen Bundesbank zu ausländischen Direktinvestiti-
onen hervorgeht, sind es im Verarbeitenden Gewerbe ins-
besondere Unternehmen der chemischen Industrie, des 
Maschinenbaus und der Herstellung von Kraftwagen und 
Kraftwagenteilen, die im Ausland investieren.

Im Gegensatz zu den klassischen Fertigungsberufen steigt 
die Bedeutung von hochqualifi zierten fertigungstech-
nischen Berufen, Berufen in der Unternehmensführung 
sowie IT- und naturwissenschaftliche Dienstleistungsbe-
rufen in der Industrie weiter an. Die inländischen Stand-
orte der deutschen Industrieunternehmen entwickeln sich 
damit mehr und mehr zu Zentren der Unternehmensfüh-
rung und der Forschung und Entwicklung, wohingegen die 
eigentliche Produktion vermehrt im Ausland stattfi ndet. 
Dadurch gewinnt die Erstellung hochwertiger Unterneh-
mensdienstleistungen in Deutschland an Bedeutung.

Neue Deindustrialisierungswelle durch steigende 

Energiepreise?

Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass der Energiepreis-
Schock infolge des Kriegs in der Ukraine eine große Her-
ausforderung für die deutsche Industrie darstellt und noch 
darstellen wird. Doch auch vor dem Kriegsausbruch war 
Deutschland bereits ein Industriestandort mit vergleichs-
weise hohen Energiepreisen. Der Strompreis für Industrie-
kunden in Deutschland lag schon seit längerem über dem 
europäischen Durchschnitt. Seit 2014 betrug die Preisdif-
ferenz für Industriestrom zwischen Deutschland und der 
Europäischen Union in etwa 0,05  Ct. je Kilowattstunde 
(vgl. Abbildung 6). Mit dem starken Energiepreis-Anstieg 

in der ersten Jahreshälfte 2022 hat sich diese Preisdif-
ferenz jedoch verringert. Damit könnte das europäische 
Ausland als Investitionsziel für die deutsche Industrie an 
Bedeutung verlieren, wohingegen die USA weiter in den 
Fokus rücken dürften. Denn obwohl die Energiepreise in 
den USA ebenso anstiegen, liegen die dortigen Preise für 
beispielsweise Erdgas weiterhin deutlich unter europäi-
schem Niveau (vgl. Abbildung 7). Das dürfte auch mittel- 
bis langfristig so bleiben, wie eine Analyse der Futures-
Preise für Erdgas und Strom zeigt. Zu den Hauptgründen 
dafür zählen die Mehrkosten, die in Europa durch die tech-
nische Umstellung von Erdgasimporten über Pipelines auf 
Importe von LNG entstehen. Auch die höheren Transport-
kosten bei der Umstellung auf weiter entfernte Lieferanten 
dürfte zur anhaltend hohen Preisdiff erenz beitragen (SVR, 
2022). Hervorzuheben ist jedoch, dass Energiepreise nicht 
der einzige Faktor in der Standortentscheidung von Indus-
trieunternehmen sind. Faktoren wie die Nähe zu Rohstof-
fen und wachsenden Absatzmärkten (z. B. China) spielen 
oft eine ebenso wichtige Rolle.

Zu betonen ist, dass die Energiepreise in Deutschland im 
internationalen Vergleich schon seit längerem höher ausfi e-
len und es zu erwarten war, dass sich die Energiepreise in 
Deutschland auch künftig auf vergleichsweise hohem Niveau 
bewegen dürften. Das liegt zum einen an der Rohstoff armut 
Deutschlands selbst und zum anderen an politischen Ent-
scheidungen, wie dem Verzicht auf Fracking, dem notwen-
digen Vollzug der Energiewende und dem Ausstieg aus der 
Kernenergie. Unternehmen, die in Deutschland produzieren, 
haben sich also bereits mit den Umständen hoher Energie-
preisen arrangiert. Sie haben sich diversifi ziert, indem sie 
energieintensive Produktion ins Ausland verlagert haben, 
energieintensive Vorprodukte aus dem Ausland beziehen 
und/oder in energieeffi  zientere Technik investiert haben. Un-
ternehmen, die in dieser Hinsicht noch nicht gehandelt ha-
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WZ-
Code Industrie

Anteil am Ener-
gieverbrauch der 
Industrie 2020, %

Anteil Energiekosten 
an Bruttoproduktions-

wert 2020, % Marge

SV Beschäftigte, 
% der Industrie-
beschäftigung

Bruttowert-
schöpfung 2020, 
% BWS Industrie

Preiserwartungen 
(Saldo) Okt. 2022

10 Herstellung von Nahrungs- und 
Futtermitteln 5,70 2,02 1,06 a 9,36 5,71 70,6

17 Herstellung von Papier, Pappe und 
Waren daraus 6,70 4,19 1,15 b 1,77 2,17 27

19 Kokerei und Mineralölverarbeitung 10,00 0,86 1,07 0,33 4,28 n.a.

20 Herstellung von chemischen 
Erzeugnissen 29,30 3,29 1,24 c 4,91 2,17 33,1

23 Herstellung von Glas, Glaswaren, 
Keramik, Verarbeitung von Steinen 
und Erden 8,10 4,90 1,17 d 2,98 1,44 72,1

24 Metallerzeugung und -bearbeitung 21,90 4,91 1,18 e 3,84 4,88 50,3

Summe / Durchschnitt 81,70 3,36 1,16 23,19 20,65 50,62

Tabelle 1
Kenngrößen energieintensiver Industrien

a  inklusive WZ 11 & 12; b  inklusive WZ 16 & 18; c  − inklusive WZ 21; d  inklusive WZ 22; e  inklusive WZ 25.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; Deutsche Bundesbank (2017); ifo Konjunkturumfrage Oktober 2022.

ben und weiter am Tropf billiger russischer Energie hängen, 
laufen Gefahr, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verlieren.

Welche Branchen des Verarbeitenden Gewerbes 

leiden besonders unter der Energiekrise?

Zu den energieintensiven Industriezweigen, deren An-
teil am Gesamtenergieverbrauch der Industrie besonders 
hoch ist, zählen die Herstellung von Nahrungs- und Futter-
mitteln, die Herstellung von Papier, Pappe und Waren dar-
aus, die Kokerei und Mineralölverarbeitung, die Herstellung 
von chemischen Erzeugnissen, die Herstellung von Glas 
und Glaswaren, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Er-
den sowie die Metallerzeugung (vgl. Tabelle 1). Alle sechs 
energieintensiven Industriezweige waren 2020 für 81,7 % 
des Gesamtenergieverbrauchs in der Industrie verantwort-
lich. Sie stellen etwa 23,2 % der sozialversicherungspfl ich-
tig Beschäftigten in der Industrie und sind für etwa 20,7 % 
der industriellen Bruttowertschöpfung verantwortlich.

Der Anteil der Energiekosten am Bruttoproduktionswert 
in allen energieintensiven Industrien liegt bei durch-
schnittlich 3,4 % und somit über dem Durchschnittswert 
des Verarbeitenden Gewerbes (1,6 %). Dieser Anteil mag 
zunächst relativ gering erscheinen – insbesondere im 
Vergleich zu den Personalkosten (20,6 % im Verarbei-
tenden Gewerbe). Ein starker Anstieg der Energiepreise, 
wie wir ihn in diesem Jahr erlebt haben, drückt dennoch 
erheblich auf die Gewinnspanne, wenn Unternehmen die 
gestiegenen Kosten nicht über Preise weitergeben kön-
nen. Besonders betroff en dürften daher Branchen sein, 
die bereits vor der Energiekrise aufgrund der Wettbe-
werbsbedingungen relativ geringe Margen hatten, wie 

beispielsweise die Nahrungs- und Futtermittelindustrie 
(Deutsche Bundesbank, 2017).

Für diese Branchen kommt es also besonders darauf an, die 
gestiegenen Energiekosten in Form höherer Verkaufspreise 
an die Kunden weitergeben zu können. Wie die Ergebnisse 
der ifo Konjunkturumfrage vom Oktober 2022 zeigen, wol-
len vor allem die Hersteller von Nahrungs- und Futtermit-
teln (70,6 Punkte) sowie die Hersteller von Glas, Glaswaren, 
Keramik und der Verarbeitung von Steinen und Erden (72,1 
Punkte) mehrheitlich die Preise erhöhen.1 Dagegen hat nur 
ein geringer Anteil der Unternehmen in der Herstellung von 
Papier, Pappe und Waren daraus positive Preiserwartun-
gen (27,0 Punkte) bei vergleichsweise geringer Marge. Auch 
in der chemischen Industrie haben mit 33,1 Saldenpunkten 
relativ wenige Unternehmen positive Preiserwartungen.

Insgesamt zeigt sich also: Einige Branchen des Verarbei-
tenden Gewerbes sind vom Energiepreis-Schock stark 
betroff en. Allerdings stellen diese nur einen Ausschnitt 
des Verarbeitenden Gewerbes dar.

Rahmenbedingungen müssen verbessert werden

Vor dem Hintergrund der hier präsentierten Zahlen scheint 
die in der öff entlichen Debatte geschürte Angst einer neu-

1  Die Saldenpunkte bei den ifo-Preiserwartungen geben an, wie viel 
Prozent der Unternehmen per saldo ihre Preise erhöhen wollen. Der 
Saldo ergibt sich, indem man vom prozentualen Anteil der Unterneh-
men, die ihre Preise anheben wollen, den prozentualen Anteil derer ab-
zieht, die ihre Preise senken wollen. Wenn alle befragten Unternehmen 
beabsichtigten, ihre Preise zu erhöhen, läge der Saldo bei plus 100 
Punkten. Würden alle ihre Preise senken wollen, läge er bei minus 100.
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en Deindustrialisierungswelle durch die Energiekrise über-
trieben. Das heißt jedoch nicht, dass Unternehmen infolge 
des Energiepreis-Schocks nicht aus dem Markt ausschei-
den werden. Betroff en sind davon vor allem diejenigen 
Unternehmen, die bislang ihre Produktionsstruktur nicht 
ausreichend diversifi ziert haben und/oder in Energieeffi  zi-
enz investiert haben. Dass die Angst um den industriellen 
Exodus Deutschlands ein Stück weit unbegründet ist, zeigt 
auch eine Umfrage des BDI vom September 2022. Darin 
wurden knapp 600 deutsche Industrieunternehmen ge-
fragt, inwiefern die aktuelle Preisentwicklung die Standort-
Planungen beeinfl usst. Knapp die Hälfte, nämlich 48 % der 
befragten Unternehmen, plant demnach nur Investitionen 
in Deutschland (BDI, 2022). Bemerkenswert ist hier: Im Ver-
gleich zum Februar 2022 entspricht das einem Plus von 6 
Prozentpunkten. Hierin könnte sich auch die aufkeimende 
Debatte um Re-shoring widerspiegeln, also die Rückverla-
gerung von Produktionsstandorten nach Deutschland, um 
beispielsweise Außenhandels-Abhängigkeiten von einzel-
nen Ländern zu reduzieren. Demgegenüber stehen 17 %, 
die konkret über eine zeitnahe Verlagerung von Unterneh-
mensanteilen/Arbeitsplätzen ins Ausland nachdenken – ein 
Minus von 5 Prozentpunkten seit Februar 2022.

Gibt das Anlass zur Entwarnung? Nein, denn es bestand 
schon vor der aktuellen Krise eine erhebliche Unsicherheit 
über die Zukunft der deutschen Energieversorgung, die 
möglicherweise Investitionsentscheidungen in Deutsch-
land gebremst hat (Berger et al., 2022). Die Unsicherheit 
hat sich mit der Energiekrise verstärkt. Eine realistische 
Strategie für die künftige deutsche Energieversorgung ist 
daher unabdingbar, damit Unternehmen sich auf langfris-
tige Investitionen in Deutschland einlassen.

Angesichts des rasanten demografi schen Wandels muss 
sich Deutschland darüber hinaus als rohstoff armes Land 
auf seine Stärken im Humankapital besinnen. Dabei soll-
te ein Fokus auf die Stärkung von Aus- und Weiterbildung 
gelegt werden, um das Qualifi kationsniveau an die neuen 
Anforderungen einer digitalen Industrie von Morgen auszu-
richten. Neue internationale Vergleichsstudien zeigen zwar, 
dass Deutschland nach dem PISA-Schock Anfang der 
2000er aufgeholt hat, jedoch bei der Schülerleistung zuletzt 
wieder deutlich zurückgefallen ist. Diese Entwicklung dürfte 
sich angesichts des Umgangs des Bildungssektors mit der 
Coronapandemie weiter verstärkt haben (Zeit Online, 2021).

Auch der Abbau von Regeln und der damit verbundene 
Bürokratieabbau muss stärker vorangetrieben werden. 
Denn Unternehmen brauchen in einem unsicheren, sich 
schnell verändernden Marktumfeld mit hohem Kosten-
druck nicht noch mehr Regulierung, sondern weniger. 
Eng damit verbunden ist auch die Debatte, wie restriktiv 
wir mit dem Rohstoff  Daten umgehen und wie wir die Di-
gitalisierung der öff entlichen Verwaltung voranbringen. 
In beiden Bereichen hat sich gezeigt, dass in Deutsch-
land noch enormes Verbesserungspotenzial besteht 
(Falck et al., 2021).

Doch braucht es auch eine aktive Industriepolitik? Eher 
nicht, denn die bisherigen Erfahrungen damit fallen nicht 
positiv aus. Für Länder an der internationalen Technolo-
giegrenze, wozu auch Deutschland zählt, kommt es viel-
mehr darauf an, Technologieoff enheit hochzuhalten und 
auf mehr Wettbewerb zu setzen, statt weniger (Aghion 
und Howitt, 1997; Falck, 2019). Die wettbewerbliche öf-
fentliche Beschaff ung von Innovationen oder die wett-
bewerbliche öff entliche Förderung von Forschung und 
Entwicklung, wie sie in den US-amerikanischen ARPA-
Modellen (Advanced Research Projects Agency) vorgese-
hen sind, sollten hier vielmehr als Vorbild dienen als das 
chinesische Modell. Letzteres war sehr erfolgreich, um 
China in vielen Bereichen an die Welttechnologiegrenze 
zu bringen. Ob es jedoch auch taugt, um die Grenze nach 
außen zu verschieben, ist mehr als fraglich.
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Die aktuelle Energiekrise, die durch den Krieg Russlands 
gegen die Ukraine ausgelöst wurde, birgt für die deutsche 
Volkswirtschaft insgesamt und speziell für die deutsche 
Industrie große konjunkturelle Risiken. Zudem bedeu-
tet sie eine enorme strukturelle Herausforderung für den 
Industriestandort Deutschland. Gerade energieintensive 
Branchen, die Erdgas nicht nur als Energieträger, son-
dern auch als stoffl  ichen Rohstoff  einsetzen, dürften am 
Standort unter Druck geraten.1

Konjunktur: Rezession wohl nicht vermeidbar

Aus konjunktureller Sicht wirkt die Energiekrise nega-
tiv auf den privaten Verbrauch. Die hohen Energiepreise 
schmälern die verfügbaren Einkommen. Angesichts der 
Unsicherheit über die künftigen Energiepreise dürften 
die privaten Haushalte ihre Sparquote kaum reduzieren. 
Gerade die Anschaff ung von langlebigen Konsumgütern 
des aufschiebbaren Bedarfs dürften viele Haushalte zu-
rückstellen. Die aktuelle Unsicherheit schwächt ferner die 
Investitionsneigung der Unternehmen. Das gilt sowohl für 
Ausrüstungsinvestitionen als auch für Bauinvestitionen. 
Zusätzlich dämpfen steigende Zinsen sowie hohe Preise 
und anhaltende Materialengpässe bei vielen Vorproduk-
ten die Investitionstätigkeit. Auch von den Exporten sind 
keine Impulse zu erwarten, denn die hohen Energieprei-
se bzw. die Energieknappheit sowie Störungen der Lie-
ferkette wirken negativ auf die Industrieproduktion und 
schmälern damit die Exportmöglichkeiten. Hinzu kommt, 
dass sich wichtige Absatzmärkte der deutschen Export-
wirtschaft ebenfalls in einer wirtschaftlichen Schwäche-
phase befi nden. Die EU ist vom Krieg in der Ukraine be-
troff en. In den USA erfolgt die Zinswende mit besonders 
schnellem Tempo. Und China hat noch keinen Weg aus 
der Null-COVID-Politik gefunden, weshalb auch hier das 
Wirtschaftswachstum schwach ausfällt. Der schwache 
Euro kann diese negativen Eff ekte nur zu einem kleinen 

1 Der Beitrag stützt sich auf die Gemeinschaftsdiagnose (2022) und 
Heymann (2022).

Teil kompensieren. Aktuell bilden lediglich die expansiven 
Staatsausgaben eine Konjunkturstütze. Gas- und Strom-
preisbremse sowie andere Maßnahmen mildern zwar die 
negativen Eff ekte der gestiegenen Energiepreise für pri-
vate Haushalte und Unternehmen ab. Sie dürften aber 
eine Rezession in Deutschland nicht verhindern können.

Enorme strukturelle Herausforderungen für den 

Industriestandort

Gegenüber dem erwarteten konjunkturellen Abschwung 
sind die strukturellen Herausforderungen für den Industrie-
standort Deutschland potenziell gravierender. Die aktuelle 
Gaskrise könnte sich sogar als „Gamechanger“ für den In-
dustriestandort Deutschland und das deutsche exportori-
entierte Geschäftsmodell erweisen. Deutschland ist durch 
eine vertikal integrierte industrielle Wertschöpfungsket-
te geprägt. Sie beginnt mit der Produktion von Metallen, 
Grundstoff chemikalien, Kunststoff en und anderen Zwi-
schenprodukten und endet bei maßgeschneiderten High-
End-Investitionsgütern wie Maschinen, elektrotechnischen 
Ausrüstungen oder Fahrzeugen für globale Kunden.

Diese vertikale Integration hat sich im globalen Wettbewerb 
als Vorteil erwiesen und konnte eine Reihe von Kostennach-
teilen des Standorts (Löhne, Steuern, Energie) kompen-
sieren. Sie basiert auf einer langjährigen Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen und ihren jeweiligen Zulieferern so-
wie spezialisierten Forschungseinrichtungen. Laut Stifter-
verband für die Deutsche Wissenschaft entfallen mehr als 
85 % aller internen und externen Forschungs- und Entwick-
lungsausgaben in der Wirtschaft auf Unternehmen des Ver-
arbeitenden Gewerbes. Dies ist der wesentliche Pfeiler für 
die Innovationskraft der Industrie. Ergänzt wird der Verbund 
durch einen effi  zienten und global agierenden Logistiksek-
tor und kundenspezifi sche After-Sales-Dienstleistungen.

Nur wenige Länder verfügen über eine derartige vertikale 
Integration in der Industrie. Der Erfolg dieses Geschäfts-
modells spiegelt sich auch im hohen Anteil des Verarbei-
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tenden Gewerbes an der gesamten Bruttowertschöpfung 
wider. Er lag in Deutschland 2021 bei 20,8 %. In Frank-
reich oder Großbritannien sind es nur noch 10 %. Positiv 
ist dabei auch, dass die Industrie hohe Löhne zahlt, die 
gerade in vielen personenbezogenen Dienstleistungen 
nicht erreicht werden.

Energieintensive Branchen geraten unter Druck

Am Anfang dieser Wertschöpfungskette werden die ener-
gieintensiven Branchen in den kommenden Jahren stär-
ker unter Druck geraten. Dazu zählen die Chemieindustrie, 
die Metallerzeugung, die Baustoffi  ndustrie sowie das Pa-
piergewerbe. Sie haben in den vergangenen Jahrzehnten 
von den recht günstigen und verlässlichen Pipeline-Gas-
importen (nicht nur, aber auch) aus Russland profi tiert. 
Künftig soll ein Teil dieser Gasmengen durch mehr Impor-
te von verfl üssigtem Erdgas (LNG) ersetzt werden. Es ist 
zu erwarten, dass die weltweite Nachfrage nach LNG in 
den nächsten Jahren schneller steigen wird als das LNG-
Angebot. Damit dürfte LNG teurer bleiben als Pipeline-
Gas. Dies ist vor allem eine Belastung für Branchen mit 
einem hohen Gasverbrauch. Auf die zuvor genannten vier 
energieintensiven Sektoren sowie das Ernährungsgewer-
be entfallen etwa 85 % des industriellen Gasverbrauchs 
in Deutschland. Sie machen aber nur etwa 23 % der ge-
samten industriellen Bruttowertschöpfung aus. Allein die 
chemische Industrie in Deutschland verbraucht fünfmal so 
viel Gas wie Dänemark insgesamt. Eine schnelle und um-
fassende Umstellung weg von Gas hin zu anderen Ener-
gieträgern ist in vielen Sektoren nicht möglich oder wäre 
sehr teuer, weshalb die Unternehmen für die Zukunft hö-
here Gaspreise einkalkulieren müssen. Die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit dieser Sektoren wird leiden.

Auch im Stromsektor soll Erdgas die Zeit überbrücken, 
bis die erneuerbaren Energien den Löwenanteil der deut-
schen Stromversorgung übernehmen können. Zudem 
sollen Gaskraftwerke den angestrebten Ausstieg aus der 
Kohle im Stromsektor bis (idealerweise) 2030 ermög-
lichen. Mit der weiteren Elektrifi zierung der Wirtschaft 
wird der jährliche Strombedarf in Deutschland steigen. 
Darüber hinaus wird die Spitzenlast in den Wintermo-
naten zunehmen, wenn mehr Häuser mit elektrischen 
Wärmepumpen ausgestattet, mehr industrielle Prozesse 
elektrifi ziert und mehr Elektroautos unterwegs sind. Die 
Ampelkoalition erkennt an, dass neue Gaskraftwerke, die 
auch mit Wasserstoff  betrieben werden können, notwen-
dig sind, um die Herausforderungen im Zusammenhang 
mit der Schwankungsanfälligkeit der erneuerbaren Ener-
gien und der Saisonalität der Nachfrage zu bewältigen. 
Deutschland braucht diese Reservekapazitäten, um die 
Stromversorgung in Notzeiten sicherzustellen, etwa wenn 
die Nachfrage in kalten Wintern nicht allein durch erneu-

erbare Energien gedeckt werden kann. Höhere Gaspreise 
werden diese Umstellung im Stromsektor verteuern.

In den energieintensiven Branchen ist der reale Kapital-
stock in Deutschland (gemessen am Nettoanlagevermö-
gen) bereits in den vergangenen Jahren recht stetig ge-
sunken. In der chemischen Industrie lag er 2020 um etwa 
10 % unter dem Niveau des Jahres 2000. In der Metall-
erzeugung beträgt der Rückgang des Nettoanlagevermö-
gens etwa 22 %, in der Papierindustrie 30 % und in der 
Baustoffi  ndustrie sogar 37 % (jeweils 2020 im Vergleich 
zu 2000). Der Trend eines sinkenden realen Kapitalstocks 
der energieintensiven Industrien in Deutschland könn-
te sich in den kommenden Jahren beschleunigen. Es ist 
zwar nicht zu erwarten, dass große energieintensive In-
dustrieanlagen in Deutschland kurzfristig in großem Stil 
geschlossen werden. Aber neue Investitionen werden 
wohl eher in Ländern mit niedrigeren Energiekosten getä-
tigt. Man kann also von „Investment Leakage“ sprechen. 
Wenn einzelne Teile der industriellen Wertschöpfungsket-
te geschwächt werden, reduziert dies auch die Wettbe-
werbsfähigkeit des gesamten Industriestandorts.

Strukturell höhere Gaspreise sind auch ein Problem für 
das Ziel vieler Sektoren, klimaneutral zu werden. So strebt 
beispielsweise die Stahlindustrie einen Übergang weg von 
Kohle als Reduktionsmittel hin zu grünem Wasserstoff  
an. Massive Investitionen sind für diese Transformation 
erforderlich. Da die Versorgung mit grünem Wasserstoff  
weiterhin knapp und teuer bleiben wird, sollte Gas eine 
Brückentechnologie auf dem Weg dorthin sein. Durch die 
zu erwartenden höheren Gaspreise wird die Umstellung in 
der Stahlindustrie teurer als ursprünglich geplant. Es bleibt 
abzuwarten, in welchem Umfang die grüne Transformation 
dann tatsächlich am Standort Deutschland erfolgen wird.

Wertschöpfungsverluste der Automobilindustrie am 

Standort Deutschland zu erwarten

Am anderen Ende der industriellen Wertschöpfungskette 
hat in der Automobilindustrie ein massiver Strukturwan-
del eingesetzt. Aufgrund der strengen CO2-Grenzwerte 
der EU für neue Pkw setzen fast alle Autohersteller für 
den europäischen Markt auf elektrische Antriebe. Dieser 
Trend in Richtung batterieelektrischer Mobilität wird die 
Produktionsstrukturen am Standort durcheinanderwir-
beln. Auf der einen Seite haben viele Unternehmen ange-
kündigt, in Deutschland Fabriken für die Produktion von 
Batterien anzusiedeln. Zudem rüsten viele Autohersteller 
ihre Produktionsstätten auf die Fertigung von E-Autos 
um. Dieser Entwicklung stehen auf der anderen Seite 
Wertschöpfungsverluste bei jenen Kfz-Zulieferern gegen-
über, die vor allem Teile und Komponenten für Autos mit 
Verbrennungsmotor herstellen.
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Dies geschieht zu einer Zeit, in der sich viele Zulieferer oh-
nehin in einer schwierigen Position befi nden. Durch den 
anhaltenden Materialmangel (z. B. Halbleiter) fi el es der 
Branche in den vergangenen Quartalen schwerer, Grö-
ßenvorteile in der Produktion zu erzielen. Die Preisver-
handlungen mit den Herstellern dürften derzeit bei vielen 
Zulieferern Kopfzerbrechen bereiten. Im Zuge des Struk-
turwandels dürfte es aus Kostengründen zunehmend 
schwerfallen, die Produktion von Pkw im Volumensegment 
in Deutschland zu halten. Standorte in Deutschland könn-
ten im konzerninternen Wettbewerb der großen Autoher-
steller häufi ger das Nachsehen gegenüber ausländischen 
Standorten haben. Bei Fahrzeugen der Oberklasse ist die-
ses Risiko weniger stark ausgeprägt. Insgesamt dürfte die 
Netto-Bilanz des Strukturwandels für die Wertschöpfung 
und Beschäftigung der Automobilindustrie in Deutschland 
negativ ausfallen. Erschwerend kommt hinzu, dass die 
lokalen Nachfrageimpulse für die heimische Produktion 
begrenzt sind. Die EU ist der wichtigste Absatzmarkt für 
Fahrzeuge aus deutscher Produktion. Der Pkw-Markt in 
der EU ist jedoch gesättigt. Weiteres Wachstum dürfte nur 
noch mit einer besseren Ausstattung der Autos und nicht 
über die Stückzahlen zu erzielen sein.

Maschinenbau und Elektrotechnik mit besseren 

Perspektiven

Im Vergleich zur Automobilindustrie schätzen wir die Per-
spektiven des Maschinenbaus oder der Elektrotechnik 
am Standort Deutschland besser ein. Beide Branchen 
liefern die Technologien, die für eine klimaverträglichere 
Zukunft benötigt werden. Auch der globale Trend zur Di-
gitalisierung und Elektrifi zierung begünstigt diese Sekto-
ren. Gerade der Maschinenbau wird in den kommenden 
Jahren sein Portfolio noch mehr um Software-Lösungen 
und digitale Dienstleistungen erweitern. Vorteilhaft für 
den Standort Deutschland ist auch, dass die Sektoren 
durch viele mittelständische Unternehmen geprägt sind, 
die sich durch eine große heimische Wertschöpfungstie-
fe und eine regionale Verbundenheit auszeichnen. Der 
Maschinenbau kann durch eine Fokussierung auf Spezi-
almaschinen Kostennachteile des Standorts oder auch 
temporäre Aufwertungen des Euro besser ausgleichen 
als Branchen, in denen eher standardisierte Produkte er-
zeugt werden. Das Know-how der Branche dürfte auch 
künftig den preislichen Wettbewerbsdruck abmildern, 
wenngleich Anbieter in China technologisch aufholen.

Der Halbleitermangel der jüngeren Vergangenheit hat 
zudem dazu geführt, dass neue Werke für die Chip-Pro-
duktion in Deutschland entstehen sollen – trotz der hohen 
Stromkosten. Damit soll auch die Abhängigkeit von nur 
wenigen Lieferanten aus Asien verringert werden. Bei der 
Batteriezellenproduktion spielt dieses Argument eben-

falls eine Rolle. Zwar werden solche Ansiedlungen auch 
durch staatliche Förderprogramme begünstigt. Gleich-
wohl sind diese Investitionsentscheidungen zugunsten 
des Standorts Deutschland eine positive Nachricht.

Neben Maschinenbau und Elektrotechnik bieten sich 
auch der Pharmaindustrie gute Chancen am Standort 
Deutschland. Die Coronapandemie hat den politischen 
Willen bekräftigt, in diesem Bereich künftig weniger ab-
hängig von Importen zu sein. Eine Stärkung kontinentaler 
Wertschöpfungsketten könnte die Folge sein. Die jüngs-
ten Erfolge bei der Impfstoff entwicklung und -produktion 
in Deutschland illustrieren die Potenziale der Branche.

Diff erenziertes Bild, aber sinkender Industrieanteil 

sehr wahrscheinlich

In Summe ergibt sich ein diff erenziertes Bild. Eine umfas-
sende Deindustrialisierung in Deutschland über alle Bran-
chen hinweg ist aus heutiger Sicht wenig wahrscheinlich. 
Dagegen spricht nicht zuletzt die Anpassungsfähigkeit 
der deutschen Industrie, die sie in den vergangenen 
Jahrzehnten unter Beweis gestellt hat und die häufi g un-
terschätzt wurde. Die Innovationskraft der deutschen 
Industrie und eine weitere Internationalisierung werden 
auch künftig dabei helfen, sich im globalen Wettbewerb 
zu behaupten.

Richtig ist aber auch, dass sich die Perspektiven für ei-
nige Industriesektoren durch die akute Energiekrise und 
die mittelfristig höheren Gaspreise deutlich eingetrübt 
haben. Hohe Energiepreise werden aber auch für jene 
Branchen eine Belastungsprobe darstellen, die selbst 
nicht energieintensiv produzieren. Um die deutschen 
Klimaziele zu erreichen, muss der Energieverbrauch, ein 
wichtiger Inputfaktor, in den kommenden Jahren deutlich 
verringert werden. Schließlich gilt für alle Sektoren, dass 
umfangreiche Investitionen getätigt werden müssen, um 
Produktionsprozesse klimaverträglicher zu gestalten. 
Dabei können dadurch Kosten entstehen, dass Anlagen 
vor dem eigentlichen Ende ihrer Lebensdauer außer Be-
trieb gestellt werden. Wenn in solchen Branchen ohnehin 
umfangreiche Investitionen anstehen, werden internati-
onal agierende Unternehmen häufi ger die Standortfrage 
gegen Deutschland entscheiden und dort investieren, 
wo z. B. große Mengen an erneuerbaren Energien oder 
grünem Wasserstoff  kostengünstiger als in Deutschland 
produziert werden können oder wo die Preise für fossile 
Energien dauerhaft niedriger sein werden als in Deutsch-
land und Europa (z. B. in den USA).

Nicht nur Energie ist ein Thema für die Industrie in 
Deutschland. Bei klassischen Standortfaktoren wie der 
Steuerbelastung von Kapitalgesellschaften, Lohnhöhe 
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oder der Flexibilität bei Arbeitszeiten hat sich Deutsch-
lands Position im internationalen Vergleich in den vergan-
genen Jahren eher verschlechtert. Beim Ausbau der di-
gitalen Infrastruktur liegen viele Länder vor Deutschland. 
Hinzu kommen die anhaltenden Handelskonfl ikte, die 
schädlich für eine off ene Volkswirtschaft sind und die die 
Investitionsbereitschaft hemmen. Die jüngste US-Politik 
setzt zudem gezielt Anreize, in den USA zu investieren. 
Das dürfte für viele deutsche Unternehmen lukrativ sein. 
Schließlich bedeutet die demografi sche Entwicklung ei-
ne Herausforderung für den Standort. Sie geht einher mit 
einem sinkenden Erwerbspersonenpotenzial. Der Staat 
wird einen höheren Anteil seines Budgets für Rentenzah-
lungen ausgeben, wenn die eigentlichen Stellschrauben 
der Rentenpolitik (Rentenhöhe, Renteneintrittsalter und 
Rentenbeiträge) nicht angepasst werden sollen. Dieses 
Geld steht dann nicht zur Verfügung für produktivere Aus-
gaben wie Forschung und Entwicklung oder eine verbes-
serte Infrastruktur.

In Summe ist zu erwarten, dass der Anteil des Verarbei-
tenden Gewerbes an der gesamten Bruttowertschöpfung 
in den nächsten Jahren weiter sinken wird. Im Jahr 2016 

lag der Anteil noch bei 22,9 %. 2022 dürfte er nur knapp 
über 20 % liegen. In Zukunft wird es wichtiger, zwischen 
den deutschen Industrieunternehmen auf der einen Seite 
und dem Industriestandort Deutschland auf der anderen 
Seite zu unterscheiden. Dabei sind wir pessimistischer für 
den Industriestandort Deutschland als für große deutsche 
Industrieunternehmen, die ihre Aktivitäten besser interna-
tionalisieren und Produktionsstandorte nach ihren indivi-
duellen Kosten- und Kundenstrukturen wählen können. 
Für den deutschen Mittelstand, insbesondere in den ener-
gieintensiven Branchen, wird die Anpassung an eine neue 
Energiewelt und andere Strukturprobleme eine größere 
Herausforderung, an der manche Unternehmen scheitern 
werden.
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Die Schwedische Akademie beschreibt die Rolle der Ban-
ken in der Wirtschaft so: „Um zu verstehen, warum eine 
Bankenkrise so enorme Folgen für die Gesellschaft haben 
kann, müssen wir wissen, was Banken eigentlich tun: Sie 
nehmen Geld von den Einlegern entgegen und leiten es an 
die Kreditnehmer weiter“ (The Royal Swedish Academy of 
Sciences, 2022a). Danach sind Banken reine Intermediäre 
oder Händler von Ersparnissen zwischen sparenden Haus-
halten und investierenden Unternehmen. Diese Sichtweise 
dominiert seit Jahrzehnten die monetäre Makroökonomie.1

Aber es gibt seit langer Zeit auch eine völlig andere Theorie 
über die Funktion der Banken. Sie prägt beispielsweise das 
Denken von Joseph Schumpeter. In seiner 1911 publizierten 
„Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung“ brachte er es, wie 
folgt, auf den Punkt: „Der Bankier ist also nicht so sehr in ers-
ter Linie Vermittler der Ware „Kaufkraft“ als vielmehr Produ-
zent dieser Ware“ (Schumpeter, 1911, 110). Diese Sichtweise 
fi ndet man z. B. auch bei der Bank of England: „Wenn eine 
Bank einen Kredit vergibt, schaff t sie gleichzeitig ein entspre-
chendes Guthaben auf dem Konto des Kreditnehmers und sie 
schaff t damit Geld.“ (McLeay et al., 2014, 14). Gleichzeitig kri-
tisiert die Bank die Intermediationstheorie sehr deutlich: „Die 
Geldschöpfung in der Praxis unterscheidet sich von einigen 
populären Missverständnissen – Banken agieren nicht einfach 

1 Der Beitrag beruht auf einer Veröff entlichung auf socialeurope.eu, die 
ebenfalls im IPS-Journal erschienen ist: https://socialeurope.eu/a-
noble-award-for-a-popular-misconception (17. November 2022). 

als Intermediäre, die Einlagen ausleihen, die Sparer bei ihnen 
platzieren“ (McLeay et al., 2014, 14). Drei Jahre später sprach 
die Deutsche Bundesbank (2017, 20) in ähnlicher Weise von 
dem „weit verbreiteten Irrtum, dass Banken bei der Kreditver-
gabe lediglich als Intermediäre fungieren, d. h. dass Banken 
Kredite nur unter Verwendung von Finanzmitteln vergeben 
können, die ihnen zuvor von anderen Kunden als Einlagen zur 
Verfügung gestellt wurden“. Erstaunlicherweise setzt sich die 
Akademie in ihrem Begründungspapier mit dieser alternativen 
Sichtweise nicht auseinander. Stattdessen stellt sie Schum-
peter sogar als Vertreter der Intermediationstheorie dar.2

Güterwirtschaftliche versus monetäre Theorie des 

Finanzsystems

Um beide Theorien zu verstehen, ist es notwendig, die Kon-
zeption der zugrundeliegenden Modelle zu betrachten. Die 
Intermediationstheorie (oder „Loanable-Funds-Theorie“) 
stellt sich als rein güterwirtschaftliche Theorie des Finanz-
systems dar. Schumpeter (1954) bezeichnet dieses Para-
digma als „real analysis“. In diesem Modell gibt es nur ein 
einziges Allzweckgut, das austauschbar als Konsumgut, In-
vestitionsgut oder „Kapital“ verwendet werden kann. In den 
Worten von Barro und Sala-i-Martin (2004, 25):

One way to think about the one-sector technology is to 
draw an analogy with farm animals, which can be eaten 
or used as inputs to produce more farm animals. The 
literature on economic growth has used more inventive 
examples – which such terms as shmoos, putty or ec-
toplasm – to refl ect the easy transmutation of capital 
goods into consumables, and vice versa.

Im Mittelpunkt des Modells steht die Konsumentscheidung 
der privaten Haushalte: sie verfügen über einen Ausgangs-
bestand des Gutes, das sie konsumieren oder sparen kön-
nen. Die nicht konsumierten Einheiten des Gutes werden als 

2 „(…) Schumpeter (1911), who argued that the services provided by fi -
nancial intermediaries – mobilizing savings, evaluating projects, ma-
naging risk, monitoring managers, and facilitating transactions – are 
essential for technological innovation and economic development“ 
(The Royal Swedish Academy of Sciences, 2022b, 16).
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und Internationale Wirtschaftsbeziehungen an der Uni-

versität Würzburg.
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„Kapital“ über Banken oder den sogenannten Kapitalmarkt 
an Investoren transferiert. Diese können das Allzweckgut 
nun als Investitionsgut einsetzen. Infolge der Investition 
wird eine größere Menge des Einheitsgutes verfügbar, die 
dann wieder konsumiert oder investiert werden kann. Aus 
den Annahmen des Modells ergibt sich, dass Banken nicht 
in der Lage sind, dieses Gut selbst zu produzieren. Ihre Rol-
le beschränkt sich daher auf die Erleichterung seines Trans-
fers zwischen Sparern und Investoren. In der Literatur wird 
dabei vom „easing of frictions“ im Intermediationsprozess 
gesprochen (Levine, 2005). Aufgrund des doppelten Cha-
rakters des Allzweckguts als Konsum- und Investitionsgut 
auf der einen Seite, und als „Kapital“ oder „Savings“ auf der 
anderen Seite, ist in dieser Modellwelt die realwirtschaftli-
che Sphäre identisch mit der Finanzsphäre. Es gibt also kei-
nen Raum für Geldbestände im Sinne von Bankguthaben 
als eigenständigen Vermögenswert. Ebenso gibt es keine 
fi nanziellen Entscheidungen, die von Konsum- und Investi-
tionsentscheidungen getrennt sind. Wenn man sich dieser 
zentralen Mechanismen der Intermediationstheorie be-
wusst wird, erscheint es von vornherein als wenig sinnvoll, 
daraus Erkenntnisse über die Funktionsweise von Banken 
und des Finanzsystems in der Realität ableiten zu wollen.

Bei monetären Ansätzen oder dem, was Schumpeter 
(1954) „monetary analysis“ nannte, sind die monetäre und 
die reale Sphäre voneinander getrennt, wobei sie zugleich 
interagieren. Anstelle des hybriden Einheitsgutes fi ndet 
man mehrere, nicht ineinander transferierbare Aktiva:

• Reale Aktiva: Konsum- und Investitionsgüter
• Finanzielle Aktiva: Bankguthaben (Geld), Anleihen und 

Zentralbankgeld.

Neben Konsum- und Investitionsentscheidungen gibt es 
dabei unabhängige Finanzentscheidungen: Die Kreditver-
gabe durch die Zentralbanken und die Kreditvergabe von 
Geschäftsbanken sowie Anleihekäufe durch Nichtbanken.
Ein Modell, das diese Eigenschaften aufweist, ist das viel 
geschmähte IS-LM-Modell. Die IS-Kurve beschreibt die 
Gleichgewichte auf dem Gütermarkt. Die LM-Kurve be-
schreibt die Gleichgewichte auf dem sogenannten Geld-
markt und bildet ein kleines Finanzuniversum ab:

• die Notenbank, die die Banken mit Reserven versorgt,
• Banken, die Kredite an Nichtbanken vergeben,
• Nichtbanken, die Portfolioentscheidungen treff en (Anlage 

der Spekulationskasse in unverzinslichem Bargeld oder 
verzinslichen Anleihen mit ewiger Laufzeit (consols).

Das Modell hat konzeptionelle Schwächen, insbesonde-
re die mechanistische Sichtweise des Kreditschöpfungs-
multiplikators und die Annahme einer Geldbasissteuerung 
durch die Notenbank. Aber es zeigt, wie man die fi nanzi-

elle Sphäre einer Volkswirtschaft realitätsnäher modellieren 
kann als die Loanable-Funds-Theorie. Ein zentraler Unter-
schied zum Intermediationsansatz besteht darin, dass Ban-
ken keine Ersparnisse oder Einlagen benötigen, um Kredite 
zu vergeben. Vielmehr ist es genau umgekehrt: Wenn eine 
Bank einen Kredit vergibt, werden Einlagen geschaff en. Die 
Banken sind also – genau wie von Schumpeter beschrieben 
– „Kaufkraftproduzenten“. Natürlich bedeutet die Kreditver-
gabe einer einzelnen Bank, dass die von ihr geschaff enen 
Einlagen für Überweisungen an andere Banken verwendet 
werden. Für das Bankensystem als Ganzes bleiben die Ein-
lagen jedoch unverändert. Der Einlagenverlust der kredit-
gebenden Bank wird durch Interbankenkredite oder Refi -
nanzierungskredite der Zentralbank kompensiert.

Die Tatsache, dass dieser Prozess in Krisen gestört werden 
kann, wie von Anat Admati und Martin Hellwig (2019) be-
schrieben, stellt ihn nicht grundsätzlich infrage und rechtfer-
tigt schon gar nicht die Gültigkeit der Intermediationstheorie. 
Dies gilt auch für ihr Argument, dass Bargeldabhebungen die 
Kreditexpansion der Banken begrenzen könnten. Da alle gro-
ßen Zentralbanken die Kreditexpansion der Geschäftsbanken 
über das Instrument der Leitzinsen steuern, sind sie jederzeit 
bereit, passiv die Menge an Zentralbankgeld (einschließlich 
Bargeld) bereitzustellen, die das Bankensystem benötigt.

Bankenkrisen erkennen, bevor das Kind in den 

Brunnen gefallen ist

Die Akademie begründet die Verleihung des Preises vor allem 
damit, dass diese Forschung dazu beitrage, Finanzkrisen zu 
vermeiden. Für die Analyse von Bankenkrisen ist die Unter-
scheidung zwischen den beiden Modellansätzen ebenfalls 
von entscheidender Bedeutung. Mit dem monetären Ansatz 
lassen sich die Prozesse, die zu Bankenkrisen führen, relativ 
einfach beschreiben. Die Hauptursache von Bankenkrisen 
ist in der Regel eine übermäßige Kreditvergabe der Banken, 
die zu einer Überhitzung der Wirtschaft, insbesondere im 
Immobiliensektor, führt. Wenn die Immobilienpreise steigen, 
nehmen die Sicherheiten für Kredite zu. Die Erträge aus der 
Kreditvergabe bringen den Banken Gewinne und erhöhen ihr 
Kapital. Die Dynamik dieser Prozesse lässt sich in Spanien, 
Griechenland und Irland beobachten, wo das Kreditvolumen 
der Banken in den Jahren vor der Krise um 450 % bis 500 % 
zugenommen hatte (vgl. Abbildung 1).

Der anschließende Zusammenbruch dieses Marktes führt zu 
Kreditausfällen und Bankinsolvenzen. Diese aus dem Kredit-
schöpfungspotenzial der Banken resultierenden Gefahren hat 
Schumpeter (1939, 150-151) folgendermaßen beschrieben:

Speculation in the narrower sense will take the hint and 
(...) stage a boom even before prosperity in business 
has had time to develop. New borrowing will then no 
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Abbildung 1
Bankkredite an den privaten Sektor

Januar 1999=100

Quelle: EZB, Statistical Data Warehouse.
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longer be confi ned to entrepreneurs, and “deposits” 
will be created to fi nance general expansion, each loan 
tending to induce another loan, each rise in prices ano-
ther rise. (…) Indeed, the phenomena of this secondary 
wave may be, and generally are, quantitatively more 
important than those of the primary wave. (…) the pro-
cesses of the secondary wave do indeed provide us 
with a wealth of examples of unproductive credit.

Mit dem Intermediationsmodell lässt sich eine starke Auswei-
tung des Kreditvolumens nur schwer erklären. Sie erforderte 
eine massive Ausweitung der privaten Ersparnis als Quelle 
von Finanzmitteln. Die Ersparnis der privaten Haushalte ist 
jedoch in der Regel eine äußerst träge Größe. Es kennzeich-
net deshalb die Literatur, die auf der Intermediationstheorie 
aufbaut, dass sie – wie die Arbeit von Bernanke, dem ehe-
maligen Vorsitzenden der US-Notenbank – zwar die Krisen-
phasen erklären kann, nicht aber die Prozesse, die dazu ge-
führt haben. Dies gilt auch für die Arbeit von Diamond und 
Dybvig, die Banken als eine Art Versicherungsgesellschaft 
darstellen. Sie erkennen die Risiken dieses Versicherungs-
vertrags. Ihr statisches Modell ist aber nicht in der Lage, die 
Gefahren einer übermäßigen Kreditvergabe abzubilden.

Es ist deshalb unzutreff end, wenn die Akademie behaup-
tet, aufgrund der Forschungserkenntnisse der Laureaten 
habe man Finanzkrisen besser bewältigt als in der Ver-
gangenheit. Dies wird deutlich aus der Antwort der British 
Academy auf die bei einem Besuch der London School 
of Economics am 5. November 2008 gestellte Frage der 
Queen, wieso niemand die Finanzkrise kommen gesehen 
habe, obwohl sie ein so großes Ausmaß hatte (Greenhill, 
2008). Die Ursache sei “a failure of the collective imagina-
tion of many bright people, both in this country and inter-
nationally, to understand the risks to the system as a who-
le” (British Academy, 2009). Die Antwort hätte eigentlich 
lauten müssen: „Wir haben die Krise nicht erkannt, weil 
wir mit Modellen arbeiten, in denen Banken nur Vermittler 
von Ersparnissen oder so etwas wie Versicherungsge-
sellschaften sind. Unsere Theorien setzen erst dann ein, 
wenn das Kind schon in den Brunnen gefallen ist.“

Die Intermediationstheorie ist somit eine wichtige Erklä-
rung dafür, dass Ökonom:innen nicht in der Lage waren, die 
große Finanzkrise rechtzeitig zu erkennen. Es ist deshalb 
schwer zu verstehen, wie die schwedische Akademie be-
schließen konnte, eine Theorie zu würdigen, die aufgrund 
ihrer güterwirtschaftlichen Modellierung ungeeignet ist, die 

Rolle der Banken als Produzenten von Kaufkraft und damit 
die Dynamik monetärer Prozesse angemessen abzubilden. 
Nach dieser schmerzlichen Erfahrung ist die Verleihung des 
Nobelpreises für die Wirtschaftswissenschaften an den In-
termediärsansatz im Bankwesen so, als würde man Ptole-
mäus posthum den Preis für Physik verleihen, weil er ent-
deckt hat, dass sich die Sonne um die Erde dreht.
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Zum Jahresbeginn 2023 tritt das kürzlich vom Bundes-
tag beschlossene Bürgergeld-Gesetz in Kraft. In seiner 
ursprünglichen Fassung war das Gesetz zunächst im 
Bundesrat abgelehnt worden, im anschließenden Ver-
mittlungsverfahren konnte jedoch eine Einigung zwischen 
beiden Kammern erzielt werden. Im Vergleich zum Re-
gierungsentwurf wurden in diesem Zuge jedoch einige 
maßgebliche Reformelemente gestrichen. Gemessen am 
Anspruch der zahlreichen gesetzlichen Neuerungen des 
Bürgergeld-Gesetzes dürfte es sich dabei – trotz der im 
Vermittlungsausschuss beschlossenen Änderungen – 
um die tiefgreifendste Reform in der an reformerischen 
Eingriff en keineswegs armen Geschichte der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende handeln. Bereits an der Na-
mensgebung wird erkennbar, dass die Reform nicht we-
niger sein soll, als der Abschied von „Hartz IV“ – die fest 
im allgemeinen Sprachgebrauch verankerte Bezeichnung 
für die Grundsicherung. „Hartz IV“ ist aber auch und vor 
allem Synonym für den Durchbruch der aktivierenden 
Arbeitsmarktpolitik in Deutschland. Nicht wenigen Beob-
achtern galt und gilt die damalige Reform daher als – teils 
als überfällig begrüßte, teils als Sozialabbau verteufelte – 
Abkehr vom bis dahin prägenden bundesdeutschen Ver-
ständnis versorgender Wohlfahrtsstaatlichkeit.

Mit der Einführung des – von der SPD bereits 2019 er-
sonnenen und mit Unterstützung des aktuellen Regie-
rungsbündnisses beschlossenen – Bürgergelds soll 
dieser Kurs grundlegend korrigiert werden. Zwar stellt 
das Bürgergeld keinen radikalen Systemwechsel hin zu 

einem bedingungslosen Grundeinkommen dar – auch 
wenn der Begriff  des Bürgergelds in eben diesem so-
zialpolitischen Debattenstrang seinen Ursprung hat 
(Opielka und Strengmann-Kuhn, 2022). Gleichwohl be-
ansprucht die Reform eine grundlegende Neujustierung 
des Verhältnisses zwischen dem Sozialstaat und den 
auf seine fi nanzielle Unterstützung angewiesenen Ein-
zelnen. Dies kommt bereits darin zum Ausdruck, dass 
die Leistungsbezieher:innen nicht länger als „Kunden“ 
adressiert, sondern zukünftig als „Bürger“ und damit 
als Träger:innen sozialer Rechte angesprochen werden. 
Mit der neuen Semantik geht die gesetzlich neu gestal-
tete Beziehung zwischen dem Jobcenter als zuständiger 
sozialstaatlicher Institution und den Leistungsbeziehen-
den einher. So sollen „gegenseitiger Respekt und Ver-
trauen“ (Bundesregierung, 2022, 2) zwischen Jobcenter 
und Leistungsbeziehenden ebenso gestärkt werden, wie 
„der Umgang der Beteiligten miteinander auf Augenhö-
he“ (Bundesregierung, 2022, 2). Auf diese Weise soll eine 
„neue Vertrauenskultur“ (Bundesregierung, 2022, 2) ent-
stehen, die dem Verständnis der Bundesregierung nach 
unter den bislang gültigen Regelungen off enbar nicht oh-
ne Weiteres vorausgesetzt werden kann.
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Um diesen Anspruch einzulösen, sieht das Bürgergeld-Ge-
setz gleich in mehreren Rechtsgebieten und Handlungsfel-
dern weitgehende und entsprechend kontroverse Ände-
rungen vor. Ein Schwerpunkt der Reformbemühungen gilt 
der Beratungs- und Vermittlungstätigkeit der Jobcenter 
und damit deren Verhältnis zu den aktuell rund 3,8 Mio. 
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten. So soll die Integ-
rationsstrategie stärker als bislang gemeinsam von Integ-
rationsfachkräften und Leistungsberechtigten erarbeitet 
werden. Den insgesamt 406 gemeinsamen Einrichtungen 
und kommunalen Jobcentern kommt folglich eine Schlüs-
selrolle bei der Umsetzung der Bürgergeld-Reform zu.

Der lange Weg von „Hartz IV“ zum Bürgergeld

Mit der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de 2005 war nicht nur ein weitreichender Eingriff  in die bis 
dato etablierte Architektur der sozialen Sicherung verbun-
den. Vielmehr gilt die Ablösung von Arbeitslosen- und ehe-
maliger Sozialhilfe durch die im Zweiten Sozialgesetzbuch 
(SGB II) kodifi zierte Grundsicherung zugleich als program-
matische Hinwendung zur aktivierenden Arbeitsmarktpoli-
tik und steht damit auch für eine Tendenz zur neuerlichen 
„Remoralisierung“ (Lessenich, 2012, 127) gerade von ver-
festigter Arbeitslosigkeit. Galt diese bis in die 1990er Jah-
re hinein vorrangig als strukturelles (Nachfrage-)Problem, 
wurde Arbeitslosigkeit seither verstärkt als Folge man-
gelnder Beschäftigungsfähigkeit sowie geringer Konzessi-
onsbereitschaft der Arbeitslosen betrachtet und damit ur-
sächlich auf der Angebotsseite des Arbeitsmarkts verortet. 
Gerade in den Anfangsjahren des neu geschaff enen Siche-
rungssystems ging diese Umdeutung mit einer bisweilen 
polemischen Kritik an der vermeintlichen Generosität des 
deutschen Wohlfahrtsstaats einher. Diese habe ungewollt 
den Verbleib in Arbeitslosigkeit und Leistungsbezug be-
wirkt. Entsprechend sollten Interventionen vor allem dem 
Arbeitsmarktverhalten des Einzelnen gelten, während spe-
ziell der langfristige Einsatz von arbeitsmarktpolitischen In-
strumenten teils deutlich eingeschränkt wurde.

In den rot-grünen Arbeitsmarktreformen spiegelte sich 
aber nicht allein die Kritik am deutschen Sozialstaatsmo-
dell, sie waren zugleich eine Reaktion auf einen deutli-
chen Anstieg der Arbeitslosigkeit. So belief sich die Zahl 
der registrierten Arbeitslosen 2005 insgesamt auf knapp 
4,9 Mio. Danach war wiederum eine rückläufi ge Entwick-
lung der Arbeitslosigkeit zu beobachten, die aus Pers-
pektive der makroökonomischen Forschung zu einem 
nicht unerheblichen Anteil auf die Einführung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende zurückzuführen ist (Merkl, 
2022, 87). Mit Beginn der COVID-19-Pandemie hat sich 
dieser Trend umgekehrt und die Zahl der arbeitslosen 
Empfänger:innen von Arbeitslosengeld II wieder zuge-
nommen (Bruckmeier et al., 2021). Vom Niveau der An-

fangsjahre der Grundsicherung ist die gegenwärtige Situ-
ation gleichwohl noch weit entfernt.

Verändert hat sich in den vergangenen Jahren jedoch nicht 
nur die allgemeine Arbeitsmarktlage, auch die rechtliche 
Ausgestaltung des SGB  II, seiner Zugangsbedingungen, 
Geldleistungen wie seiner arbeitsmarktpolitischen Instru-
mente wurde seither häufi g und bisweilen durchaus grund-
legend reformiert (für eine umfängliche Darstellung der 
Reformgeschichte des SGB II: Bendel-Claus, 2013, 2018; 
Bendel-Claus und Bähr, 2021). Dabei handelte es sich oft 
um zunächst befristete Änderungen, die teils in unverän-
derter, teils in angepasster Form nun im Bürgergeld-Ge-
setz zusammengeführt werden.

Im Bereich des Leistungsrechts triff t dies auf den im Zu-
ge der COVID-19-Pandemie eingeführten erleichterten 
Zugang zu Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende zu. So ist seit Frühjahr 2020 die Vermögensprü-
fung bei der Beantragung von Arbeitslosengeld II ausge-
setzt und die Kosten der Unterkunft werden in voller Hö-
he übernommen, auch wenn sie über dem anerkannten 
Bedarf liegen. Die erleichterten Zugangsbedingungen 
sind bis Ende 2022 befristet, werden aber in Gestalt der 
Karenzzeit mit der Bürgergeld-Reform verstetigt. Anders 
als im Regierungsentwurf des Bürgergeld-Gesetzes zu-
nächst vorgesehen wird die Karenzzeit jedoch nicht auf 
zwei Jahre verlängert, sondern beträgt weiterhin ein Jahr. 
Auch das Schonvermögen wurde gegenüber dem Re-
gierungsentwurf des Gesetzes nach unten korrigiert. In 
beiden Fällen handelt es sich um Anpassungen, die im 
Vermittlungsausschuss ausgehandelt wurden. Bereits 
vor der ersten Abstimmung im Bundestag wurde die ur-
sprüngliche Gesetzesvorlage dahingehend angepasst, 
dass die Energiekosten nicht in voller, sondern lediglich 
in angemessener Höhe abgedeckt werden sollen (Deut-
scher Bundestag, 18 f.). Zudem sah der entsprechende 
Änderungsantrag der Regierungsfraktionen eine Selbst-
auskunft zum vorhandenen Vermögen vor.

Im Bereich des Sanktionsrechts zog bereits das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts 2019 weitreichende Änderun-
gen nach sich. So wurden die Regelungen zur Höhe und 
den Zeiträumen von Leistungsminderungen entschärft und 
für alle Altersgruppen vereinheitlicht. Gesetzlich ausge-
schlossen ist nun auch eine Kürzung der Kosten der Un-
terkunft. Bislang durch Verwaltungsvorschriften des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales umgesetzt, folgt 
nun die gesetzliche Verankerung dieser Änderungen mit 
der anstehenden SGB-II-Reform. Das Bürgergeld-Gesetz 
sah in seiner ursprünglichen Fassung jedoch noch deutlich 
weitergehende Entschärfungen der Sanktionsmöglichkei-
ten vor. So war zunächst die Einführung einer sechsmo-
natigen Vertrauenszeit vorgesehen, während der in Anleh-
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nung an das zum Jahresende auslaufende Sanktionsmo-
ratorium keine Leistungskürzungen wegen sogenannter 
Pfl ichtverletzungen möglich sein sollten. Gerade dieses 
Reformelement stieß in der politischen Debatte um die 
Bürgergeld-Reform auf erhebliche Kritik. Mit der Suspen-
dierung monetärer Sanktionen zu Beginn des Leistungs-
bezugs, so die in der Auseinandersetzung nicht zuletzt 
von der CDU geäußerte Befürchtung, würden die Anreize 
für die Aufnahme einer Erwerbsarbeit untergraben. Im Ver-
mittlungsausschuss verständigten sich Bundestag und 
Bundesrat schließlich darauf, auf die Einführung der Ver-
trauenszeit zu verzichten. Im Gegenzug wurden jedoch – in 
der öff entlichen Diskussion interessanterweise weitgehend 
ignoriert – weitere, über die bereits entschärften Regelun-
gen des Regierungsentwurfs hinausgehende Entschärfun-
gen der Sanktionshöhen und -zeiträume beschlossen.

Zur Neugestaltung des Verhältnisses von Integrations-
fachkräften und Leistungsberechtigten wird die vielfach 
kritisierte Eingliederungsvereinbarung (Schütz et al., 2011; 
Bernhard und Senghaas, 2021) durch den sogenannten 
Kooperationsplan abgelöst. Er soll die gemeinsam erarbei-
tete Integrationsstrategie dokumentierten und als eine Art 
Fahrplan für die nächsten Schritte auf dem Weg (zurück) 
in Beschäftigung fungieren. Anders als die Eingliederungs-
vereinbarung sieht der Kooperationsplan jedoch keine 
Rechtsfolgenbelehrung vor, bildet also nicht mehr zugleich 
die Rechtsgrundlage für Sanktionen durch das Jobcenter 
und kann bei fehlender Einigkeit zudem nicht mehr einsei-
tig durch die SGB-II-Träger festgesetzt werden.

Zusammen mit der neu strukturierten Erarbeitung der Inte-
grationsstrategie soll sich diese auch inhaltlich vom bishe-
rigen Vorgehen unterscheiden. Anstelle der Vermittlung in 
kurzzeitige Beschäftigungsverhältnisse – und damit dem 
Risiko einer entsprechend hohen Quote an Rückkehrern 
in den Leistungsbezug (Bruckmeier und Hohmeyer, 2018) 
– sollen die Jobcenter zukünftig eine stärker auf Nachhal-
tigkeit ausgerichtete Strategie verfolgen. Hierzu wurden 
bestehende rechtliche Hürden (Vermittlungsvorrang) gelo-
ckert und der Einsatz von berufl icher Weiterbildung, fl an-
kiert von fi nanziellen Anreizen wie dem Weiterbildungs-
geld und dem Bürgergeldbonus, gestärkt.

Reformiert werden mit dem Bürgergeld-Gesetz auch die 
Förderinstrumente des SGB II. So wird die 2019 mit dem 
Teilhabechancengesetz eingeführte Maßnahme „Teilhabe 
am Arbeitsmarkt“ vorzeitig entfristet und damit dauerhaft 
im Förderportfolio der Grundsicherung verankert (Ramos 
Lobato und Dietz, 2022). Damit steht den Jobcentern auch 
über 2024 hinaus eine mehrjährige Fördermöglichkeit für 
besonders arbeitsmarktferne Leistungsberechtigte zur 
Verfügung. Hervorzuheben ist diese Entscheidung auch, 
weil die Maßnahme ebenso wie ihre Vorgängerin, der 

zwischen 2007 und 2012 existierende Beschäftigungs-
zuschuss, gleich in mehrerlei Hinsicht für eine Korrektur 
der Aktivierungslogik steht (Bauer et al., 2010; Ramos Lo-
bato, 2017). Nicht mangelnde Arbeits- und Konzessions-
bereitschaft hätten zur Verfestigung von Arbeitslosigkeit 
und Leistungsbezug im Falle der anvisierten Zielgruppe 
geführt, sondern – nicht zuletzt gesundheitlich beding-
te – Einschränkungen der praktischen Arbeitsfähigkeit. 
Anstelle von fortgesetzten Vermittlungsbemühungen in 
Richtung ungeförderter Beschäftigung boten bzw. bieten 
beide Instrumente einen mehrjährigen Marktersatz und 
sollen vorrangig den desintegrativen Folgen langjähriger 
Arbeitslosigkeit entgegenwirken.

Die Einführung des Bürgergelds wäre angesichts dieser 
und weiterer Rechtsänderungen missverstanden, wenn 
man darin eine Absatzbewegung zu einem bis dahin un-
gebrochenen aktivierungspolitischen Verständnis der 
Grundsicherung, ihrer sozialstaatlichen Aufgaben und In-
terventionspraxis sehen würde. Vielmehr greift sie diverse 
(unter-)gesetzliche Reformen von Leistungs-, Sanktions- 
und Förderrecht der vergangenen Jahre auf, entwickelt 
diese weiter und verdichtet sie zu einem neuen Anspruch 
an die Grundsicherung für Arbeitsuchende. Am prägnan-
testen wurde dieser Anspruch im Beschluss des Bundes-
parteitags der SPD aus dem Jahr 2019 formuliert, wonach 
auch für das Bürgergeld die „Grundannahme [leitend sein 
soll], dass die Menschen den Sozialstaat brauchen und 
ihn nicht missbrauchen“ (SPD 2019, 10). Parteipolitische 
Gründe und die erforderlichen machtpolitischen Konstel-
lationen waren jedoch nur einer von mehreren Treibern des 
Transformationsprozesses hin zum Bürgergeld. Daneben 
waren die Reformerfordernisse wichtig, die vom Grund-
satzurteil des Bundesverfassungsgerichts sowie von der 
COVID-19-Pandemie ausgingen. Dabei war es vor allem 
die pandemische Lage, die in Gestalt der erleichterten Zu-
gangsbedingungen sowie dem weitgehenden Verzicht auf 
monetäre Sanktionen zu einer Art unfreiwilliger Laborsitu-
ation für die Bürgergeld-Reform geworden ist. Als weiterer 
exogener Schock kamen zuletzt die wirtschaftlichen Fol-
gen des Krieges in der Ukraine und der Sanktionen gegen 
Russland hinzu, denen die Bürgergeld-Reform mit einer 
Anhebung des Regelsatzes begegnet.

Reform aus Sicht der Jobcenter

Es lässt sich festhalten, dass mit der Bürgergeld-Re-
form vor allem Änderungen in drei zentralen Bereichen 
vorgenommen werden: Erstens werden die Zugangsvo-
raussetzungen zu den gleichzeitig erhöhten Leistungen 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende (Karenzzeit, 
Vermögensprüfung) gelockert, zweitens die strategische 
Grundausrichtung bei der Integration der Leistungsbe-
rechtigten in den Arbeitsmarkt stärker an Kriterien der 
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Nachhaltigkeit ausgerichtet (Abschaff ung des Vermitt-
lungsvorrangs, Weiterbildung) und drittens die Zusam-
menarbeit zwischen Jobcentern und Arbeitsuchenden 
stärker kooperativ denn direktiv ausgerichtet (Kooperati-
onsplan). Alle drei Aspekte berühren dabei die Arbeit der 
406 Jobcenter in unmittelbarer Weise. Umso erstaun-
licher ist, dass bislang kaum Einschätzungen dazu vor-
liegen, wie die Jobcenter die geplante Reform bewerten. 
Vor diesem Hintergrund präsentiert der vorliegende Bei-
trag ausgewählte Ergebnis einer Online-Befragung von 
Geschäftsführenden der Jobcenter.

Die Befragung, auf deren Ergebnisse wir uns beziehen, 
ist Teil der Evaluation des Teilhabechancengesetzes, 
die das IAB im Rahmen der Wirkungsforschung nach 
§55 Abs. 1 SGB II seit 2019 durchführt. Entsprechend 
standen Fragen zu den Förderinstrumenten nach §16e 
und §16i SGB II im Fokus (Osiander und Ramos Lobato, 
2022). Gleichzeitig wurde die Befragung genutzt, um ei-
nige Einschätzungen der Jobcenter zur sozialstaatlichen 
Funktion der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie 
der Bürgergeld-Reform zu erheben. Der inhaltliche Fokus 
dieses Befragungsteils lag dabei auf den Zugangsbedin-
gungen zu Grundsicherungsleistungen, der Integrations-
strategie der Jobcenter sowie der Organisation des Ein-
gliederungsprozesses. Da die Erhebung zwischen Ende 
Mai und Ende Juli 2022 durchgeführt wurde, refl ektieren 
der Fragebogen ebenso wie die Angaben der Jobcenter 
den Kenntnisstand über die Reform, wie er sich im Koa-
litionsvertrag und später dann im Gesetz zur Einführung 
des Sanktionsmoratoriums darstellt. Der Referenten- und 
der Regierungsentwurf des Bürgergeld-Gesetzes wurden 
erst nach Ende der Feldphase veröff entlicht. Die Befra-
gung richtete sich an die Leitung aller 406 Jobcenter; pro 
Jobcenter gibt es also eine Rückmeldung. Es haben sich 
320 Jobcenter beteiligt, davon 250 gemeinsame Einrich-
tungen und 70 kommunale Jobcenter. Die Rücklaufquote 
beträgt knapp 79 %, wobei die gemeinsamen Einrichtun-
gen mit einer Quote von 83 % gegenüber den kommuna-
len Jobcentern mit 67 % überrepräsentiert sind.

Zugang zu Leistungen der Grundsicherung soll Bedürftigen 

vorbehalten bleiben

Die Überwindung von Hilfebedürftigkeit einerseits und 
die materielle Absicherung der Leistungsberechtigten 
andererseits stellen aus Sicht der Jobcenter erwartungs-
gemäß zentrale Aufgaben der Grundsicherung für Arbeit-
suchende dar (vgl. Abbildung 1). In knapp zwei Drittel der 
Fälle stimmen die Jobcenter der Aussage zu, dass die 
Grundsicherung der Überwindung von Hilfebedürftigkeit 
und damit der (fi nanziellen) Entlastung der Steuerzah-
lenden dienen sollte. Nur eine Minderheit von 12 % der 
Jobcenter-Geschäftsführungen sieht das anders. Bei der 

Aussage, die Grundsicherung sollte in erster Linie die ma-
terielle und soziale Teilhabe der Leistungsberechtigten si-
chern, sind es etwas über 60 %, die „voll und ganz“ oder 
„eher“ zustimmen. Hier zeigt sich insgesamt deutlich ei-
ne auf Beschäftigungsorientierung und Reduzierung des 
Leistungsbezugs ausgerichtete Interpretation der Grund-
sicherung. Dieser Befund überrascht nicht, da beide 
Funktionen elementar für Grundsicherungssysteme sind.

Hervorzuheben ist allerdings, dass die Jobcenter sich 
zudem für eine strenge Regelung des Zugangs in die 
Grundsicherung aussprechen. Die Grundsicherung soll-
te in den Augen der Jobcenter selektiv und zielgenau 
sein. So geben 63 % der Jobcenter an, dass für den 
Arbeitslosengeld-II-Bezug strenge Kriterien der Hilfebe-
dürftigkeit angelegt werden sollten. Nur eine Minderheit 
von 13 % sieht das anders. Einer starken Ausweitung des 
Adressatenkreises der Grundsicherung widersprechen 
die Jobcenter damit deutlich. In eine ähnliche Richtung 
weist auch die Vorstellung, dass der Verzicht auf die 
Anrechnung von Vermögen – der sich in abgewandelter 
Form auch im Bürgergeld-Gesetz fi ndet – die Idee einer 
Grundsicherung aufweiche. Dieser Aussage stimmen 
knapp 80 % der Jobcenter „voll und ganz“ oder „eher“ 
zu. Zwar war während der Feldphase der Befragung noch 
nicht sicher, wie genau die sogenannten Karenzzeiten 
für Wohnen und Vermögen beim Bürgergeld ausgestal-
tet sein würden. Insgesamt interpretieren wir dies aber 
als eine skeptische Grundhaltung gegenüber dem Be-
schluss der Bundesregierung, während der Karenzzeit 
alle nicht erheblichen Vermögenswerte aus der Bedürf-
tigkeitsprüfung auszuklammern.

Abbildung 1
Einschätzungen zu zentralen Elementen des 

Grundsicherungssystems

n=305-314

Quelle: eigene Darstellung.
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Nachhaltige Arbeitsmarktintegration sollte im Fokus der 

Vermittlungsbemühungen stehen

Knapp 85 % der Jobcenter sprechen sich dafür aus, dass 
die Grundsicherung für Arbeitsuchende den Leistungsbe-
rechtigten eine stabile und existenzsichernde Beschäfti-
gung ermöglichen und damit auch die Voraussetzungen 
für eine dauerhafte Überwindung von Hilfebedürftigkeit 
schaff en soll (vgl. Abbildung 2). Insofern kann man die 
hohe Zustimmung zu dieser Aussage zugleich als Zustim-
mung zu den Plänen der Bürgergeld-Reform interpretie-
ren, die die „Chancen auf nachhaltige Integration“ (Bun-
desregierung, 2022, 4) – wie es im Bürgergeld-Gesetz 
heißt – stärken sollen. Unterstrichen wird dies auch durch 
die hohen Zustimmungswerte zur Aussage, die – für 2024 
geplante Reform der – Zuverdienstregelungen so zu ge-
stalten, dass sie vor allem Anreize für die Aufnahme so-
zialversicherungspfl ichtiger (und nicht geringfügiger) Be-
schäftigung schaff en. Die Abschaff ung des Vermittlungs-
vorrangs lehnt eine knappe Mehrheit an Jobcentern ab 
(46 %). Dies dürfte nicht zuletzt den Umstand refl ektieren, 
dass die Jobcenter bei einem Teil der Leistungsberechtig-
ten in der Investition in Weiterbildung keinen nennenswer-
ten Beitrag für eine stabile Erwerbsintegration sehen.

Trotz der starken Arbeitsmarktorientierung haben die 
Jobcenter auch arbeitsmarktferne Arbeitslose im Blick, 
deren Chancen auf Beschäftigung auf dem ersten Ar-
beitsmarkt sehr gering sind. So begrüßt mit etwa 80 % 
eine deutliche Mehrheit der Jobcenter die Entfristung der 
Förderung „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ (§16i SGB II), die 
ebenfalls im Rahmen des Bürgergeld-Gesetzes 7) be-
schlossen wurde. Die hohe Zustimmung dürfte nicht zu-

letzt darauf zurückzuführen sein, dass es aus Sicht einer 
großen Mehrheit der Jobcenter ohne dieses Instrument 
kein adäquates Förderangebot für besonders arbeits-
marktferne Leistungsberechtigte gäbe (Osiander und Ra-
mos Lobato, 2022).

Bürgergeld bricht mit der Idee des „Fördern und Forderns“

Ein weiteres maßgebliches Reformfeld des Bürgergeld-
Gesetzes ist der Eingliederungsprozess. Zusammenge-
nommen stellen sich die geplanten Änderungen in diesem 
Bereich – von denen zum Zeitpunkt der Befragung noch 
keine Details bekannt waren – für die Jobcenter mehrheit-
lich als Bruch mit der Kernidee des „Förderns und For-
derns“ dar, die ein zentrales Element der aktivierenden 
Arbeitsmarktpolitik ist. Immerhin mehr als 75 % stimmen 
der entsprechenden Aussage „voll und ganz“ bzw. „eher“ 
zu (vgl. Abbildung 3).

Weiterhin betrachten die Jobcenter ihre Vermittlungs-
bemühungen durch den Verlust fordernder Elemente, 
konkret dem Aussprechen monetärer Sanktionen, als 
eingeschränkt und dürften die geplante Neufassung der 
Sanktionsregelungen entsprechend skeptisch beurteilen: 
Knapp 70 % geben an, Sanktionen seien notwendig, um 
die Mitwirkung der Leistungsberechtigten notfalls durch-
setzen zu können. Spiegelbildlich bewerten die Job-
center das Sanktionsmoratorium. Etwa zwei Drittel der 
Jobcenter geben an, das Moratorium beeinträchtige die 
Vermittlung. Die Bewertung der von der Bundesregierung 
vorgesehenen Vertrauenszeit, deren Ausgestaltung der 
des Sanktionsmoratoriums ähnelt, wäre daher vermutlich 
ebenfalls zurückhaltend ausgefallen.

Abbildung 2
Mittel zur Umsetzung der Beschäftigungsorientierung

n=303-314

Quelle: eigene Darstellung.

Abbildung 3
Einschätzungen von Bürgergeld-Reformelementen

n=302-314

Quelle: eigene Darstellung.
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Der Kooperationsplan, im Koalitionsvertrag und daher auch 
in unserer Befragung als Teilhabevereinbarung bezeichnet, 
wird ambivalent bewertet. 31 % stimmen „voll und ganz“ 
oder „eher“ zu, dass der Nachfolger der Eingliederungs-
vereinbarung eine geeignete Grundlage für eine vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit mit den Leistungsberechtigten 
sein könne, 29 % fi nden dies „eher nicht“ oder „überhaupt 
nicht“, 41 % geben „teils-teils“ an. Das kann darauf hindeu-
ten, dass zum Befragungszeitpunkt noch nicht hinreichend 
klar war, wie genau die Teilhabevereinbarung respektive 
der Kooperationsplan ausgestaltet sein wird und welche 
konkreten Folgen damit einhergehen. Gleichzeitig ist denk-
bar, dass die Jobcenter ähnliche Schwierigkeiten wie bei 
der Eingliederungsvereinbarung sehen.

Fazit

Das Bürgergeld-Gesetz setzt zumindest in seiner ursprüngli-
chen, vom Bundestag beschlossenen Fassung den – im Zu-
ge der Coronapandemie – eingeschlagenen Weg hin zu einer 
bedingungsärmeren Grundsicherung fort, setzt verstärkt auf 
nachhaltige Arbeitsmarktintegration und betont den Grund-
satz des Förderns gegenüber dem Einsatz von monetären 
Sanktionen. Zumindest dem Anspruch nach handelt es sich 
bei der Bürgergeld-Reform um einen weitreichenden Eingriff  
in die bisherige politisch-programmatische Ausrichtung der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende und ihre vermittlerische 
Praxis. Entsprechend kommt den Jobcentern bei der Um-
setzung der Reform eine entscheidende Rolle zu.

Betrachtet man deren Bewertung der Bürgergeld-Reform 
und ihrer verschiedenen Elemente, fällt ins Auge, dass die 
befragten Jobcenter die Hinwendung zu einer nachhalti-
gen Integrationsstrategie mehrheitlich unterstützen, die 
erleichterten Zugangsbedingungen zu den Leistungen 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie die zu-
nächst geplanten Anpassungen im Sanktionsrecht jedoch 
eher skeptisch beurteilen dürften. Mit letzterem Reform-
element verbinden sie nicht nur mehrheitlich einen Bruch 
mit dem Prinzip des „Förderns und Forderns“, sondern 
befürchten zudem nachteilige Folgen für die Beratungs- 
und Vermittlungsarbeit. So erachten sie die Möglichkeit, 
den Leistungsberechtigten bei mangelnder Mitwirkung 
temporär die Leistungen zu kürzen, als notwendiges In-
strument. Entsprechend deutlich sehen sie im derzeit 
gültigen Sanktionsmoratorium eine Beeinträchtigung der 
Vermittlungsarbeit. Angesichts der Ähnlichkeit des Sank-
tionsmoratoriums zur ursprünglich geplanten Vertrauens-
zeit wäre deren Bewertung vermutlich vergleichbar zu-
rückhaltend ausgefallen. Insofern ist davon auszugehen, 
dass der im Vermittlungsausschuss erzielte Kompromiss 
von den Jobcentern mehrheitlich begrüßt wird. Ob dies 
auch für die gleichzeitig beschlossene Entschärfung der 
Sanktionshöhen und -zeiträume gilt, ist hingegen off en.

Gleiches gilt auch für die Frage inwieweit sich die Vermitt-
lungs- und Beratungsprozesse – und damit auch der Um-
gang mit Leistungskürzungen – durch die Bürgergeldreform 
verändern werden. Wie die Forschung in vielen Fällen ge-
zeigt hat, sind gesetzliche Regelungen (policy on paper) und 
Implementation vor Ort (policy in practice) oft alles andere 
als deckungsgleich. Die Jobcenter und ihre Integrations-
fachkräfte besitzen erhebliche diskretionäre Ermessens-
spielräume, wenn es darum geht, Reformen wie das Bürger-
geld vor Ort umzusetzen. Insofern wird erst eine Evaluation 
der Bürgergeld-Reform zeigen, inwieweit es den Jobcentern 
gelingt, den anvisierten Kulturwandel im Verhältnis zu den 
leistungsberechtigten Bürger:innen zu und damit den Geist 
der Reform in die beraterische Praxis zu übersetzen.
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Der Ausbruch der Coronapandemie 2020 hat die Abhängigkeit der deutschen Wirtschaft 
von globalen Lieferketten off engelegt. Verzögerungen bei der Zulieferung oder der Ausfall 
von Vorprodukten infolge eingeschränkter Logistikkapazitäten, geschlossener Grenzen oder 
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Problemen geführt. Mit dem Angriff  Russlands auf die Ukraine im Februar 2022 wurde deutlich, 
dass Lieferketten auch erheblichen geopolitischen Risiken ausgesetzt sind. Die Unternehmen 
stehen vor der Aufgabe, ihre Zulieferketten resilienter gegen solche Risiken zu machen.
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Die deutsche Wirtschaft ist von den zurzeit gestörten Lie-
ferketten stark abhängig. Daher untersuchen wir, wie häufi g 
Betriebe in Deutschland von Problemen mit ihren Lieferket-
ten berichten und beleuchten die Ursachen dieser Schwie-
rigkeiten. Zudem gehen wir der Frage nach, ob und wie die 
Betriebe mit Schwierigkeiten beim Bezug von Vorleistungen 
oder Zwischenprodukten ihre Zuliefernetzwerke verändern. 
In früheren Beiträgen wurde bereits untersucht, wie sich Pro-
bleme mit den Lieferketten 2021 dargestellt haben (Moritz 
et al., 2022) und welche Auswirkungen gestörte Lieferketten 
seit dem Krieg in der Ukraine auf die Produktion, Preise und 
die Beschäftigung gehabt haben (Kagerl et al., 2022).

Die Ergebnisse basieren auf der Befragung „Betriebe in der 
Covid-19-Krise“ des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB), in der seit August 2020 regelmäßig rund 

2.000 Betriebe interviewt wurden (Backhaus et al., 2022; 
Bellmann et al., 2022). Für die Analyse verwenden wir die 
aktuellste Welle 24 der Befragung, an der zwischen dem 
13. und 30. Juni 2022 2.000 Betriebe teilgenommen ha-
ben und unter anderem zu möglichen Problemen in ihren 
Lieferketten seit Beginn des Kriegs in der Ukraine befragt 
wurden. Die Stichprobe wurde aus der Betriebsdatei der 
Bundesagentur für Arbeit gezogen und ist repräsentativ für 
die privatwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland mit min-
destens einem sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten.

Welche Betriebe sind von Lieferengpässen betroff en?

Im Jahr 2022 beziehen 55 % der Betriebe Vorleistungen 
oder Zwischenprodukte aus dem In- oder Ausland. Mit 
25 % gibt ein Viertel der Betriebe an, ausschließlich von 
inländischen Betrieben beliefert zu werden, während 
30 % auch oder ausschließlich einen oder mehrere Zulie-
ferbetriebe im Ausland haben. Abbildung 1 zeigt die Lie-
ferstruktur von Vorleistungen nach Wirtschaftszweigen. 
Im Bereich Sonstige Dienstleistungen beziehen mehr als 
zwei Drittel der Betriebe nach eigenen Angaben keinerlei 
Vorleistungen oder Zwischenprodukte. Demgegenüber 
berichten mehr als die Hälfte der Betriebe im Verarbeiten-
den Gewerbe und im Groß- und Einzelhandel von Zulie-
ferbeziehungen zum Ausland.

Die Mehrheit der Betriebe, die Vorleistungen oder Zwi-
schenprodukte bezieht, hat eine größere Zahl an Lie-
feranten. Ungefähr ein Drittel berichtet über bis zu fünf 
Lieferanten, 25 % haben zwischen sechs und zehn, rund 
34 % zwischen elf und 50 Lieferanten und nur 8 % haben 
mehr als 50 Lieferanten.

Im Fall von Lieferungen aus dem Ausland berichten fast 
90 % der Betriebe von Importen aus dem EU-Raum (vgl. Ab-
bildung 2). Mit weitem Abstand folgen China mit 41 % und 
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Quelle: IAB-Betriebsbefragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“ (Welle 
24); N=1.938 Betriebe; eigene Berechnungen.

Abbildung 1
Bezug von Vorleistungen nach Wirtschaftszweigen

in %

Quelle: IAB-Betriebsbefragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“ (Welle 
24); N=657 Betriebe; Mehrfachnennungen möglich; 95 % Konfi denzinter-
valle, eigene Berechnungen.

Quelle: IAB-Betriebsbefragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“ (Welle 
24); N=1.134 Betriebe; 95 % Konfi denzintervalle, eigene Berechnungen.

Abbildung 3
Schwierigkeiten beim Bezug von Vorleistungen 2022

in %

gewerbe berichten 97 % der Betriebe über Preiserhöhun-
gen und im Verarbeitenden Gewerbe 94 %.

Ursachen für die Lieferengpässe

Der Krieg in der Ukraine wird am häufi gsten als Ursache 
der Lieferengpässe genannt. Ein wesentlicher Teil der 
Betriebe, rund 30 %, nennt auch andere Gründe wie den 
Fachkräfte- bzw. Chipmangel, Rohstoff knappheit oder 
fehlende Transportmittel. Fragt man danach, wie sich die 
Engpässe konkret darstellen, berichten knapp 90 % der 
Betriebe, dass die Lieferprobleme wegen einer einge-
schränkten Verfügbarkeit von Vorleistungen bei ihren Lie-
feranten entstehen. Rund 57 % berichten über Probleme 
mit der Logistik, 13 % von veränderten Regulierungen oder 
Handelsbedingungen und 19 % nennen andere Gründe.

In unserer Befragung können Betriebe mehr als einen 
Grund als Ursache für die Lieferprobleme nennen (vgl. Ab-
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europäische Länder außerhalb der EU (ohne Vereinigtes Kö-
nigreich) mit 28 % als Ursprungsland der Zulieferungen. Die 
USA und das Vereinigte Königreich werden von gut einem 
Fünftel als Quelle von Vorleistungen oder Zwischenproduk-
ten aus dem Ausland genannt. 27 % der Betriebe haben Lie-
ferbeziehungen zu anderen Ländern und Regionen.

Rund 73 % aller Betriebe, die Vorleistungen oder Zwi-
schenprodukte beziehen, hatten im Laufe des Jahres 2022 
bis zum Zeitpunkt der Befragung im Juni Schwierigkeiten 
mit Lieferungen (vgl. Abbildung 3).1 Insbesondere waren 
das Gastgewerbe, das Verarbeitende Gewerbe und das 
Baugewerbe mit Werten über 80 % stark von Lieferschwie-
rigkeiten betroff en. Abgesehen vom Gastgewerbe haben 
andere Dienstleistungsbranchen geringere Engpässe 
bei Zulieferungen zu beklagen. Ende 2021 berichteten im 
Durchschnitt rund 70 % der Betriebe, während des Jahres 
Erfahrungen mit Lieferengpässen gehabt zu haben (Moritz 
et al., 2022). Betriebe mit Zulieferern ausschließlich aus 
dem Inland waren im Durchschnitt seltener (66 %) von Lie-
ferengpässen betroff en als Betriebe, die ihre Vorleistungen 
mindestens zum Teil aus dem Ausland beziehen (79 %).

Wir haben in unserer Befragung zudem danach gefragt, 
ob sich die Preise für Vorleistungen oder Zwischenpro-
dukte nach dem Beginn des Kriegs erhöht haben. Hier 
geht es nicht nur um Preiseff ekte, die im Kontext von Lie-
ferengpässen entstehen, sondern auch um andere Ver-
fl echtungen wie z. B. die Energie- und Rohstoff preise, die 
seit Ende Februar in die Höhe geschnellt sind. Rund 87 % 
aller Betriebe, die Vorleistungen oder Zwischenprodukte 
beziehen, berichten über höhere Preise. Besonders hoch 
sind die Anteile im Gastgewerbe mit rund 99 %. Im Bau-

1 Bei über 85 % dieser Betriebe hielten die in den ersten Monaten 2022 
aufgetretenen Schwierigkeiten beim Bezug von Vorleistungen und 
Zwischenprodukten im Juni 2022 noch an.

Abbildung 2
Herkunft der Lieferanten bei Bezug aus dem Ausland

in %
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Quelle: IAB-Betriebsbefragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“ (Welle 
24); N=883 Betriebe; Mehrfachnennungen möglich; 95 % Konfi denzinter-
valle, eigene Berechnungen.

Abbildung 4
Ursachen für die Lieferengpässe

bildung 4). 38 % der Betriebe geben nur einen Grund an. 
Alle Betriebe, die mehr als eine Ursache nennen, wurden 
auch nach der Hauptursache gefragt (vgl. Abbildung 5). 
Insgesamt ist der Krieg in der Ukraine am häufi gsten (ca. 
40 %) der Hauptgrund für Lieferprobleme, danach folgt die 
Pandemie. Betriebe, die nur aus dem Inland Vorleistungen 
beziehen, ähneln in dieser Hinsicht interessanterweise 
Betrieben, die über Landesgrenzen hinweg Vorleistungen 
beziehen. Bei Vorleistungen aus dem Ausland wird ledig-
lich die Pandemie etwas häufi ger als Hauptgrund genannt.

Wie reagieren Betriebe auf die Lieferengpässe?

Betriebe verfügen über verschiedene Möglichkeiten, um 
auf Störungen in ihren Lieferketten zu reagieren. Die-
se umfassen Personalmaßnahmen, wie beispielsweise 
die Beantragung von Kurzarbeit, oder Anpassungen der 
Produktion und der Lagerbestände (Kagerl et al., 2022; 
Moritz et al., 2022). Eine weitere Möglichkeit, die im Fol-
genden näher in den Blick genommen wird, besteht da-
rin, das Lieferantennetzwerk selbst zu verändern, also 
z. B. Lieferanten auszutauschen oder das bestehende 
Netzwerk durch Hinzunahme neuer Lieferanten zu er-
weitern. Kleifgen et al. (2022) zeigen auch, dass Betriebe 
in Deutschland, die zwischen Beginn der Pandemie und 
Sommer 2020 von Lieferengpässen betroff en waren, eine 
signifi kant höhere Wahrscheinlichkeit aufweisen, ihre Lie-
feranten ausgetauscht zu haben als Betriebe ohne solche 
Probleme. Dies gilt insbesondere dann, wenn es um Pro-
bleme beim Bezug aus dem Ausland geht.

Etwa 16 % aller Betriebe mit Vorleistungen oder Zwischen-
produkten geben bei der im Juni 2022 durchgeführten Be-
fragung an, dass es zu mindestens einem solchen Wechsel 
seit Jahresbeginn 2022 gekommen ist (vgl. Abbildung 6). 
Deutlich häufi ger geschieht dies bei Betrieben, die Proble-
me mit den Zulieferungen haben, hier berichten etwa 21 % 
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Quelle: IAB-Betriebsbefragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“ (Welle 
24); N=873 Betriebe; eigene Berechnungen.
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Abbildung 6
Wechsel von einem oder mehreren Lieferanten

in % aller Betriebe, die Vorleistungen oder Zwischenprodukte beziehen
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Abbildung 5
Hauptursache der Lieferengpässe nach Region der 

Lieferanten

der Betriebe davon, dass sie Lieferanten gewechselt ha-
ben. Bei Betrieben ohne solche Probleme sind es dagegen 
nur 3 %.2 Größere Unterschiede zeigen sich dabei auch 
zwischen den Wirtschaftszweigen. So geben fast 30 % der 
Betriebe aus dem Verarbeitenden Gewerbe an, Lieferanten 
ausgetauscht zu haben. Dagegen triff t dies nur auf rund 
10 % der Betriebe im Groß- und Einzelhandel zu.

Anpassungen der Lieferketten müssen jedoch nicht 
zwangsläufi g erfolgen, indem bestehende Lieferanten aus-
getauscht werden. Angesichts von Lieferengpässen kön-
nen Betriebe ihr Netzwerk auch um neue Lieferanten er-

2 Nicht immer ist der Wechsel von Lieferanten ein Ergebnis von Schwie-
rigkeiten beim Bezug von Vorleistungen, dies ist der Fall bei rund 90 % 
der Betriebe. Bei den verbleibenden 10 % ergaben sich die Schwie-
rigkeiten erst aus diesem Wechsel.
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Quelle: IAB-Betriebsbefragung „Betriebe in der Covid-19-Krise“ (Welle 
24); N=252 Betriebe; 95 % Konfi denzintervalle, eigene Berechnungen.

Abbildung 7
Dauerhaftigkeit der Lieferantenwechsel bei Betrieben 

mit Lieferantenwechsel und mit Zulieferproblemen

weitern. Rund 46 % aller Betriebe, die Probleme mit dem 
Bezug von Vorleistungen oder Zwischenprodukten ange-
ben, berichten, ihr Lieferantennetzwerk seit Anfang 2022 
erweitert zu haben. Von den Betrieben, die auch aus dem 
Ausland Vorleistungen bekommen, sind es 51 %. Von den 
Betrieben, die ihr Netzwerk erweitert haben, fi nden rund 
86 % neue Lieferanten in Deutschland, fast 35 % im euro-
päischen Ausland und 15 % im Rest der Welt (Mehrfach-
nennungen möglich). Dieses erweiterte Netzwerk hat nach 
Angaben der befragten Betriebe für fast 60 % die Proble-
me mit dem Bezug von Vorleistungen verkleinert. Bei rund 
40 % scheint das dagegen nicht der Fall zu sein.

Moritz et al. (2022) nutzen im Dezember 2021 erhobene 
Daten der Betriebsbefragung und zeigen, dass von den 
Betrieben, die im Laufe des Jahres 2021 Lieferengpässen 
ausgesetzt waren, etwa 28 % vom Austausch mindestens 
eines Lieferanten berichteten, während 65 % die Hinzunah-
me weiterer Lieferanten angaben. Auf der Grundlage einer 
Unternehmensbefragung des Verarbeitenden Gewerbes 
sowie des Groß- und Einzelhandels schätzen Aksoy et al. 
(2022), dass etwa zwei Drittel der Unternehmen in diesen 
Bereichen ihr Beschaff ungswesen diversifi ziert haben, in-
dem beispielsweise neue Lieferanten gewonnen wurden.

Im Verlauf der COVID-19-Pandemie ist zunehmend die Fra-
ge aufgeworfen worden, ob Betriebe sich vor (internationa-
len) Lieferkettenproblemen zu schützen versuchen, indem 
sie Lieferketten verstärkt ins Inland oder das nahegelegene 
Ausland verlagern (z. B. Bunde, 2021). Auswertungen von 
Kleifgen et al. (2022) zeigen, dass Betriebe, die infolge pan-
demiebedingter Lieferengpässe einen Lieferantenwechsel 
durchgeführt haben, häufi ger ferner durch nähergelegene 
Lieferanten ersetzt haben als Betriebe, deren Lieferanten-
wechsel nicht im Zusammenhang mit Lieferengpässen ste-
hen. Gleichzeitig schätzten diese Betriebe solche Wechsel 
häufi ger als vorübergehende Anpassung ein.

Um beurteilen zu können, ob die Lieferantenwechsel 2022 
mit einer Verlagerung von Zulieferern in geografi sch nä-
her gelegene Regionen einhergehen, wurde nach der Art 
des Wechsels gefragt. Dabei wurde nach der Richtung 
des Wechsels gefragt und zwischen den folgenden Ant-
wortoptionen unterschieden: „von außerhalb der EU in die 
EU oder nach Deutschland“, „von der EU nach Deutsch-
land“, „innerhalb Deutschlands“, „aus Deutschland ins 
Ausland“, „von der EU nach außerhalb der EU“ (alle übri-
gen Wechsel werden in einer Residualoption zusammen-
gefasst). Wir fassen die ersten beiden Antwortoptionen 
in der Kategorie „fern-nach-nah“ und die letzten beiden 
in der Kategorie „nah-nach-fern“ zusammen. Mit rund 
76 % hat der Großteil der Betriebe, die einen Lieferan-
tenwechsel vorgenommen haben und Lieferengpässen 
ausgesetzt sind, Zulieferer aus Deutschland durch ande-

re Lieferanten aus Deutschland ersetzt. Fast jeder zweite 
Betrieb (46 %) gibt dagegen an, dass ferne durch näher 
gelegene Lieferanten ersetzt wurden. Wechsel von nah 
nach fern wurden von jedem fünften Betrieb angegeben.

Veränderungen der Lieferketten müssen jedoch nicht 
zwangsläufi g dauerhaft sein, sondern können auch eine 
temporäre Anpassung darstellen. Die Betriebe wurden 
daher auch nach ihrer Einschätzung befragt, ob die vor-
genommenen Lieferantenwechsel von Dauer oder nur vo-
rübergehend sein sollen (vgl. Abbildung 7). Etwas mehr 
als ein Drittel aller Betriebe (34 %), die mindestens einen 
Lieferanten gewechselt haben und von Lieferengpässen 
betroff en waren, geben an, dass sie einen dauerhaften 
Wechsel erwarten, während knapp ein Fünftel (18 %) von 
einer temporären Anpassung ausgeht. Der Großteil der 
Betriebe (44 %) gibt jedoch an, beide Arten von Wechseln 
vorgenommen zu haben (4 % machten keine Angabe bzw. 
wussten es nicht). Um das Ausmaß dauerhafter oder vo-
rübergehender Wechsel besser einschätzen zu können, 
wurden die Betriebe zusätzlich noch nach dem letzten 
vorgenommenen Lieferantenwechsel befragt. Hierbei 
zeigt sich, dass 52 % der Betriebe den Wechsel als dau-
erhaft einstufen und 38 % als vorübergehend (10 % der 
Betriebe konnte keine Antwort geben).

Fazit

In unseren Ergebnissen wird deutlich, dass fast drei Viertel 
aller Betriebe, die Vorleistungen oder Zwischenprodukte 
beziehen, im Laufe des Jahres 2022 bis zum Zeitpunkt der 
Befragung im Juni von Schwierigkeiten mit Zulieferungen 
berichtet haben. Besonders betroff en sind das Verarbei-
tende Gewerbe und das Baugewerbe, wohingegen der 
Dienstleistungsbereich seltener solchen Schwierigkeiten 
ausgesetzt ist. Eine Ausnahme stellt dabei das Gastge-
werbe dar, das mit 94 % sogar den Spitzenplatz einnimmt. 
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In der Wahrnehmung der Betriebe lässt sich die ange-
spannte Lage der Lieferketten vor allem auf den Krieg in 
der Ukraine und die Coronapandemie zurückführen. An-
dere Faktoren, wie z. B. Handelshemmnisse die aus insti-
tutionellen Anpassungen herrühren, wie beispielsweise 
der Brexit, spielen nur eine untergeordnete Rolle. In unse-
ren Ergebnissen zeigt sich zudem, dass etwa jeder fünfte 
Betrieb, der von Störungen mit seinen Lieferketten berich-
tet, in diesem Zusammenhang Lieferanten gewechselt 
hat. Mit 46 % kommt es aber doppelt so häufi g zu einer 
Ausweitung des Zulieferernetzwerks. Ein diversifi ziertes 
Netzwerk kann Redundanzen schaff en und so zu einem 
geringeren Ausfallsrisiko von Zulieferungen führen. Bei 
Betrieben mit internationalen Lieferketten kann eine weite-
re Strategie, Ausfallrisiken zu begrenzen, darin bestehen, 
die Lieferketten auf geografi sch näher gelegene Regionen 
zu beschränken. Dieses sogenannte Re- und Nearshoring 
dürfte zwar mit erhöhten Kosten verbunden sein, kann 
aber je nach Problemdruck eine Lösung darstellen, wenn 
mit der Rückverlagerung beispielsweise politische Risi-
ken reduziert werden. Dies ist z. B. der Fall, wenn Betriebe 
ihre Zulieferer vom außereuropäischen Ausland in die EU 
verlagern. Tatsächlich zeigt sich, dass 46 % der Betriebe, 
die Lieferanten ausgetauscht haben und Lieferengpäs-
sen ausgesetzt sind, solche Rückverlagerungen vorge-
nommen haben. Ein Fünftel berichtet dagegen von einem 
Wechsel, bei dem ein nähergelegener durch einen weiter 
entfernten Zulieferer ersetzt wurde.

Bereits während der Pandemie bestand ein erheblicher 
Problemdruck in den Zuliefernetzwerken der Betriebe. So 
berichteten auch für 2021 etwa 70 % der Betriebe, die auf 
Zulieferungen angewiesen sind, von solchen Schwierig-
keiten. Die in diesem Beitrag präsentierten Befunde zei-
gen, dass die Situation bis Mitte 2022, nach dem Beginn 
des Kriegs in der Ukraine, schwierig bleibt.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Pro-
blem der beeinträchtigten Lieferketten recht umfassend 

ist, d. h. sehr viele Betriebe in der ganzen Breite der Wirt-
schaft, also in allen Branchen, betroff en sind. Daher dürf-
te es politischen Entscheidungstragenden schwerfallen, 
betroff ene Betriebe mit allgemeinen Maßnahmen zu un-
terstützen. Zudem ist zu bedenken, dass Studien (z. B. 
Flach et al., 2021) auch auf die wohlfahrtsmindernden 
Eff ekte von Reshoring hinweisen. Auf der anderen Sei-
te wird eine solche Rückverlagerung auf der Ebene von 
einzelnen Unternehmen – das zeigen unsere Ergebnisse 
– aber durchaus als zielführende Strategie im Umgang mit 
solchen Schwierigkeiten eingesetzt. Vor diesem Hinter-
grund könnte der Staat die Unternehmen bei der Diversifi -
kation ihrer Lieferketten z. B. durch verbesserte Finanzie-
rungsbedingungen unterstützen.
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Die Kultur- und Veranstaltungsbranche war und ist von der 
Coronapandemie besonders stark betroff en. Mit den Lock-
down-Maßnahmen 2020 und der Bundesnotbremse 2021 
ist das kulturelle Leben in Deutschland weitgehend zum 
Erliegen gekommen. Für viele Kulturschaff ende war damit 
eine Bedrohung ihrer wirtschaftlichen Existenz verbunden. 
Hinzu kommt, dass bei größeren Kulturveranstaltungen 
generell lange Vorlaufzeiten und Planungsrisiken gegeben 
sind und Kulturveranstaltungen sowie Kultureinrichtungen 
sich auch über Eintrittseinnahmen fi nanzieren.1 Bei Ver-
anstaltungen sowie in Einrichtungen, die zwar nicht von 
Schließung oder Untersagung betroff en waren, bei denen 
aber die Besuchszahlen aufgrund der Coronaschutzbe-
stimmungen limitiert waren, fehlten diese Einnahmen zu ei-
nem relevanten Anteil. Die Pandemie hat sichtbare Spuren 
im kulturellen Bereich hinterlassen. Die Besuchszahlen bei 
kulturellen Veranstaltungen, insbesondere Kino und Thea-
ter, sind in den Pandemiejahren 2020 und 2021 gegenüber 
den Vorjahren deutlich zurückgegangen (vgl. Tabelle 1).

Diese Gesichtspunkte waren für die Politik maßgeblich, 
ein gesondertes Unterstützungsprogramm für die Bran-
che einzurichten, welches auch zielgenau helfen soll.2 

1 Der Kultursektor ist speziell von öff entlichen Mitteln abhängig. 2017 
beliefen sich die Ausgaben der öff entlichen Haushalte für Kultur auf 
ca. 11,4 Mrd. Euro.

2 Neben dem Sonderfonds des Bundes für Kulturveranstaltungen konn-
ten und können Kulturschaff ende auch die „November – bzw. Dezem-
berhilfe“, die Neustarthilfe, die Überbrückungshilfe III sowie das Pro-
gramm „Neustart Kultur“ als Unterstützungsinstrumente nutzen.

Am 30.  November 2020 hat das Corona-Kabinett3 die 
Einrichtung eines Sonderfonds für Kulturveranstaltun-
gen beschlossen. Das Bundesministerium der Finanzen 
wurde mit der Erarbeitung der Details für den Sonder-
fonds beauftragt.

Das Ziel der Kulturförderung ist, im Gegensatz zu reinen 
Wirtschaftshilfen, nicht nur die Sicherung von wirtschaft-
lichen Existenzen und Arbeitsplätzen, sondern auch die 
Ermöglichung von Kultur und der Erhalt der kulturellen 
Vielfalt. Kulturveranstaltungen sind, auch ohne Pandemie, 
oft nur mit staatlicher Unterstützung kostendeckend und 
fallen deshalb häufi g aus bestehenden Förderinstrumen-
ten heraus. Zudem ist der Einfl uss des Kultursektors auf 
die regionale Entwicklung, gerade für die kleineren Ober- 
und Mittelzentren, bedeutsam und damit über Spillover-
Eff ekte eine systemrelevante Branche in der Wirtschaft 
(Falck und Bauer, 2020).

Eine Beschränkung auf kulturelle Veranstaltungen be-
steht zudem auch aus beihilferechtlicher Sicht. Diese 
Veranstaltungen fallen unter die Kulturfreistellungsklau-

3 Das (kleine) Corona-Kabinett war ein Gremium, das seit Beginn der 
Pandemie unter der Leitung der damaligen Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel montags tagte. Ihm gehörten die Fachminister:innen des 
BMF, BMI, AA, BMG, BMVg und der Chef des Bundeskanzleramts 
an. Das (große) Corona-Kabinett tagte donnerstags unter Beteili-
gung der Fachminister:innen, die bei den zu behandelnden Themen 
zuständig waren.
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Quellen: Filmförderungsanstalt, Berlin; Theaterstatistik des Deutschen 
Bühnenvereins e. V.

Tabelle 1
Besuchszahlen in Kino und Theater in Deutschland

Jahr

Kino-
besuche
(in Mio.)

Theater-
besuche
(in 1.000)

Änderungsrate gegenüber Vorjahr 
in %

Kinobesuche Theaterbesuche

2017 122,3 18.530 - -

2018 105,4 18.317 -13,82 -1,15

2019 118,6 18.590 12,52 1,49

2020 38,1 12.706 -67,88 -31,65

2021 42,1 - 10,50 -

sel nach Art. 53 der Allgemeinen Gruppenfreistellungs-
verordnung der EU (AGVO) und können somit auch über 
die Kleinbeihilfegrenze von 1,8 Mio. Euro hinaus geför-
dert werden.4 Ein Sonderfonds für nicht kulturelle Ver-
anstaltungen wäre weder zeitlich noch im Umfang der 
Förderung mit dem EU-Beihilferechtsrahmen (Tempora-
ry Framework) kongruent und hätte gesondert notifi ziert 
und genehmigt werden müssen.5

Gestaltung des Sonderfonds

Das Bundeskabinett hat am 26. Mai 2021 beschlossen, 
einen Sonderfonds von bis zu 2,5 Mrd. Euro einzurich-
ten, um Kulturveranstaltungen nach Phasen des Lock-
downs wieder möglich zu machen (BMF, 2021a). Es ist 
das größte Hilfsprogramm für den Kulturbereich in der 
Geschichte Deutschlands (BMF, 2021b). Die Haushalts-
mittel in Höhe von 2,5 Mrd. Euro verteilen sich auf die 
Jahre 2021, 2022 und 2023.

Um sowohl den Aspekt einer coronabedingten niedrigen 
Frequentierung von Kulturveranstaltungen als auch de-
ren Absage Rechnung zu tragen, wurden zwei Module 
konzipiert (BMF, 2021b):

(1) Eine Wirtschaftlichkeitshilfe für kleinere Kulturveran-
staltungen mit bis zu 500 Besuchenden, die ab dem 1. Juli 
2021 durchgeführt werden, mit coronabedingter niedrige-
rer Frequentierung sowie für online angebotene „hybride“ 
Kulturveranstaltungen. Ziele sind die Ermöglichung von 
Kulturveranstaltungen mit geringerer Auslastung durch 
einen Zuschuss zu den Eintrittseinnahmen und die Er-

4 Bei der Konzipierung des Sonderfonds lag die beihilferechtliche Ober-
grenze für Kleinbeihilfen bei 800.000 Euro. Seit Januar 2021 gilt der 
neue Satz von 1,8 Mio. Euro.

5 Die EU-Kommission hat am 19. März 2020 mit den Mitgliedstaaten den 
befristeten Beihilferahmen zur Stützung der Wirtschaft angesichts der 
Coronapandemie beschlossen. Er ist zum 30. Juni 2022 ausgelaufen.

weiterung des Zugangs zu Kultur durch Förderung von 
sowohl in Präsenzform als auch „hybriden“ Veranstaltun-
gen. Seit dem 1. August 2021 werden Veranstaltungen mit 
bis zu 2.000 Besuchenden gefördert.

(2) Eine Ausfallabsicherung für Veranstaltende, deren 
größere Kulturveranstaltungen coronabedingt abgesagt 
werden. Ausfall- und Verschiebekosten bei Veranstal-
tungen mit mehr als 2.000 Besuchenden können ab dem 
1. September 2021 aus dem Sonderfonds bezuschusst 
werden. Maximal 90 % der durch eine pandemiebedingte 
Absage, Teilabsage oder Reduzierung der Teilnehmerzahl 
entstandenen Kosten übernimmt die Ausfallabsicherung. 
Die maximale Entschädigungssumme beträgt 8 Mio. Eu-
ro pro Veranstaltung. Die Ausfallabsicherung ist demnach 
ein Versicherungssubstitut einer nicht angebotenen pri-
vatwirtschaftlichen Versicherungslösung.

Die Laufzeit der beiden Module endet am 31. Dezember 
2022. Um die bestehende Komplexität der verschiede-
nen Hilfsinstrumente in der Coronapandemie nicht weiter 
zu vergrößern, wurde bei der Konzipierung auf eine klare 
Trennung zwischen Wirtschaftshilfen (z. B. den Überbrü-
ckungshilfen I-IV) und der Kulturförderung geachtet. Die 
Bewirtschaftung des Sonderfonds wurde auf Bundesebe-
ne an die Bundesbeauftragte für Kultur und Medien (BKM) 
übertragen. Diese übernimmt auch den Vorsitz in einem 
Lenkungsausschuss, der die Umsetzung des Programms 
koordiniert. Mit der Verwaltung sind einige Aufgaben ver-
bunden, wie die Beaufsichtigung, die Titelbewirtschaf-
tung, die Schließung von Verwaltungsvereinbarungen mit 
den durchführenden Behörden der Länder und die Ent-
wicklung gemeinsamer Förderrichtlinien. Die Verwaltung 
und Abwicklung erfolgen über die Kultusministerien der 
Länder. Die Registrierung und Antragstellung erfolgt auf 
einer speziellen IT-Plattform, die von der Freien und Han-
sestadt Hamburg für alle Länder betreut wird.

Administration

Der Sonderfonds fußt gemäß einer mit den Ländern abge-
stimmten Verwaltungsvereinbarung (VV) und Vollzugshin-
weisen (VH) beihilferechtlich auf Art. 53 der Allgemeinen 
Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO). Die beihilfe-
konforme Bewilligung von Hilfen aus dem Sonderfonds 
liegt gemäß VV und VH bei den in den Kulturbehörden der 
Länder angesiedelten Bewilligungsstellen. Wesentlich für 
die Konformität mit Art. 53 AGVO ist dabei die in Verant-
wortung der Länder mit Blick auf ihre Kulturhoheit erar-
beitete Positivliste förderfähiger Veranstaltungen.

Antragsberechtigt für den Sonderfonds sind Veranstal-
tende von Kulturveranstaltungen, welche nach Ziff er 2 
Abs. 1 der VH in Entsprechung des Art. 53 AGVO defi niert 
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werden. Im Rahmen der Ausarbeitung und Abstimmung 
der VH mit den Ländern haben diese mit Blick auf ihre Zu-
ständigkeit, Fachkompetenz und Vorerfahrung mit dem 
Kultur-Beihilferecht eine Positivliste förderfähiger Veran-
staltungen mit Blick auf die Kriterien des Art. 53 AGVO er-
arbeitet. Diese Liste wurde im Rahmen der FAQ des Son-
derfonds veröff entlicht.6 Die maximal mögliche Förderung 
im Sonderfonds des Bundes für Kulturveranstaltungen 
beträgt 75 Mio. Euro pro Jahr und Unternehmen bzw. An-
tragstellung gemäß Art. 53 der AGVO.

Mit den beiden hier dargestellten Modulen wird der Kul-
tur- und Veranstaltungsbranche eine Perspektive für die 
Zeit ab Sommer 2021 gegeben. Neben direkt betroff enen 
Veranstaltenden und Kulturschaff enden sollen über den 
Sonderfonds auch indirekt Betroff ene wie z. B. Technik, 

6 Förderfähig sind ausschließlich Kulturveranstaltungen (FAQ Sonder-
fonds des Bundes für Kulturveranstaltungen, 2022).

Catering und Künstler:innenagenturen von den Hilfen 
profi tieren, indem Veranstaltungen überhaupt ermöglicht 
werden und Zuschüsse bzw. Kostenerstattungen weiter-
gereicht werden.

Zwischenbilanz

Aus dem Sonderfonds wurden bislang rund 156 Mio. 
Euro für 8.479 Anträge ausgezahlt (Stand: 14. Juli 2022). 
Aufgrund vielfacher Veranstaltungs- und Tourneeabsa-
gen gerade im Winter 2021/2022 und der Antragsfrist 
von sechs Monaten nach dem geplanten Datum der 
Veranstaltung ist mit einem beträchtlichen Anstieg der 
Anträge und Auszahlungen im weiteren Jahresverlauf 
2022 zu rechnen. Die Tabelle 2 gibt eine Übersicht über 
die ausgezahlten Mittel auf die einzelnen Länder. Die 
im Verhältnis zur Versicherungssumme in Höhe von 2,5 
Mrd. Euro bis Juli 2022 geringen Mittelabfl üsse zeigen, 
dass der Sonderfonds als Versicherung für die Kultur- 
und Veranstaltungsbranche in der Coronapandemie 
wichtig war und ist. Im Modul Wirtschaftlichkeitshilfe 
wurden bislang rund 139 Mio. Euro und im Modul Aus-
fallabsicherung rund 17 Mio. Euro ausgezahlt (Stand: 
14. Juli 2022, Deutscher Bundestag, 2022). Der Zweck 
des Sonderfonds war es nie, dass die Gesamtsumme 
vollständig abgerufen wird, sondern er ist als Absiche-
rung zu betrachten.
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Quelle: Deutscher Bundestag (2022), eigene Darstellung.

Tabelle 2
Sonderfonds für Kulturveranstaltungen (14. Juli 2022)

Bundesland Zahl der Anträge Ausgezahlte Mittel in Euro

Baden-Württemberg 1.001 18.291.116

Bayern 1.120 18.039.609

Berlin 656 20.997.432

Brandenburg 306 2.564.933

Bremen 119 1.627.897

Hamburg 561 17.253.499

Hessen 613 11.972.956

Mecklenburg-Vorpommern 252 6.206.847

Niedersachsen 554 8.745.225

Nordrhein-Westfalen 1.248 22.212.614

Rheinland-Pfalz 485 5.523.156

Saarland 192 3.348.530

Sachsen 470 6.641.872

Sachsen-Anhalt 324 4.201.608

Schleswig-Holstein 281 5.461.796

Thürigen 297 3.428.690

Σ 8.479 156.517.780

Title: The Federal Special Funds for Cultural Events – An Insurance Tool for Culture
Abstract: The federal special fund for cultural events is the central support instrument for the culture and events industry and is one of 
several measures that have been put in place by the federal and state governments to deal with the coronavirus pandemic. The special 
fund is an insurance-like instrument that is intended to provide planning security in the run-up to and during events. It is endowed with 
2.5 billion euros and started on 1 July, 2021. The low outfl ow of funds in relation to the sum insured demonstrates the fund’s importance 
as insurance for the culture and event industry during the pandemic.
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Das Ehegattensplitting steht der 
Erwerbstätigkeit von Frauen nicht im Weg
Das Splittingverfahren dient dazu, horizontale Steuergerechtigkeit zu schaff en. Es wird ge-
zeigt, dass das Splittingverfahren selbst nicht Ursache für die Zurückhaltung von Frauen am 
Arbeitsmarkt ist. Mit diesem Verfahren bleibt der Gesetzgeber neutral gegenüber den privaten 
Entscheidungen von Paaren über ihre Arbeitsteilung. Seine Abschaff ung hingegen dient der 
Förderung eines bestimmten Lebensmodells und verstößt gegen den Grundsatz der horizonta-
len Gerechtigkeit.
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Das Ehegattensplitting ermöglicht es Lebenspartnern, 
bei der Berechnung ihrer Einkommensteuerschuld als 
Gemeinschaft aufzutreten. Dabei wird erstens die part-
nerschaftliche Aufteilung des gemeinsamen Einkommens 
in zwei gleich große Teile simuliert. Zweitens wird ermit-
telt, wie hoch die auf eine Hälfte des Gesamteinkommens 
entfallende Steuerschuld nach dem gültigen Einkommen-
steuertarif ausfällt. Da es aber um zwei Personen mit die-
ser Steuerschuld geht, wird diese Steuerschuld im dritten 
Schritt entsprechend verdoppelt, um die gemeinsam ge-
schuldete Einkommensteuer zu ermitteln. Halbieren und 
Verdoppeln kürzt sich bei dieser Rechnung nicht heraus. 
Da die Progression des Einkommensteuertarifs bei höhe-
ren Einkommen zu einer überproportional ansteigenden 
Steuerschuld führt, ist zweimal die der Hälfte entspre-
chende Steuerschuld weniger als einmal die Steuerschuld 
auf das gesamte Einkommen (vgl. Tabelle 1).

Besteuerung nach Leistungsfähigkeit?

Die Idee der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit fi ndet ihren Ausfl uss im progressiven Ta-
rifverlauf der Einkommensteuer, also in einem mit stei-
gendem Einkommen steigenden Durchschnittssteuer-
satz. Dabei steht der Gedanke Pate, mit der Steuer alle 
Steuerbürger:innen gleichermaßen zu treff en, ihnen also 
eine vergleichbare Belastung zuzumuten. Das Prinzip verti-
kaler Steuergerechtigkeit fordert, ungleiche Einkommens-
höhen ungleich zu besteuern. Häufi g wird pauschal ange-
nommen, dass zusätzliches Einkommen zu immer weniger 
zusätzlichem Glück und Wohlbefi nden führt (abnehmender 
Grenznutzen). Zugleich gilt auch der simplere Grundsatz 

der horizontalen Steuergerechtigkeit: gleiche wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit soll gleich besteuert werden.

Es steht dabei außer Frage, dass die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit nicht nur von der Einkommenshöhe ab-
hängt. Selbstverständlich mindert es die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit einer Steuerbürgerin, wenn sie aus 
einem bestimmten Einkommen nicht nur den eigenen 
Lebensunterhalt, sondern auch den von Angehörigen 
bestreiten muss. Diesem Gedanken tragen nicht nur die 
Kinder- und Erziehungsfreibeträge Rechnung, sondern 
auch das Splittingverfahren. Es geht „… davon aus, dass 
zusammenlebende Eheleute eine Gemeinschaft des Er-
werbs und Verbrauchs bilden, in der ein Ehegatte an den 
Einkünften und Lasten des anderen wirtschaftlich jeweils 
zur Hälfte teilhat …“ (BVerfG, 2013). Das Splitting stellt 
demnach die horizontale Gerechtigkeit zwischen allen zu-
sammenveranlagten Ehepartnern mit gleichem Gesamt-
einkommen her. Unabhängig davon, wer wie große Antei-
le dieses Einkommens beiträgt.

Noch in anderer Hinsicht soll das Splittingverfahren die 
horizontale Steuergerechtigkeit gewährleisten: In der 
Übergangsphase zwischen dem Verfassungsgerichtsur-
teil im Januar 1957 und der Reform der Ehegattenbesteu-
erung 1958 hatte man Erfahrung mit der vorübergehend 
geltenden Individualbesteuerung von Ehepartnern ge-
sammelt. Dabei zeigte sich, dass Ehepaare mit Einkom-
men aus freien Berufen oder Gewerbebetrieb ebenso wie 
aus Land- und Forstwirtschaft oder Vermögen durch eine 
geschickte vertragliche Gestaltung für eine annähernde 
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Gleichverteilung der Einkommen auf beide Partner sorg-
ten, um der höheren Besteuerung durch die Progression 
zu entgehen. Arbeitsverträge zwischen abhängig Be-
schäftigten und ihren Ehepartnern wurden hingegen nicht 
anerkannt. „In seinen Urteilen … hat der Bundesfi nanz-
hof aus diesen Gründen die getrennte Besteuerung als 
Verstoß gegen Artikel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes (un-
gleichmäßige Behandlung der Ehepaare untereinander) 
bezeichnet“ (Bundestag, 1958).

Lenkungsabsicht: Frauen von der Erwerbsarbeit 

abhalten?

Dass das Splitting für die Einhaltung der Grundsätze ho-
rizontaler Steuergerechtigkeit sorgt, bedeutet natürlich 
noch nicht, dass nicht zusätzlich auch Lenkungsziele hin-
ter der Ausgestaltung stecken könnten. Tatsächlich wird 
immer wieder vorgetragen, die Nationalsozialisten hätten 
die Regelung eingeführt, um Frauen von der Erwerbsarbeit 
abzuhalten. Das ist jedoch nicht nur ein inakzeptables Tot-
schlagargument, sondern auch inhaltlich falsch. Erstens 

haben die Faschisten nicht das Ehegattensplitting einge-
führt, sondern die Zusammenveranlagung von Ehepart-
nern ohne das Splitting: Das beispielhaft angeführte Paar 
wäre nach dieser Gesetzgebung eben unabhängig von der 
Verteilung der Einkommen zwischen den Partnern nicht 
so besteuert worden, als würden beide jeweils die Hälfte 
verdienen, sondern wie ein Single mit gleichem Jahres-
einkommen. Zweitens haben die Nationalsozialisten nicht 
erstmals die Zusammenveranlagung eingeführt, sondern 
sie lediglich nach einer vergleichsweise kurzen Phase der 
Individualbesteuerung seit 1921 wiederaufl eben lassen.

Das Splittingverfahren wurde 1958 eingeführt, nachdem 
das Bundesverfassungsgericht die „Schlechterstellung 
der Ehegatten durch die Zusammenveranlagung“ als ver-
fassungswidrig erklärt hatte. Dass damit der Lenkungs-
zweck verfolgt wurde, Frauen von der Erwerbsarbeit ab-
zuhalten, kann wohl ausgeschlossen werden: Zum Ersten 
war der Eff ekt ein gegenteiliger, der Grenzsteuersatz ei-
nes zusätzlichen Einkommens wurde durch die Reform 
im Vergleich zur Zusammenveranlagung ohne Splitting ja 
stark abgesenkt. Zum Zweiten hatte das Verfassungsge-
richt ausführlich dargelegt, dass sich ein etwaiges „Ziel, 
die erwerbstätige Ehefrau ins Haus zurückzuführen“ 
(BVerfG, 1957) verbiete. Drittens erscheint es nicht plau-
sibel, dass der Gesetzgeber 1958 das arbeitsmarktpoli-
tische Ziel verfolgt haben sollte, Frauen aus der Erwerbs-
arbeit zu drängen. Die Arbeitslosenquote war auf 3,7 % 
gesunken und Deutschland hatte drei Jahre zuvor mit Ita-
lien das erste Abkommen zur Anwerbung ausländischer 
Arbeitskräfte geschlossen, um den drohenden Arbeits-
kräftemangel zu bekämpfen.

Lenkungsabsicht: Förderung von Ehe und Familie?

Es wird oft vorgetragen, das Splittingverfahren sei un-
geeignet, um Familien im Sinne von Haushaltsgemein-
schaften mit Kindern zu fördern. Schließlich werde weder 
berücksichtigt, ob sich in einem Haushalt zusammenver-
anlagter Partner Kinder befänden, noch kämen Haushalte 
Alleinerziehender mit Kindern in den Genuss der Rege-
lung. Dem ist nicht zu widersprechen und wenig hinzu-
zufügen. Zwar profi tieren letztlich überwiegend Haushalte 
mit Kindern. Wäre aber die Förderung von Kindern der ei-
gentliche Zweck, würde man mit Leichtigkeit geeignetere 
Instrumente fi nden.

Einer speziellen Förderung der traditionellen heterose-
xuellen Ehegemeinschaft würden viele Menschen eben-
falls skeptisch gegenüberstehen. Doch seit 2013 ist die-
se Regelung auch kein Privileg mehr für heterosexuelle 
Partnerschaften und auch nicht auf die Rechtsinstitution 
der Ehe beschränkt. Das Verfassungsgericht stellte klar, 
dass das Splitting „rechtlich verbindliche und in beson-

Tabelle 1
Absolute und relative Entlastung durch das 

Splittingverfahren (2022)

Einkommen
 (Euro)

Grundtabelle 
(Single, Euro)

Splitting-
tabelle (Euro)

Entlastung 
Splitting (Euro)

Entlastung 
Splitting (%)

10.000 0 0 0 0,00

20.000 2.138 0 2.138 100,00

30.000 4.951 1.774 3.177 64,17

40.000 8.177 4.276 3.901 47,71

50.000 11.816 6.986 4.830 40,88

60.000 15.863 9.902 5.961 37,58

70.000 20.063 13.024 7.039 35,08

80.000 24.263 16.354 7.909 32,60

90.000 28.463 19.890 8.573 30,12

100.000 32.663 23.632 9.031 27,65

120.000 41.063 31.726 9.337 22,74

140.000 49.463 40.126 9.337 18,88

160.000 57.863 48.526 9.337 16,14

180.000 66.263 56.926 9.337 14,09

200.000 74.663 65.326 9.337 12,51

400.000 162.328 149.326 13.002 8,01

600.000 252.328 234.656 17.672 7,00

In der linken Spalte ist ein zu versteuerndes Einkommen einer Person ein-
getragen. Ohne Partnerschaft wird diese nach der Grundtabelle besteu-
ert (2. Spalte). Ist sie Alleinverdienerin in einer eingetragenen Partner-
schaft oder Ehe, wird nach der Splittingtabelle besteuert (3. Spalte). Die 
Steuerschuld in der 3. Spalte entspricht bei Alleinverdienern im Splitting 
dem Zweifachen der Besteuerung nach der Grundtabelle in der 2. Spalte 
bei halb so hohen Einkommen.

Quelle: eigene Darstellung.
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derer Weise mit gegenseitigen Einstandspfl ichten (etwa 
bei Krankheit oder Mittellosigkeit) ausgestattete dauer-
hafte Paarbeziehung gegenüber anderen Lebensformen 
… begünstige“ (BVerfG, 2013).

Lenkungsabsicht: Förderung von 

Hocheinkommensbeziehern?

Die Berechnung der Steuerschuld im Splitting bewirkt 
bei jeder betroff enen Partnerschaft, dass sie bei ungleich 
verteilten Einkommen so besteuert wird, als würden die 
Partner nicht nur gemeinsam wirtschaften, sondern auch 
gleichmäßig zum gemeinsamen Haushalt beitragen. Die 
Einkommenshöhe spielt für die systematische Anwen-
dung des Splittings keine Rolle. Dass die Höhe der ge-
meinsam erzielten Einkommen die Höhe der absoluten 
Entlastung des Splittings in Eurobeträgen bestimmt, liegt 
an der zuvor gesellschaftlich erwünschten Ungleichbe-
handlung unterschiedlich gut situierter Paare in der pro-
gressiven Einkommensteuer.1

Wer die betragsmäßigen Unterschiede bei verschiede-
nen Einkommenshöhen auf der Entlastungsseite unge-
recht fi ndet, müsste konsequenter Weise umgekehrt die 
Mehrbelastung von Besserverdienenden in der Einkom-
mensteuer im gleichen Maße als ungerecht empfi nden. 
Schließlich ergibt sich Ersteres aus Letzterem. Die ab-
solute Steuerentlastung des Splittings im Vergleich zu 
einer Individualbesteuerung von Paaren steigt aufgrund 
des progressiven Steuertarifs bei höheren Einkommen 
logischerweise, die relative Entlastung hingegen sinkt bei 
steigenden Einkommen.

Hält das Splittingverfahren Frauen von der 

Erwerbstätigkeit ab?

Im letzten Abschnitt wurde argumentiert, dass das Split-
tingverfahren aller Wahrscheinlichkeit nach zur Verwirk-
lichung horizontaler Steuergerechtigkeit eingeführt wur-
de und nahezu ausgeschlossen werden kann, dass der 
Gesetzgeber oder das Bundesverfassungsgericht damit 
Frauen aus der Erwerbsarbeit drängen wollten. Nichts-
destotrotz wäre denkbar, dass eine nicht-intendierte Wir-
kung des Instruments darin besteht, Frauen von Erwerbs-
tätigkeit abzuhalten.

Die meisten Ökonom:innen, die sich in jüngerer Zeit mit 
dem Thema des Splittingverfahrens befassen, beschäfti-
gen sich kaum mit der normativen Seite des Instruments. 

1 Bei einem proportionalen Einkommensteuertarif, wenn also z. B. von 
jedem verdienten Euro immer 30 % an Einkommensteuern fällig wür-
den, würde es unabhängig von der Aufteilung des Einkommens kei-
nen Unterschied machen, ob die Partner gemeinsam oder individuell 
veranlagt würden. Das Splittingverfahren hätte keinen Eff ekt.

In Mikrosimulationen wird modelliert, welche Eff ekte vom 
Splittingverfahren ausgehen bzw. wie die Akteure auf al-
ternative steuerliche Regelungen reagieren würden. Häu-
fi g stehen Arbeitsangebotseff ekte im Vordergrund. Und 
häufi g zeigen diese Studien, dass eine Abschaff ung bzw. 
Ersetzung des Splittingverfahren zu einem höheren Ar-
beitsangebot der in Deutschland noch immer in weit stär-
kerem Maße nicht oder in Teilzeit arbeitenden Frauen füh-
ren würde (Bachmann et al., 2021; Blömer et al., 2021). Da-
bei diff erenzieren die Studien meist nicht ausführlich zwi-
schen verheirateten Frauen mit und ohne Kindern, obwohl 
diese Unterscheidung bereits einen gewissen Aufschluss 
geben könnte, inwieweit tatsächlich das Splittingverfahren 
ursächlich für die Arbeitsangebotsentscheidung ist.2

Es ist davon auszugehen, dass die Studien handwerklich 
gut ausgeführt sind und in ihrem Design der jeweiligen 
Fragestellung gerecht werden. Was hier diskutiert werden 
soll, ist, wie ein solches erhöhtes Arbeitsangebot erklärt 
werden könnte. Häufi g liest man, Frauen würden aufgrund 
des Splittingverfahrens vom Arbeitsmarkt ferngehalten 
bzw. aufgrund des Splittingverfahrens davon abgehalten, 
ihre Arbeitszeit zu erhöhen.

Es bieten sich fünf rein theoretische Fallunterscheidungen 
an, um zu prüfen, inwiefern das Splittingverfahren ursäch-
lich verantwortlich für die Entscheidung gegen eine Er-
werbstätigkeit wäre. Als Referenzszenario sei angenom-
men, Frau A und Herr B würden zunächst gleichermaßen 
einer Erwerbsarbeit nachgehen. Nachdem die beiden 
geheiratet haben und ein Kind geboren wird, unterbricht 
Frau A ihre Berufstätigkeit. Nach einiger Zeit kehrt sie nur 
auf eine Teilzeitstelle zurück, statt wieder in Vollzeit zu ar-
beiten. Inwiefern liegt das am Splittingverfahren?

Erstens kommt ein Opportunitätskostenargument in Be-
tracht. Womöglich verdient Frau A pro Stunde weniger 
als Herr B. Der Verzicht auf eine Stunde Erwerbsarbeit 
von ihr kostet das Paar dann weniger als der Verzicht auf 
eine Stunde Erwerbsarbeit von ihm.3 Womöglich halten 
zweitens Unteilbarkeiten das Paar von einer gleichen Auf-
teilung von Erwerbs- und Care-Arbeit ab. Häufi g gibt es 
Rüstkosten bei der Arbeit, d. h. Phasen der Abstimmung, 
Vorbereitung oder Einarbeitung, die mehr oder minder 
unabhängig von der dann am Stück folgenden Arbeitszeit 
erforderlich sind und einer Teilzeitbeschäftigung entge-

2 Chirvi (2019) kommt in einer Vergleichsstudie zwischen verheirateten 
und nicht-verheirateten aber in einer festen Beziehung lebenden Frau-
en zu dem Ergebnis, dass es bei Frauen ohne Kinder keinen signifi kan-
ten Arbeitsangebotseff ekt aufgrund der Heirat und des Splittings gibt.

3 Dass Frauen im Durchschnitt noch immer geringere Einkommen er-
zielen als Männer, kann als strukturelles Problem identifi ziert und ent-
sprechend politisch adressiert werden. Aber dem konkreten Beispiel-
paar hilft die Achtsamkeit um diese Eff ekte nichts.
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genstehen. Am simpelsten ist an Arbeitswege zu denken. 
Ähnliches gilt umgekehrt natürlich auch für die Care-Ar-
beit. Es könnte dem Paar vorzugswürdig erscheinen, sich 
nicht jeweils in gleichen Anteilen in die Erwerbs- und die 
Care-Arbeit einzubringen, sondern im Extremfall dem Al-
leinverdienermodell zu folgen. Und womöglich gibt dann 
einer der anderen Gründe den Anstoß dafür, dass Frau A 
die Care-Arbeit übernimmt. Drittens möchten aber Frau A 
und Herr B vielleicht auch nur, dass ihr Kind gestillt wird. 
In diesem Fall würde die Wahl in vielen Fällen auf Frau A 
fallen. Es gibt aber natürlich viele Gestaltungsmöglichkei-
ten und Aufteilungen der Care-Arbeit. Dennoch könnte 
das Paar aufgrund vermeintlicher oder tatsächlicher na-
türlicher Unterschiede die Unterbrechung der Erwerbs-
tätigkeit von Frau A als erforderlich oder erwünscht be-
trachten. Zudem mag es viertens vorkommen, dass über-
kommene Rollenbilder vorherrschen und Frau A oder Herr 
B oder sogar beide es sich wünschen, wie ihre Eltern oder 
Großeltern zu leben: Sie freut sich darauf, in der Rolle als 
Mutter aufzugehen, er ist stolz darauf, ausreichend Geld 
zu verdienen, um die Familie zu ernähren. In diesen vier 
Fällen ist es nicht ursächlich das Splittingverfahren, das 
Frau A von der Arbeit abhält oder ein Hindernis für eine 
gleichberechtigte Ehe darstellt. Das Splittingverfahren 
verhindert lediglich, dass die Entscheidung zur ungleich-
mäßigen Aufteilung fi nanziell bestraft wird.

Schließlich ist aber fünftens der Fall vorstellbar, in dem 
sich Frau A und Herr B trotz gleich hoher Stundenlöhne 
wegen der im Splittingverfahren unterschiedlichen Grenz-
steuerbelastungen der jeweiligen Einkommen für die un-
gleiche Arbeitsteilung entscheiden. Schließlich führt das 
Splitting dazu, dass jeder Euro, den Frau A nach der Er-
werbspause verdient, sofort mit einem hohen Grenzsteu-
ersatz versteuert wird. In diesem Fall würde das Splitting 
Frau A von der Arbeit abhalten und ein echtes Hindernis 
für eine gleichberechtigte Ehe darstellen.

Nur gibt es das so gar nicht. Es gibt im Falle des Split-
tings keine unterschiedliche Grenzsteuerbelastung von 
Frau A und Herrn B, das ist eine Fehlinterpretation. Das 
Splittingverfahren gibt es nur in Kombination mit der Zu-
sammenveranlagung und das bedeutet, dass es steu-
errechtlich nur ein gemeinsames Einkommen und einen 
gemeinsamen Grenzsteuersatz gibt. Der Grenzsteuersatz 
für die erste Arbeitsstunde von Frau A nach der Babypau-
se ist schlicht derselbe wie für die nächste Arbeitsstunde 
von Herrn B. Wenn sich die Stundenlöhne nicht verändert 
haben, ist der Grenzsteuersatz, der Durchschnittssteuer-
satz und die gesamte Steuerlast auch nicht höher, als vor 
der Babypause. Wenn beide Partner dieselben Stunden-
löhne erzielen, können Frau A und Herr B einen beliebigen 
Arbeitszeitumfang festlegen, der ihrer persönlichen Ab-
wägung zwischen Einkommenserzielung und Familienzeit 

entspricht. Diese Arbeitszeit können sie dann völlig frei 
aufteilen, ohne dass sich ihre Steuerbelastung und das 
Haushaltseinkommen verändern.4 Wenn das Paar sich 
ausgerechnet hat, dass es mit dem Verdienst bei 40 Stun-
den pro Woche auskommt, kann es ohne einen Cent Ver-
lust genauso gut eine Aufteilung von 20 und 20 Stunden, 
15 und 25 Stunden oder 3 und 37 Stunden wählen. Und 
zwar genauso gut mit einer längeren Arbeitszeit von Frau 
A wie von Herrn B. Aber das Splittingverfahren hält auch 
in diesem Sinne nicht die Frau von der Arbeit ab und stellt 
kein Hindernis für eine gleichberechtigte Ehe dar.

Wer hier glaubt, die Lebenserfahrung lehre anderes, denkt 
vermutlich an die Steuerklassenkombination III/V. Die Steu-
erklassen haben allerdings so gut wie nichts mit dem Split-
tingverfahren zu tun. Die endgültige Steuerbelastung stellt 
das Finanzamt erst nach der Steuererklärung fest, zu der 
jedes Paar mit Kombination III/V verpfl ichtet ist. Letztlich 
spart ein Paar durch die Steuerklassenwahl keine Steuern. 
Der angebliche „Vorteil“ der Steuerklassenwahl beruht nur 
auf dem zeitlichen Unterschied, nicht auf den Steuerbe-
scheid warten zu müssen. Die Steuerklassenkombination 
hat auf unser Beispielpaar nur dann einen Einfl uss auf die 
Arbeitsteilung, wenn Frau A und Herr B das Steuersystem 
weder selbst kennen noch von jemandem darüber aufge-
klärt werden und sie überhaupt diese Kombination veran-
lasst haben. Denn der Standard bei Heirat ist die Kombina-
tion IV/IV, bei der beide Partner hinsichtlich der Lohnsteuer-
vorabzüge durch die Arbeitgeber gleichbehandelt werden.

Nun kann die gelebte Wirklichkeit in Ehe- und Lebenspart-
nerschaften natürlich ganz anders aussehen. Dies betonen 
z. B. Allmendinger et al. (2021, Bild 10) und geben implizit 
zu bedenken, dass die Erwerbs- und Verbrauchsgemein-
schaft, die der gesetzlichen Regelung zugrunde liegt, nur 
eine theoretische Idee sei. In der Tat ist häufi g unbekannt, 
was sich hinter der geschlossenen Wohnungstür abspielt. 
Es kann tatsächlich nicht davon ausgegangen werden, 
dass die Arbeitsteilung und die Verfügung über das ge-
meinsame Einkommen innerhalb von Paaren stets auf 
gegenseitigem Einverständnis beruht. So verweisen auch 
Bachmann et al. (2021) darauf, dass empirische Studien 
gezeigt hätten, „… dass es für die Verteilung der Haus-
haltsressourcen und die Verhandlungsmacht innerhalb 
des Haushalts darauf ankommt, wer das Geld tatsächlich 
verdient“ (Bachmann et al., 2021, 110). Es soll hier nicht 
vertieft diskutiert werden, ob die dominierenden Partner 

4 Das stimmt so nur holzschnittartig, da z. B. Steuerpauschbeträge 
doppelt anfallen, was die Aufteilung sogar günstiger macht. Auch die 
Minijobregelungen kommen in der komplexeren Realität dem hier ver-
einfachten Gedanken in die Quere. Außerdem sorgen die nun zu be-
rücksichtigenden Kinder- und Erziehungsfreibeträge dafür, dass von 
jedem durch beide verdienten Euro nun mehr Cent bleiben als vor der 
kinderbedingten Erwerbsunterbrechung.
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in solchen Beziehungen nicht auch unabhängig vom Split-
ting andere Wege beschreiten könnten, um sich größere 
Anteile des gemeinsamen Einkommens zu sichern.

Welche Möglichkeiten verdanken funktionierende 

Partnerschaften dem Splittingverfahren?

Es kann aber umgekehrt auch nicht ausgeschlossen wer-
den, dass es Partnerschaften gibt, die sich als gleichbe-
rechtigte Erwerbs- und Verbrauchsgemeinschaft sehen. 
In solchen Beziehungen gibt es eine Reihe von Fällen, 
in denen erst das Splittingverfahren Entscheidungen 
ermöglicht, ohne diese Paare im Verhältnis zu anderen 
schlechter zu stellen.

Drehen wir dazu beispielsweise einfach die ersten vier der 
im letzten Abschnitt diskutierten Konstellationen um. Im 
Vergleich zur Beibehaltung würde die Abschaff ung des 
Splittingverfahrens alle Partnerschaften fi nanziell schlech-
ter stellen, die aus Gründen unterschiedlich hoher Löhne 
oder unterschiedlich schmerzhaft erwarteter Karrierebrü-
che, aufgrund von Rüstkosten, Wegezeiten oder anderer 
Unteilbarkeiten, aufgrund von erwarteter unterschiedli-
cher Eignung oder aufgrund von tradierten Rollenmustern 
eine ungleichmäßige Arbeitsteilung bevorzugen. Sie müs-
sen entweder auf Geld verzichten oder ihr Verhalten an-
passen. Am einfachsten und augenfälligsten lässt sich das 
im Fall unterschiedlich hoher Lohnsätze verdeutlichen.

Angenommen die Partner verfügen über unterschiedliche 
Stundenlöhne. Frau A erzielt in Vollzeitarbeit ein Bruttojah-
resgehalt von 40.000 Euro, Herr B eines von 80.000 Eu-
ro. Wenn die beiden glauben, wegen der Betreuung ihres 
Kleinkindes müsse immer einer der Partner beim Kind sein, 
wird die Wahl mit einiger Wahrscheinlichkeit auf Frau A fal-
len (Opportunitätskosten). Dank des Splittingtarifs werden 
für die 80.000 Euro, die Herr B in Vollzeit für den Lebens-
unterhalt der Familie erzielt, 16.354 Euro fällig. Zum Ver-
gleich betrachtet man das Paar in der Nachbarwohnung. 
Dort verdienen beide Partner gleiche Stundenlöhne, beide 
erreichen vor der Geburt ihres Kindes ein Vollzeitjahresein-
kommen in Höhe von 80.000 Euro. Reduzieren diese bei-
den nach Geburt ihres Kindes jeweils auf eine Halbtagstä-
tigkeit und verrichten in der anderen Hälfte der Zeit gleich-
berechtigt Care-Arbeit, so wird deren Baby ebenso rund 
um die Uhr betreut. Sie erzielen ebenso wie Frau A und 
Herr B ein Jahreseinkommen in Höhe von 80.000 Euro und 
zahlen darauf 16.354 Euro Steuern. Würde nun das Split-
tingverfahren außer Kraft gesetzt und zur Individualbe-
steuerung gewechselt, hätte dies für das gleichberechtigt 
der Erwerbsarbeit und der Care-Arbeit nachgehende Paar 
keine Auswirkung. Frau A und Herr B hingegen hätten jetzt 
ein Problem: ihr unverändertes Einkommen würde ohne 
Splitting mit 24.263 Euro versteuert werden. Das Splitting-

verfahren verhindert also nicht etwa, dass die Frau in der 
Nachbarwohnung arbeiten geht und eine gleichberechtigte 
Ehe lebt. Die Abschaff ung des Splittingverfahrens umge-
kehrt würde aber die Entscheidung von Frau A und Herrn B 
verteuern, ihr gemeinsames Einkommen eben nicht je zur 
Hälfte von beiden Partnern beisteuern zu lassen. Die Ab-
schaff ung des Splittings lässt erwarten, dass sich die Frau-
enerwerbstätigkeit erhöht, weil betroff ene Paare nur so ihr 
Haushaltseinkommen stabilisieren können.

Wer sich jetzt wundert und erklärt, es gehe ja gerade da-
rum, durch die Steuergestaltung die Arbeitsanreize so zu 
setzen, dass Paare sich eher für eine gleichberechtigte 
Aufteilung von Erwerbs- und Care-Arbeit entscheiden, 
stellt die Debatte normativ auf den Kopf. Man beach-
te: Das Splitting wurde nicht mit einer Lenkungsabsicht 
hinsichtlich der innerpartnerschaftlichen Arbeitsteilung 
etabliert (Förderung der Alleinverdienerehe), es besteu-
ert Paare vielmehr unabhängig von der Arbeitsteilung. 
Die Abschaff ung des Splittingverfahrens würde nun aber 
off enbar Verstöße gegen die Prinzipien der Leistungsfä-
higkeitsbesteuerung und der horizontalen Steuergerech-
tigkeit in Kauf nehmen und mit einer Lenkungsabsicht be-
gründen (Gleichmäßige Aufteilung der Erwerbseinkünfte 
zwischen Partnern attraktiver machen).

Unbedingt betont werden muss dabei außerdem, dass 
die Abschaff ung des Splittingverfahrens nicht die gleich-
mäßige Aufteilung der Arbeitszeiten auf Erwerbs- und 
Care-Arbeit fördert, sondern die gleiche Höhe der Er-
werbseinkünfte zur Bedingung der günstigeren Besteue-
rung erhebt. Frau A und Herr B würden bei gleichmäßiger 
Aufteilung der Arbeitszeiten ja herbe Einkommensverluste 
erleben. Die beiden hätten nach Abschaff ung des Split-
tingtarifs nur eine einzige Chance, das Familieneinkom-
men zu stabilisieren und in den Genuss derselben Steuer-
last wie ihre Nachbarn zu kommen. Wie bei den Nachbarn 
auch, müssen Frau A und Herr B dieselbe Summe von je-
weils 40.000 Euro verdienen. Dazu muss Frau A allerdings 
in Vollzeit arbeiten. Herr B wird die anderen 40.000 Euro in 
Halbtagsarbeit erzielen. Die beiden brauchen dann aber 
eine Halbtagsbetreuung für ihr Kleinkind.

Einmal bemerkt, lässt einen der Zweifel nicht mehr los. 
Sollte der Steuergesetzgeber Partnerschaften mit glei-
cher Ausbildung und gleichen Verdienstmöglichkeiten 
fi nanziell attraktiver gestalten als Partnerschaften mit 
unterschiedlichen Verdienstaussichten? Und wäre es in 
Kauf zu nehmen, Partner fi nanziell abzustrafen, wenn sie 
– ganz unabhängig vom Gesamtlebenseinkommen – zu 
bestimmten Zeiten unterschiedliche Anteile des gemein-
samen Einkommens beitragen? Z. B. im Fall unterschied-
lichen Alters während ein Partner noch im Studium oder 
schon in Rente ist? Oder wenn ein Partner dem anderen 
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Title: The Taxation of Couples in Germany Does Not Prevent Women from Working
Abstract: It can be shown that job splitting serves to create horizontal tax justice. The article examines to what extent the splitting sys-
tem prevents a woman from taking up gainful employment or increasing her working hours. The result shows that the splitting procedure 
itself corresponds to the neutrality of the legislator towards the private decisions of couples about their division of labour. Its abolition, 
on the other hand, serves to promote a certain life model and violates the principle of horizontal justice.

eine Auszeit gönnt, um dessen Burnout vorzubeugen, um 
ihm eine Weiterbildung oder Umschulung zu ermöglichen 
oder um sich vorübergehend einem Ehrenamt oder der 
Sorge um Angehörige zu widmen? Ist die gegenseitige 
Unterstützung nur noch unter der Bedingung erwünscht, 
dass beide Partner gleich hohe Summen zum gemeinsa-
men Haushalt beisteuern?

Fazit

Das Splitting erscheint für Paare angemessen, bei denen 
das Leitbild einer Erwerbs- und Verbrauchsgemeinschaft 
passt und die entsprechend die Zusammenveranlagung 
wählen. Es erscheint konsequent, wenn sich der Gesetz-
geber nicht in die innerhalb dieser Lebensgemeinschaft 
stattfi ndende Entscheidung bezüglich der vorübergehen-
den oder dauerhaften Teilung der Erwerbs- und Care-Ar-
beit einmischen möchte. Sofern dann eine Besteuerung 
nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit angestrebt wird, 
ermöglicht erst das Splittingverfahren horizontale Steuer-
gerechtigkeit sowohl gegenüber Paaren mit anderer Ar-
beitsteilung als auch gegenüber verheirateten oder nicht 
verheirateten Paaren mit der Möglichkeit der vertragli-
chen Gestaltung von Einkommen.

Das Splittingverfahren hindert Frauen nicht an der Auf-
nahme einer Erwerbsarbeit oder der Ausdehnung ihrer 
Arbeitszeit, wenn diese eine Erwerbsarbeit aufnehmen 
oder ihre Arbeitszeit ausdehnen wollen. Die Aufnahme 
oder Ausdehnung der Frauen-Erwerbsarbeit führt in kei-
ner Konstellation aufgrund des Splittings zu geringeren 
verfügbaren Einkommen. Das Splittingverfahren steht 
insofern auch keinem Paar im Wege, das eine gleichbe-
rechtigte Ehe oder Partnerschaft leben möchte.

Umgekehrt steht das Splitting denjenigen im Wege, die 
Frauen und Paare mithilfe von steuerlichen Anreizen in die 
Richtung einer gleichmäßigen Einkommenserzielung len-
ken möchten oder, spezifi scher noch, eine höhere Frauen-
erwerbsbeteiligung anstreben und dafür Verletzungen der 
horizontalen Steuergerechtigkeit hinzunehmen bereit sind. 
Man kann darüber streiten, ob das unseren Normen und 
Idealen entspricht, verfassungsrechtlich unbedenklich ist, 
politisch durchsetzbar erscheint etc. Zusätzlich wäre wohl 
zu prüfen, ob es kein geeigneteres Mittel gäbe, ähnlich 
starke Anreizeff ekte zu erzielen ohne ähnlich hohe Kollate-
ralschäden in Kauf nehmen zu müssen. Der Fairness halber 
muss man aber vor allem in einer transparent zu führenden 
Debatte zunächst verständlich erklären, wie sich die Lage 
darstellt und wer eigentlich warum welche Ziele verfolgt.
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Die Nachfrage nach umweltfreundlichen Produkten und 
Dienstleistungen beeinfl usst ihr Angebot. Eine zuneh-
mende Nachfrage nach umweltfreundlichen Produkten 
und Dienstleistungen vergrößert ihren Absatzmarkt und 
erhöht damit die Möglichkeit von Unternehmen größere 
Mengen der Produkte und Dienstleistungen abzuset-
zen und ihre Preise zu erhöhen. Diese zusätzlichen Ge-
winnmöglichkeiten generieren Anreize für Unternehmen 
vermehrt in die Entwicklung und Adaption von umwelt-
freundlichen Produkten und Dienstleistungen zu investie-
ren (Horbach et al., 2012; Krieger und Zipperer, 2022).

Die Nachfrage der öff entlichen Hand in Deutschland be-
trägt etwa 500 Mrd. Euro und umfasst damit rund 14 % 
der aktuellen deutschen Wirtschaftsleistung. Diese 
Nachfrage kann genutzt werden, um die Einführung um-

weltfreundlicher Produkte und Dienstleistungen im Rah-
men der vom Gesetzgeber angelegten Möglichkeiten der 
Umweltfreundlichen Öff entlichen Beschaff ung1 zu unter-
stützen (BMUV, 2022).2

Innerhalb der Vergabephase öff entlicher Ausschreibung 
erlaubt die Umweltfreundliche Öff entliche Beschaff ung 
die Verwendung zusätzlicher umweltbezogener Kriteri-
en neben dem Preis eines Produkts oder einer Dienst-
leistung. Diese verstärken die Anreize von Unternehmen 
in umweltfreundliche Produkte und Dienstleistungen zu 

1 Umweltfreundliche Öff entliche Beschaff ung beschreibt die Beschaf-
fung von Produkten und Dienstleistungen, die während ihrer Produk-
tion, Nutzung und Entsorgung insgesamt weniger Umweltschäden 
erzeugen als alternative Produkte und Dienstleistungen mit derselben 
Hauptfunktion (EU-Kommission, 2008).

2 Die Umsetzung der Umweltfreundlichen Öff entlichen Beschaff ung in 
Deutschland ist innerhalb §97 Abs. 3 GWB, § 2 Abs. 3 UVgO, §45 KrWG 
und dem aktuellen Bundesklimaschutzgesetz geregelt. Auch durch 
den EuGH wurde die Rechtmäßigkeit umweltfreundlicher Beschaf-
fungspraktiken mehrfach bestätigt (z. B. Case C-448/01 und C-513/99).
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Kasten 1
Beispiele zur Umweltfreundlichen Öff entlichen Beschaff ung

Beispiel 1: Energieeffi  ziente Monitore – Landkreis Hameln-Pyrmont, Deutschland

2012 wurde bei der Beschaff ung von 220 Monitoren durch den Landkreis Hameln-Pyrmont die Energieeffi  zienz als zusätzliches 
Kriterium hinzugezogen. Hierzu wurde nicht nur der Anschaff ungspreis, sondern auch der Stromverbrauch der Monitore über ei-
ne Nutzungsdauer von vier Jahren berücksichtigt. Zudem wurde die Erfüllung weiterer Energieeffi  zienzstandards gefordert (z. B. 
TCO 5, Energy Star) (Umweltbundesamt, 2022).

Beispiel 2: Umweltfreundliche Büromöbel – Landeshauptstadt Stuttgart, Deutschland

2020 hat die Landeshauptstadt Stuttgart eine Rahmenvereinbarung für die Lieferung von Büromöbeln auf Basis einer Ausschrei-
bung mit einer Vertragslaufzeit von vier Jahren abgeschlossen. Neben den Anschaff ungspreis wurde eine Mehrzahl an Umwelt-
zertifi katen von den Möbelanbietenden verlangt (z. B. Blauer Engel, PEVF, FSC), Holzoberfl ächen durften nur mit formaldehydfrei-
en Lacken behandelt sein und das Vorhandensein eines Qualitäts- und Umweltmanagementsystem gemäß gängiger Standards 
war verpfl ichtend (Umweltbundesamt, 2022).

Beispiel 3: Ökostrom – Gemeinde Herrsching, Deutschland

2009 hat die Gemeinde Herrsching entschieden, ihre Liegenschaften und Straßenbeleuchtung mit ökologischen Strom zu versor-
gen. Das Volumen ihrer nachgefragten Stromlieferung lag bei ca. 1.409.000 kWh pro Jahr. Ihre regelmäßigen Ausschreibungen 
zur Suche eines stromanbietenden Unternehmens umfassen eine Vielzahl an Kriterien. Beispielsweise wird eine 100 %ige Liefe-
rung von Strom aus regenerativen Energien, die umweltverträgliche Lage der Erzeugungsstätten, das Alter und die Effi  zienz der 
Erzeugungsstätten und das Einhalten der Erneuerbaren-Energie-Richtlinie der EU gefordert (Umweltbundesamt, 2022).

investieren, indem sie die Wahrscheinlichkeit umwelt-
freundlicher Unternehmen erhöht, Beschaff ungsauf-
träge der öff entlichen Hand zu gewinnen (Krieger und 
Zipperer, 2022).

Bedeutung einer Umweltfreundlichen Öff entlichen 

Beschaff ung

Die Umweltfreundliche Öff entliche Beschaff ung ist natio-
nal und international zunehmend in den politischen Fokus 
gerückt. Beispielsweise wurde sie zu einem Teilziel der 
Nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten Nationen 
(VN, 2022) und die EU diskutierte sie innerhalb des Euro-
pean Green Deals (Pouikli, 2021). Auch zeigt eine zuneh-
mende Zahl an Forschungsarbeiten den positiven Eff ekt 
Umweltfreundlicher Öff entlicher Beschaff ung erstens auf 
die Einführung umweltfreundlicher Produkte, Produkti-
onsprozesse und Technologien durch Unternehmen (Ca-
ravella und Crespi, 2020; Krieger und Zipperer, 2022; Or-
satti et al., 2020; Stojčić et al., 2020) sowie zweitens auf 
verschiedene Umweltmaße, wie z. B. die Höhe der Emissi-
on in den Niederlanden (Rietbergen und Blok, 2013), oder 
der Verbreitung ökologischer Landwirtschaft in Schwe-
den (Lindström et al., 2020).

Trotz der zunehmenden Bedeutung der Umweltfreundli-
chen Öff entlichen Beschaff ung (vgl. Kasten 1) lag ihr An-
teil an der Zahl aller ökonomisch relevanten Ausschrei-
bungen innerhalb Deutschlands 2015 bei lediglich 2,4 % 
(Chiappinelli und Zipperer, 2017). Des Weiteren verwen-
deten nach einer Umfrage des DIW Berlin von deutschen 
öff entlichen Beschaff enden aus dem Jahr 2019 rund 20 % 
der Befragten keinerlei Praktiken der umweltfreundlichen 
Beschaff ung innerhalb ihrer Vergabeprozesse in den ver-
gangenen drei Jahren und die relative Mehrheit von über 
30 % der Befragten verwendete sie lediglich in bis zu 10 % 
ihrer Vergabeprozesse (Chiappinelli et al., 2019).

Hindernisse in der Umsetzung Umweltfreundlicher 

Öff entlicher Beschaff ung

Die Befragung des DIW Berlin zeigt, dass die möglichen 
Hindernisse einer Umweltfreundlichen Öff entlichen Be-
schaff ung vielfältig sind. Beispiele sind erstens die Kom-
plexität von Umweltkriterien adäquat in Ausschreibungen 
zu berücksichtigen, zweitens die Schwierigkeit die Ein-
haltung der geforderten Umweltkriterien zu überprüfen, 
drittens ein Mangel an Expertise der Beschaff enden, 
viertens erhöhte Anschaff ungspreise, fünftens ein verrin-
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gerter Wettbewerb, sechstens ein höherer zeitlicher Auf-
wand, oder siebtens eine geringere Rechtssicherheit des 
Verfahrens.3 Die relevantesten Hindernisse waren laut der 
Befragung die zunehmende Komplexität der Verfahren 
und die fehlende Expertise der Beschaff enden (Chiappi-
nelli et al., 2019). Über 60 % der Befragten sahen häufi g/
immer die hohe Komplexität umweltfreundlicher Aspekte 
und den Mangel an Expertise oder Ausbildung als Haupt-
gründe für die geringe Nutzung von Umweltaspekten in-
nerhalb ihrer Ausschreibungen.

People-Public-Private-Partnerships in der 

Öff entlichen Beschaff ung

Public-Private-Partnerships sind Kooperationen öff ent-
licher Einrichtungen und privatwirtschaftlicher Unter-
nehmen zum Planen und Umsetzen zuvor allein staatlich 
erbrachten öff entlichen Leistungen (BMZ, 2022). People-
Public-Private-Partnerships erweitern diesen Ansatz mit 
dem Einbezug der engagierten Bevölkerung in den Be-
schaff ungsprozess (Majamaa, 2008; Ng et al., 2013).

Nach Torvinen und Ulkuniemi (2016) bieten die Ansätze 
der People-Public-Private-Partnerships insbesondere 
für die Verbesserung des Prozesses der Öff entlichen Be-
schaff ung Potenzial (vgl. auch Kasten 2). In vielen Fällen 
stellt die Bevölkerung den Endnutzenden der zu beschaf-

3 Bezüglich des Anschaff ungspreises ist zu beachten, dass die Le-
benszykluskosten beschaff ter Produkte und Dienstleistungen mit 
Umweltkriterien in vielen Fällen das Potenzial haben, geringer zu sein 
als die Kosten beschaff ter Produkte und Dienstleistungen ohne Um-
weltkriterien (EU-Kommission, 2022).

fenden Produkte und Dienstleistungen der öff entlichen 
Hand dar, weshalb sie eine größere Expertise bezüglich 
ihrer notwendigen/gewünschten Funktionalitäten aufwei-
sen können als öff entlich Beschaff ende oder Produkt- 
und Dienstleistungsanbietende. Aus diesem Grund kann 
ihre Beteiligung am Beschaff ungsprozess Lücken in der 
Expertise von Beschaff enden und Anbietenden ausglei-
chen und damit zu einer größeren Nutzerzufriedenheit 
führen. Diese höhere Zufriedenheit wiederum kann den 
nachträglichen Anpassungsbedarf der beschaff ten Pro-
dukte und Dienstleistungen verringern und die Zahlungs-
bereitschaft der Endnutzenden für die angebotenen Pro-
dukte und Dienstleistungen erhöhen. Auch ist es möglich, 
dass der frühzeitige Einbezug der engagierten Bevölke-
rung das Potenzial für die Ablehnung öff entlicher Projekte 
durch die Bevölkerung reduziert, indem die miteingebun-
denen Personen ihre positive Wahrnehmung des Projekts 
an nicht-eingebundene, jedoch trotzdem vom Projekt be-
troff ene Personen kommunizieren. Ebenso hat allein die 
Kommunikation zwischen Beschaff enden und der Öff ent-
lichkeit bereits das Potenzial wechselseitiges Verständnis 
aufzubauen. Higgs et al. (2008) zeigen beispielsweise, 
dass die partizipative Komponente des Prozesses zu ei-
nem höheren Maß an Transparenz und Verantwortlichkeit 
von öff entlichen Beschaff enden führt.

Das von Torvinen und Ulkuniemi (2016) entwickelte Mo-
del zeigt, dass sich die Rollen von Beschaff enden und 
Anbietenden innerhalb der öff entlichen Beschaff ung als 
Folge des Einbezugs der engagierten Bevölkerung ver-
ändern. Anbietende und Beschaff ende stehen weiterhin 
innerhalb eines vertraglichen Verhältnisses zueinander, 

Kasten 2
Beispiel zur People-Public-Private-Partnerships

Beispiel: Besser angelegte Schulgebäude - Oulu, Finnland

Innerhalb ihrer Fallstudie betrachten Torvinen und Ulkuniemi (2016) die gemeinsame Beschaff ung von rund 15.000 Quadrat-
metern Grundstückfl äche, zwei Schulgebäuden und einem Kindergarten durch die Stadt Oulu. Die Ausschreibung überträgt 
die Verantwortung für Planung, Bau, Finanzierung und Instandhaltung der Immobilien an das gewinnende Unternehmen. Die 
beschaff ende Stadt mietet die Immobilien bis 2039 und erhält das Recht zu diesem Zeitpunkt die Immobilien zu erwerben. In 
allen Treff en der Beschaff enden und (potenziellen) Anbietenden war mindestens eine zukünftige schul-/kindergartenangehörige 
Person anwesend und hatte die Möglichkeit Beiträge einzubringen. Außerdem wurden durch die direkt eingebundenen Ange-
hörigen selbstständig weitere Treff en mit nicht-eingebundenen Angehörigen zur Diskussion des Beschaff ungsauftrags organi-
siert. Zuletzt wurden Schul-/Kindergartenangehörigen Baupläne und ähnliche Informationen zum Vergabeprojekt zur Verfügung 
gestellt. Als Folge der Beiträge der Schul-/Kindergartenangehörigen wurde unter anderem eine gemeinsame Nutzung der Ge-
bäudeaußenbereiche eingerichtet, um Kollaborationen zwischen den verschiedenen Einrichtungen zu erleichtern und innovative 
pädagogische Methoden einzuführen.
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indem Beschaff ende ihre Aufträge formulieren, verge-
ben, und ihre Erfüllung durch das anbietende Unterneh-
men kontrollieren. Allerdings nehmen die Beschaff enden 
durch den Einbezug der engagierten Bevölkerung auch 
die Rolle von Moderierenden ein. Demnach ist es ins-
besondere ihre Aufgabe die Kommunikation zwischen 
allen drei Parteien, sprich Anbietenden, der engagierten 
Bevölkerung und ihnen selbst, sicherzustellen. Diese 
Aufgabe beinhaltet erstens das Anbieten von Kommu-
nikationsplattformen, wie beispielsweise Workshops, 
Foren und E-Mailkommunikation, zweitens die Bereit-
stellung von Informationsmaterial für Anbietende und 
Endnutzer:innen, wie beispielsweise einen Entwurf der 
Ausschreibung oder Angebotsskizzen potenzieller Liefe-
ranten, und drittens das Herbeiführen eines konstrukti-
ven Dialogs durch eine aktive Moderation.

People-Public-Private-Partnerships in der 

Umweltfreundlichen Öff entliche Beschaff ung

Im Rahmen des Schulwettbewerbs „YES! Young Econo-
mic Summit“ hat das Team des St. Raphael Gymnasiums 
Heidelberg die Umweltfreundlichen Öff entlichen Beschaf-
fung analysiert und einen Ansatz zu ihrer Verbesserung 
durch die Nutzung von People-Public-Private-Partner-
ships entwickelt. Insbesondere im Bereich der umwelt-
freundlichen Beschaff ung besteht großes Potenzial für 
diesen Ansatz. Dies zeigt sich beispielsweise anhand des 
verbreiteten Wunschs der Bevölkerung nach einem Staat, 
der klimafreundliche Produkte und Technologien fördert. 
Eine Repräsentativumfrage des Umweltbundesamtes 
(2020) fi ndet, dass 94 % der Befragten sich den Staat als 
Förderer klimafreundlicher Produkte und Technologien 
wünschen. Demgegenüber steht die zuvor dargelegte 
zurückhaltende Nutzung von Umweltaspekten innerhalb 
öff entlicher Ausschreibungen.

Der große Anteil der an Umweltfreundlichkeit interes-
sierten Bevölkerung kann zum Prozess der Umwelt-
freundlichen Öff entlichen Beschaff ung beitragen. Die 
Expertise der engagierten Bevölkerung zu Umweltthe-
men wird innerhalb von People-Public-Private-Part-
nerships genutzt, um den Beschaff enden ihre Wahl an 
Umweltkriterien zu erleichtern. Des Weiteren hat nach 
Chiappinelli et al. (2019) die Übermittlung politischer 
Forderungen und Ziele einen positiven Einfl uss auf die 
Implementation umweltfreundlicher öff entlicher Be-
schaff ung. Beides ist mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit innerhalb der engagierten Bevölkerung vorhanden. 
Zudem kann der frühzeitige Dialog mit der engagierten 
Bevölkerung das Risiko einer Ablehnung von Beschaf-
fungsprojekten aus Umweltgründen vermindern. Bei-
spiele solcher Ablehnungen aus Umweltgründen neh-
men weltweit zu (Adedoyin et al., 2020).

Perspektiven – Pilotprojekte einführen und 

Hindernisse erkennen

Das größte Hindernis in der Kombination der Umwelt-
freundlichen Öff entlichen Beschaff ung und People-Public-
Private-Partnerships ist das Fehlen ausreichender For-
schung zu diesem Thema. Daher ist die Implementation 
von Pilotprojekten zu People-Public-Private-Partnerships, 
ähnlich zu den bestehenden Projekten zur Public-Private-
Partnership (IHK Schleswig-Holstein, 2022; Partnerschaft 
Deutschland, 2022), der natürliche nächste Schritt.

Allerdings sind weitere Hindernisse absehbar. Zuerst wird 
eine Einführung von People-Public-Private-Partnerships in 
den bestehenden Strukturen der öff entlichen Beschaff ung 
eine Herausforderung (Thomas, 2013). Des Weiteren erfor-
dert die Moderation zwischen Anbietenden und der enga-
gierten Bevölkerung eine Expertise, die bisher wenig in der 
Ausbildung öff entlicher Beschaff ender behandelt wurde. 
Jedoch kann langfristig gesehen eine einmalige Ausbil-
dung innerhalb der Moderation effi  zienter sein als regelmä-
ßige Weiterbildungen zu der Implementation verschiedener 
Beschaff ungskriterien. Auch könnten der Mehraufwand 
durch die Beteiligung der Bevölkerung die Ressourcen 
insbesondere kleinerer und bereits jetzt stark ausgelaste-
ter Beschaff ungsbüros herausfordern (Chiappinelli et al., 
2019). Außerdem ist es möglich, dass der Aufwand einer 
Beteiligung für Beschaff ungsaufträge mit geringem Volu-
men größer ist als die Vorteile einer Bürgerbeteiligung. Aus 
diesem Grund könnte sich für kleinere, häufi g auftauchen-
de Beschaff ungsaufträge eine weitere Bewerbung der be-
reits existierenden Hilfsmaterialien zur Umweltfreundlichen 
Öff entliche Beschaff ung anbieten, wie beispielsweise die 
des Umweltbundesamtes (2022). Für Beschaff ungspro-
jekte mit signifi kanter ökonomischer Relevanz und gesell-
schaftlichem Interesse, die beide eine aktive Beteiligung 
der Bevölkerung fördern, könnte sich jedoch die Kombina-
tion der Umweltfreundlichen Öff entlichen Beschaff ung und 
People-Public-Private-Partnerships rentieren.
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Die Nachrichten in den vergangenen Wochen machen Hoff -
nung: Die Gasspeicher sind voll, noch dazu verbrauchen 
Haushalte und Unternehmen deutlich weniger Energie als 
im Vorjahr, und die Börsenpreise für Strom und Gas geben 
erkennbar nach. Viele Beobachter:innen sehen den Scheitel-
punkt der Teuerungswelle schon gekommen. Als erstes Indiz 
wird angeführt, dass die Erzeugerpreise im Oktober 2022 
gegenüber dem Vormonat bereits rückläufi g waren. Auch die 
Infl ation, also der Anstieg der Verbraucherpreise gegenüber 
dem Vorjahr, hat im November etwas nachgelassen. Aller-
dings kann dies auch eine Momentaufnahme sein, die allein 
über die Entwicklung der Energiepreise bestimmt ist. Denn 
der Anstieg der Erzeugerpreise ist in vielen anderen Wirt-
schaftszweigen noch längst nicht vorüber. Die wegen der 
Coronakrise gestörten Lieferketten funktionieren keinesfalls 
wieder reibungslos. Unternehmen werden weiterhin versu-
chen, die gestiegenen Kosten an ihre Kund:innen durchzu-
reichen – der Infl ationsdruck dürfte entlang der Wertschöp-
fungskette erst allmählich nachlassen. Der Scheitelpunkt der 
Infl ation ohne Energie liegt wahrscheinlich noch vor uns.

Energie und Rohstoff preise treiben die Teuerung

Seit der Wiedervereinigung sind die Verbraucherpreise in 
Deutschland im Durchschnitt um 1,7 % gestiegen. Erst im 

Nachgang der Coronakrise und mit Ausbruch des Kriegs in 
der Ukraine legte die Teuerung teils rasant zu – seit diesem 
Herbst sogar mit zweistelligen Raten. Die Ursachen liegen im 
Wesentlichen in der Teuerung von Energie- und Nahrungs-
mitteln. Veranschaulichen lässt sich dies am Beispiel von vier 
Gütern dieser Kategorien: Sie tragen maßgeblich zur jetzigen 
Entwicklung bei, sind aber vor 2021 teils aufgrund ihres teils 
geringen Konsumanteils, teils wegen der geringen Volatilität 
– kaum ins Gewicht gefallen (vgl. Abbildung 1).

Bei dem ersten Gut handelt es sich um Erdgas: Monate 
vor der militärischen Eskalation hat Russland begonnen, 
die Gaslieferungen nach Deutschland zu reduzieren. Dies 
hat den jahrelang stabilen Gaspreis bereits ab Herbst 2021 
kräftig angeschoben. Ähnliches kann für den Ölpreis beob-
achtet werden. Die Heizkosten sind seit 2021 bei Gas um 
77 % bzw. bei Öl um 107 % in die Höhe geschossen. Der 
Ölpreis überträgt sich zudem rasch und im Gleichschritt 
auf die Kraftstoff preise. Diese liegen noch um etwa die 
Hälfte höher als ein Jahr zuvor. Mit einer Rückkehr auf das 
Preisniveau der Vorjahre ist sobald allerdings nicht zu rech-
nen. Gerade das Gas – dies bestätigen auch die Markt-
erwartungen, die in den Energie-Futures zum Ausdruck 
kommen – wird deutlich teurer bleiben. Die Futures signali-
sieren allmählich sinkende Preise, was auch zu den jüngst 
gesunkenen Teuerungsraten der Energiekomponenten bei 
den Erzeuger- wie auch Verbraucherpreisindizes passt.

Ähnliche Entwicklungen zeigen sich bei Nahrungsmitteln: 
Die Preise für Speisefette und -öle spiegeln den Preisauf-
trieb besonders deutlich wider. Weil sie zu einem guten 
Teil aus den wichtigen Agrarrohstoffl  ändern Ukraine und 
Russland eingeführt werden, haben Knappheitserwar-
tungen die Weltmarktpreise angefacht. Dabei spielt aller-
dings das Angebot eine noch untergeordnete Rolle – die 
eingeführte Tonnage ist bislang deutlich höher als im Vor-
jahr; off enbar stocken aber viele Produzenten aus Sorge 
vor Lieferengpässen ihre Vorräte auf und nehmen dabei 
auch höhere Preise in Kauf. Die Preisentwicklung der 
überwiegenden Mehrheit der übrigen Güter deckt sich 
weitgehend mit der allmählich anziehenden Kerninfl ation. 

Dies zeigt, dass ein großer Teil der Infl ation wohl dann 
verpuff en wird, wenn sich die Energiepreise beruhigen. 
Gleichwohl deutet die weiter steigende Kerninfl ation – im 
November dürfte sie, anders als die gesamte Teuerung, 
zugenommen haben – auf eine erhebliche Kostenwelle ent-
lang der Produktionsketten hin, die sich auch in den kom-
menden Monaten weiter fortsetzen wird. Vorboten hierfür 
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Abbildung 1
Teuerung aus Sicht der Verbraucher:innen

Linien: Änderung gegenüber Vorjahr in %, Balken: in Prozentpunkten.

Quelle: Statistisches Bundesamt (Werte bis Oktober 2022, vorläufi ge Zahlen 
für Infl ation und Energieindex für November 2022), eigene Berechnungen.

Abbildung 2
Teuerung aus Sicht der Produzenten, inklusive 

Prognose

Erzeugerpreisindex, 2015=100

Quartalsdurchschnitte; Prognose ab November 2022.

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.sind die Erzeugerpreise, die im Sommer 2022 insgesamt 
um fast die Hälfte höher lagen als 2021. Betroff en waren 
vor allem energie- und insbesondere gasintensive Berei-
che, wie die Gasförderung, Raffi  nerien, die Stromerzeu-
gung und die chemische Industrie. Die Preissteigerungen 
setzen sich jetzt in Zweit- und Drittrundeneff ekten fort: Ge-
trieben von den steigenden Vorleistungskosten ziehen die 
anderen Bereiche bei den Preisen mehr und mehr nach.

Teuerungswelle ebbt voraussichtlich erst 2024 ab

Dies spricht für vorerst auf breiter Basis weiter steigende 
Preise auf der Verbraucherstufe. Die Frage ist, wann die-
se Teuerungswelle insgesamt bricht, d. h. wann auch die 
Kerninfl ation wieder zurückgeht. Um dies zu bestimmen, 
wird auf die derzeit dominierende Kraft der Erzeuger-
preisentwicklung abgestellt: Ausgehend von den Futures-
Kursen für Erdöl und Erdgas wird geschätzt, wie sich die 
Energiepreise in den kommenden Quartalen auf die Er-
zeugerpreise auswirken und diese wiederum mit der Kern-
rate der Verbraucherpreisentwicklung zusammenhängen.1

Der Gas-Futures-Markt signalisiert für das Winterhalbjahr 
2022/2023 noch anhaltend hohe Notierungen, im Sommer 
einen leichten Rückgang auf ein immer noch erhöhtes Pla-
teau und erst ab dem Jahreswechsel 2023/2024 eine deut-
liche Entspannung bei den Gaspreisen. Das Prognosemo-
dell ergibt dementsprechend zunächst weiter zulegende 
Erzeugerpreise – die energieintensivsten Branchen werden 
sogar noch bis in den Spätsommer kommenden Jahres ih-

1 Dieses Vorgehen stellt primär auf die direkten Eff ekte der Energie-
preise ab (Michelsen und Junker, 2022). Durch eine hinreichend 
lange Lagstruktur wird den wechselseitigen Wirkungen entlang der 
Wertschöpfungskette Rechnung getragen: Kostenschübe durch die 
Teuerung von Vorleistungen werden berücksichtigt, soweit sie auf die 
Energiepreise zurückzuführen sind, nicht aber darüber hinausgehen-
de Preisanstiege auf vorgelagerten Produktionsstufen.

re gestiegenen Kosten weiterreichen (vgl. Abbildung 2). Für 
die Verbraucher:innen bedeutet das nichts Gutes: Steigen-
de Erzeugerpreise kommen, durchschnittlich bis zu einem 
Jahr verzögert, auch bei ihnen an. Die Kernrate könnte mit 
gut 6,5 % ihren Zenit zwar jüngst erreicht haben – allerdings 
wird sie gemäß dem Prognosemodell auf diesem hohen Ni-
veau noch bis in den Spätsommer 2023 verharren (vgl. Ab-
bildung 3). Erst danach ist mit einem Rückgang der Kern-
rate zu rechnen. Im Jahresdurchschnitt klettert sie damit 
noch einmal um rund 1 ¼ Prozentpunkte höher, auf dann 
etwa 6 % im Jahr 2023. Auch die Infl ationsrate, die bereits 
2022 satte 8 % verzeichnen dürfte, wird mit 8,8 % im Jahr 
2023 ein Allzeithoch erreichen. In den folgenden Jahren 
schlägt sich dann der Rückgang der Energiepreise nieder – 
die Infl ation dürfte unter diesen Vorzeichen nur noch leicht 
positiv sein und dann 2025 sogar deutlich negativ ausfallen. 
Das bedeutet allerdings nicht, dass das Preisniveau wieder 
auf das von vor dem Krieg zurückkehrt: Im Gegenteil – es 
dürfte dauerhaft einen sichtbaren Niveausprung halten.

Was die Geldpolitik tun kann

Und was tut die Europäische Zentralbank angesichts 
dieses Ausblicks? Wenig, könnte man meinen: In den 
vergangenen Monaten wurden die Leitzinsen zwar um 
2 Prozentpunkte angehoben und die Anleihekaufpro-
gramme werden nicht mehr ausgeweitet. Gemessen an 
der historisch hohen Infl ationsrate in Deutschland wie im 
Euroraum mag man die Geldpolitik aber durchaus noch 
als expansiv bezeichnen. Versagt die Zentralbank also in 
ihrem Bemühen, Preisniveaustabilität zu gewährleisten – 
oder vielmehr: wiederherzustellen? Ein solches Urteil ist 
unangebracht: Die Spielräume der Geldpolitik, den im 
Wesentlichen durch äußere Einfl üsse bedingten Anstieg 
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Title: Peak Infl ation: Has the Infl ation Wave Been Broken?
Abstract: The slight slowdown of consumer price infl ation in Germany in November does not yet constitute the beginning of lower infl a-
tion rates. Even though energy prices are dragging infl ation, producer prices have drastically increased in the past year. Our estimates 
indicate that infl ation rates will remain close to current levels until the end of 2023 and decrease only in 2024. Given the current fragile 
economic situation, restrictive monetary policy is not recommended. Rather, central banks should act attentively to prevent raising infl a-
tion expectations. 

der Infl ation in Schach zu halten, sind überschaubar. Zwar 
könnte die Zentralbank durch eine restriktivere Geldpolitik 
den Außenwert des Euro stärken und so den Anstieg der 
in Euro ausgedrückten Preise von Importgütern dämpfen. 
Aber der Euro liegt derzeit gegenüber dem US-Dollar we-
niger als 10 % unter seinem Vorjahreswert; gemessen am 
eff ektiven Wechselkurs ist der Außenwert des Euro sogar 
nur um knapp 2 % gesunken. Der darauf zurückgehende 
Anstieg der Konsumentenpreise ist entsprechend gering 
– überschlägig dürfte dieser Einfl uss weit weniger als 1 
Prozentpunkt ausmachen. Die zweite Möglichkeit für die 
Zentralbank, auf die Infl ation Einfl uss zu nehmen, besteht 
darin, durch Zinsanhebungen die Konjunktur zu dämpfen. 
Eine überausgelastete Wirtschaft geht in der Regel mit 
höherer Preisdynamik einher – aber von Überauslastung 
kann in der aktuellen Situation kaum die Rede sein.

So bleibt der Zentralbank wenig mehr als abzuwarten, bis 
der Anstieg der Energiepreise an Einfl uss verliert – man 
bedenke, dass die Infl ationsrate die Preisveränderungen
gegenüber dem Vorjahr abbildet – und darauf hinzuwirken, 
dass die hohe Infl ation sich nicht in steigenden Infl ations-
erwartungen niederschlägt. Steigen nämlich die Infl ations-
erwartungen, so kann dies zu höheren Lohnabschlüssen 
und damit weiter steigenden Kosten für die Unternehmen 
führen, die dann ihrerseits zu steigenden Preisen führen 
– eine ursprünglich temporär hohe Infl ation kann sich so 
verstetigen. Bislang gibt es für eine solche Lohn-Preis-
Spirale keine nennenswerten Anzeichen. Zwar wird in der 

anlaufenden Tarifrunde 2023 von den Gewerkschaften 
vielfach ein Reallohnausgleich – also ein Anstieg der Löh-
ne im Gleichschritt mit den Preisen – gefordert. Die Erfah-
rung zeigt aber, dass es in den Verhandlungen zu deutlich 
niedrigeren Abschlüssen kommen wird und die Kaufkraft-
verluste oftmals auch über Einmalzahlungen ausgeglichen 
werden – ein auch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht sinn-
volles Vorgehen, weil sich die Infl ation so nicht verstetigt. 
Die historische Evidenz (Alvarez et al., 2022) spricht au-
ßerdem nicht unbedingt dafür, dass infl ationsgetriebene 
Lohnsteigerungen ihrerseits zu nennenswerten Preisstei-
gerungen führen; die Gefahr einer Verstetigung der hohen 
Infl ationsraten ist daher derzeit eher gering.

Gleichwohl ist die Finanzpolitik gefragt, die mit den hohen 
Preissteigerungen einhergehenden sozialen Härten aus-
zugleichen. Auf nationaler Ebene ist in dieser Hinsicht in 
den vergangenen Monaten einiges passiert. Mit den Ent-
lastungspaketen der Bundesregierung – darin jüngst etwa 
die Dezember-Soforthilfe oder die Energiepreispauschale 
– wurden zuletzt weitere Milliardensummen in die Hand 
genommen, um die Haushalte zu entlasten. Besonders 
treff sicher sind diese Maßnahmen indes nicht, profi tie-
ren davon doch auch Menschen, die die gestiegenen Le-
benshaltungskosten ohne weiteres auch selbst stemmen 
könnten. Eine Entlastung der gesamten Bevölkerung von 
den Folgen der Krise kann aber nicht Aufgabe der Politik 
sein (Boysen-Hogrefe, 2022) – irgendjemand muss den 
gesamtwirtschaftlichen Kaufkraftverlust, der mit dem 
Preisanstieg bei importierter Energie einhergeht, eben 
schultern. So hätte man sich eine etwas zielgerichtetere 
Politik gewünscht, die insbesondere den einkommens-
schwachen Haushalten unter die Arme greift, bis die Infl a-
tionswelle durch das Land geschwappt ist.
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Abbildung 3
Verbraucherpreise (linke Achse) und 

Produzentenpreise (rechte Achse)

Veränderung gegenüber dem Vorjahreszeitraum in %; Prognose ab 11/2022

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.
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Abbildung 1
Deutsche Verbraucherpreise und Zinssätze der EZB 

und Fed

Vor 2020 schien Infl ation zumindest in den OECD-Staaten 
kaum noch ein Problem zu sein. Trotz der niedrigen Refi -
nanzierungszinssätze der wichtigsten Zentralbanken rund 
um den Globus waren die Infl ationsraten gering und zu-
meist in der Nähe der von den Zentralbanken angestrebten 
Zielwerte. Nur zwei Jahre später schießen die Infl ations-
raten in vielen Ländern in die Höhe, so auch in Deutsch-
land. Bereits seit Mitte 2021 steigen die Verbraucherpreise 
stetig an (vgl. Abbildung 1). Nach Berechnungen des Sta-
tistischen Bundesamtes wuchs das Preisniveau im Okto-
ber um 10,4 % gegenüber dem Vorjahresmonat und nahm 
damit gegenüber September 2021 noch einmal leicht zu. 
Derartige Infl ationsraten hat Deutschland seit dem 2. Welt-
krieg nicht mehr erlebt. Die beiden primären Auslöser die-
ser Entwicklung sind zwei einschneidende Krisenereignis-
se: die COVID-19-Pandemie und der Überfall Russlands 
auf die Ukraine und die hiermit verbundenen Handelsbe-
einträchtigungen und Sanktionen (Berlemann et al., 2022).

COVID-19

In vielen Ländern haben die Beeinträchtigungen durch 
COVID-19 inzwischen nachgelassen und wirken häufi g nur 
noch in Form erhöhter Krankenstände. Dennoch wirken die 
Eff ekte der Pandemie noch immer nach. So verfolgen ei-
nige Regierungen weiterhin strenge No-COVID-Strategien. 

Teil dieses Umgangs mit COVID-19 sind strikte Lockdowns, 
die das lokale Wirtschaftsleben stark beeinträchtigen. Ins-
besondere im Handel mit China, das nach wie vor auf ei-
ne No-COVID-Politik setzt, gibt es immer noch erhebliche 
Lieferkettenprobleme, die einen Beitrag zur Angebotsver-
knappung und damit auch zur derzeitigen Infl ation liefern.

Überfall Russlands auf die Ukraine

Die Haupttreiber der aktuellen Infl ationsentwicklung sind aber 
die Auswirkungen des Überfalls Russlands auf die Ukraine. 
Bereits zuvor hatten die Rohstoff preise im Zuge der Erholung 
der Weltwirtschaft von der COVID-19-Krise stark angezogen 
(Eurich, 2022) und in der Folge die Erzeugerpreise kräftig in die 
Höhe getrieben (vgl. Abbildung 2). Mit dem Überfall Russlands 
auf die Ukraine perpetuierte sich die Entwicklung der Erzeu-
gerpreise. Dies war vor allem auf die sprunghaft steigenden 
Preisanstiege für Öl und Gas, aber auch für Industrierohstoff e 
wie Aluminium, Nickel und Kupfer zurückzuführen. Bei diesen 
Gütern ist Russland ein bedeutender Anbieter und war oft 
der wichtigste Importpartner Deutschlands. Der Verzicht des 
Kaufs dieser Güter aus Russland (bzw. später die Lieferbe-
schränkungen Russlands) ließen die deutschen Erzeugerprei-
se noch einmal deutlich ansteigen, was sich mit Verzögerung 
auch in den Konsumentenpreisen niederschlug und die Infl a-
tionsrate zuletzt bis über die 10 %-Grenze trieb. So sind mitt-
lerweile auch die Preise für andere Güter (wie Nahrungsmittel, 
aber auch Dienstleistungen) deutlich angestiegen.

Es ist das Mandat der Europäischen Zentralbank (EZB), die 
gemessene Infl ation auf ihrem Zielwert von 2 % zu halten. 
Dieses Mandat gilt auch dann, wenn die Infl ation nicht mo-

Quelle: Statistisches Bundesamt (Destatis).

Abbildung 2
Verbraucher- und Erzeugerpreise

Zinssatz (in %)

2006 2008 2010 2012 2014 2016 2018 2020 2022

zum Vorjahresmonat (in %)
Veränderung Verbraucherpreisindex

Federal Funds Effective Rate
Hauptrefinanzierungssatz (EZB)

Verbraucherpreisindex
Zinsband

10,0

7,5

5,0

2,5

0,0

10,0

7,5

5,0

2,5

0,0

Veränderung zum Vorjahresmonat (in %)

-20

-10

0

10

20

30

40

50

20
00

-0
1

20
00

-0
9

20
01

-0
5

20
02

-0
1

20
02

-0
9

20
03

-0
5

20
04

-0
1

20
04

-0
9

20
05

-0
5

20
06

-0
1

20
06

-0
9

20
07

-0
5

20
08

-0
1

20
08

-0
9

20
09

-0
5

20
10

-0
1

20
10

-0
9

20
11

-0
5

20
12

-0
1

20
12

-0
9

20
13

-0
5

20
14

-0
1

20
14

-0
9

20
15

-0
5

20
16

-0
1

20
16

-0
9

20
17

-0
5

20
18

-0
1

20
18

-0
9

20
19

-0
5

20
20

-0
1

20
20

-0
9

20
21

-0
5

20
22

-0
1

20
22

-0
9

Index der Erzeugerpreise

Verbraucherpreisindex



Wirtschaftsdienst 2022 | 12
980

Ökonomische Trends

Quelle: Eurostat (2022). Stand: 23. November 2022.

Abbildung 3
Veränderung des HVPI zum Vorjahresmonat

netär, sondern vorrangig angebotsseitig bedingt ist, so wie 
es derzeit der Fall ist. Zunächst kann die EZB durch eine 
geeignete Geldpolitik Einfl uss auf die Infl ationserwartungen 
nehmen. Dies ist wichtig, weil die zukünftige Entwicklung 
der Infl ation durch die Infl ationserwartungen mitbeeinfl usst 
wird. So wirken sich die Infl ationserwartungen z. B. auf den 
Konsum, die Lohnforderungen der Arbeitnehmenden und 
die Preissetzung von Unternehmen aus. Verfestigen oder 
erhöhen sich die Infl ationserwartungen, so kann dies zu 
Zweitrundeneff ekten führen und die Infl ation selbst befeu-
ern. Zudem führen schlechtere Refi nanzierungskonditio-
nen zu einer Dämpfung der Nachfrage, was auch bei einer 
angebotsseitig verursachten Infl ation die Preisentwicklung 
abschwächt. Selbst dann, wenn eine Zentralbank ein Ab-
würgen der Konjunktur vermeiden will, kann eine restrikti-
vere Geldpolitik zumindest versuchen, potenziell nachfra-
gesteigernde und damit preistreibende Eff ekte von staatli-
chen Hilfsprogrammen zu konterkarieren.

Während die Federal Reserve Bank (Fed) relativ schnell re-
agierte und die Finanzierungskonditionen der Geschäfts-
banken verschlechterte, reagierte die EZB zunächst gar 
nicht. Die zurückhaltende Reaktion der EZB war vermutlich 
von der Sorge getrieben, durch eine restriktivere Geldpo-
litik Unruhen auf den Immobilienmärkten zu erzeugen, die 
in eine neuerliche Immobilienkrise hätten münden können. 
Immerhin waren während der langen Periode der Niedrig-
zinspolitik der EZB die Häuserpreise erheblich gestiegen 
(Berlemann et al., 2022). Daneben wird die fragile fi nanzielle 
Lage einiger EU-Staaten mit sehr hohen Haushaltsdefi ziten 
eine Rolle gespielt haben. Erst als die Infl ation im Sommer 
bereits deutlich auf zweistellige Raten zulief, begann die 
EZB den Hauptrefi nanzierungssatz zu erhöhen. Nach einer 
Erhöhung des Leitzinses von 0,5 Prozentpunkten im Juli hob 
die EZB den Leitzins im September und Oktober jeweils um 
0,75 Prozentpunkte an. Zinsschritte in dieser Größenord-
nung gab es seit der Einführung des Euro nicht. Off enbar 
ist die EZB nun doch gewillt, die hohen Infl ationsraten im 
Euroraum aktiv zu bekämpfen. Die unterschiedlichen geld-
politischen Maßnahmen der Fed und EZB führten außerdem 
zu einer höheren Nachfrage nach US-Dollar, wodurch der 
US-Dollar aufwertete und der Euro abgeschwächt wurde. 
Da viele Rohstoff e in US-Dollar gehandelt werden, führte 
dies zusätzlich zu steigenden Preisen insbesondere bei im-
portierten Energierohstoff en. In den deutschen Konsumen-
tenpreisen ist noch kein klarer Eff ekt dieser restriktiveren 
Geldpolitik der EZB zu erkennen, was wegen der üblichen 
Wirkungsverzögerungen aber auch nicht überraschend ist.

Infl ationsdiff erentiale in Europa

Da die EZB eine für die gesamte Eurozone adäquate Geld-
politik zu betreiben hat, muss sie sich an der Infl ationsent-
wicklung im Euroraum insgesamt orientieren. Wie Abbildung 

3 illustriert, unterscheiden sich die Infl ationsraten in der Eu-
rozone erheblich. So haben die baltischen Staaten mit Infl a-
tionsraten um die 22 % zu kämpfen, während Frankreich und 
Spanien nur Infl ationsraten um die 7 % aufweisen. In diesen 
Infl ationsdiff erentialen kommt die unterschiedliche Betrof-
fenheit von verschiedenen Rohstoff preiserhöhungen zum 
Ausdruck. Die erhebliche Varianz der Infl ationsraten inner-
halb des Euroraums macht es für die EZB nicht leichter, den 
kontraktiven geldpolitischen Impuls korrekt zu bemessen.

Eine sanfte Hoff nung geht von den jüngsten Nachrichten 
aus dem Statistischen Bundesamt aus. In seiner Pressemit-
teilung vom 21. November dieses Jahres berichtet es von 
einem leichten Rückgang der Erzeugerpreise gewerblicher 
Produkte um 4,2 % im Oktober. Da die Erzeugerpreise übli-
cherweise der Konsumentenpreisentwicklung vorauslaufen, 
mag man dies als Zeichen interpretieren, dass die Konsu-
mentenpreisinfl ation sich ihrem Maximum genähert oder 
es vielleicht sogar schon überschritten hat. Der Preisrück-
gang ist allerdings hauptsächlich durch ein Nachlassen der 
Energiepreise getrieben, die eine hohe Volatilität aufweisen. 
Daher bleibt abzuwarten, wie verlässlich dieses erste Signal 
ist. Das werden wohl die kommenden Monate zeigen.

Michael Berlemann, Marina Eurich

Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut (HWWI)
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